
  
    
  


  [image: ]


  
    
      
    


    
      
        Wolfgang Engler


        Die Ostdeutschen als Avantgarde


        


        


        


        


        

      


      
        [image: ]


        Aufbau-Verlag

      

    

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    Impressum


    ISBN E-Pub 978-3-8412-0056-3


    ISBN PDF 978-3-8412-2056-1


    ISBN Printausgabe 978-3-7466-8113-9


    


    Aufbau Digital,


    veröffentlicht im Aufbau Verlag, Berlin, 2010


    © Aufbau Verlag GmbH & Co. KG


    Die Erstausgabe erschien 2002 bei Aufbau


    


    Dieses Werk ist urheberrechtlich geschützt. Jegliche Vervielfältigung und Verwertung ist nur mit Zustimmung des Verlages zulässig. Das gilt insbesondere für Übersetzungen, die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen sowie für das öffentliche Zugänglichmachen z.B. über das Internet.


    


    Umschlaggestaltung Torsten Lemme


    unter Verwendung einer Radierung von Andreas Zahlaus


    


    Konvertierung Koch, Neff & Volckmar GmbH,


    KN digital – die digitale Verlagsauslieferung, Stuttgart


    


    www.aufbau-verlag.de

  


  
    
      
    


    Menü


    
      Buch lesen


      Innentitel


      Inhaltsübersicht


      Informationen zum Buch


      Informationen zum Autor


      Impressum

    

  


  
    
      
    


    Inhaltsübersicht


    
      
        	
          Vorrede

        
      


      
        	
          Das ostdeutsche Idiom


          Wie es kam, daß die »Ostdeutschen« aus der DDR als Ostdeutsche hervorgingen

        
      


      
        	
          Herausforderung und Antwort


          Warum es nach 1989 nicht zum Streit der Generationen kam und wie die Jüngeren den Umbruch verarbeiteten

        
      


      
        	
          Vom Kollektiv zum Team


          Wie die arbeiterliche Gesellschaft die industrielle Vergangenheit konservierte und die Menschen dennoch für die Zukunft erzog

        
      


      
        	
          Downsizing auf ostdeutsch


          Wie die arbeiterliche Gesellschaft sich auflöste, was an ihre Stelle trat und worüber man ganz neu nachdenken muß

        
      


      
        	
          Schicksal und Geschick


          Warum Ostdeutsche ihr Scheitern nicht psychologisieren, sondern unbeirrt in soziale Begriffe fassen

        
      


      
        	
          Die kritische Masse


          Warum sich die Ostdeutschen von der Arbeitsgesellschaft befreien müssen, um ihr Glück zu finden, und wie das gelingen könnte

        
      


      
        	
          Nachbemerkung

        
      


      
        	
          Quellenhinweise

        
      

    

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |7|Vorrede

    


    
      Habt Ihr die Lag, in die das Schicksal Euch


      Versetzt, bereits erwogen? Wißt Ihr schon,


      Wie Euer Herz darin sich fassen wird?


      Heinrich von Kleist, Das Käthchen von Heilbronn

    


    


    Gewöhnlich kristallisiert sich der Titel eines Buches endgültig erst im Schreibprozeß heraus; hier stand er am Anfang, und ich bin dem geschäftsführenden Leiter des Aufbau-Verlags, René Strien, für diesen Vorschlag zu großem Dank verpflichtet.


    Indem er das vermeintlich Unvereinbare in eine Formulierung faßte, dem allzu Vertrauten eine überraschende Wendung gab, hat er mir das Schreiben mit ermöglicht.


    Am Interesse, den Faden meiner früheren Abhandlung über die Ostdeutschen dort wieder aufzunehmen, wo sie endete, 1989, hat es nicht gefehlt und ebensowenig an Ermutigung durch Kritik und Leserschaft.


    Auch mangelte es nicht an Material, im Gegenteil; man hat in bezug auf Ostdeutschland in Analogie zum aggressiv betriebenen Fischfang schon seit längerem von einer »überforschten Landschaft« gesprochen; und wie man diese Forschung im einzelnen auch beurteilen mag – die Entvölkerung der soziologischen Jagdgründe hat sie jedenfalls nicht zu verantworten.


    Allenfalls könnte man ihr einen Mangel an Perspektive zum Vorwurf machen.


    Viele Untersuchungen verfahren äußerst kleinteilig, und haben sie einen übergeordneten Gesichtspunkt gefaßt, der die Liebe zum Detail begründet, dann verbergen sie ihn oftmals mit derselben Hartnäckigkeit, mit der sie die Einzelheiten vor dem Publikum ausbreiten.


    |8|Arbeiten mit größerem Radius verketten die Ereignisse zumeist entlang der Zeitachse, der empirischen Abfolge gemäß, in der sie sich zugetragen haben, und erwecken dadurch den Eindruck, als fälle die Ordnung des Archivars das abschließende Urteil über die Ordnung der Dinge.


    Was die beschauliche Ruhe des Archivs zum Schweigen bringt, ist genau das, was die Problemgeschichte interessiert: das Ächzen der Scharniere, wenn sich Ereignis an Ereignis fügt; die Risse in der Ordnung, die sich allein dadurch bilden, daß es in jedem Augenblick mehr als eine Möglichkeit gibt, die Kette der Begebenheiten fortzusetzen; der Kampf der Deutungen um die verbindliche Auslegung des Seins, der in dem simplen, aber nur allzu oft vernachlässigten Umstand gründet, daß die Menschen Geschichte nicht machen können, ohne sie zu interpretieren, ihrem Tun und dem der anderen Sinn beizumessen, und zwar nach Lage und Erwartung je verschiedenen; der beständige Wechsel von vorläufigem Abschluß und erneuter Öffnung der Horizonte, der die Handelnden immer wieder Anker in die Zukunft werfen läßt, an deren Tauen sie sich forthangeln, den Boden unter den Füßen vorsichtig ertastend.


    Das Leben einzelner wie umfassenderer Überlebenseinheiten läßt sich chronologisch ordnen, aber um es zu verstehen, muß man die Chronologie verlassen und die einzelnen Episoden nach dem Maß ihrer Erlebnis- und Orientierungsqualität gewichten; erst dadurch entsteht eine Erzählung.


    Die Gewichtung bereits abgeschlossener Episoden verändert sich mit jeder wirklich neuen Erfahrung in der Gegenwart, der Erzählimpuls kommt immer aus der vorgestellten Zukunft.


    Das Leben ist ein Fortsetzungsroman, und wie bei jedem Roman ist es die Konzeption des Ganzen, die Perspektive, die Kapitel an Kapitel reiht.


    Perspektive ist kein Attribut des Intellekts, sondern des Willens; dem Klügsten wird sie verschlossen bleiben, wenn sich nicht Leidenschaft hinzugesellt.


    |9|Und so falsch es auch ist anzunehmen, der Wille zur Zukunft sei ein ausreichender Garant für ein gelingendes Leben, so ist es doch vollkommen zutreffend zu sagen, daß er allein Berge zu versetzen und den Blick auf die geschichtliche Landschaft zu öffnen vermag.


    Eine soziologische Erzählung muß dieses praktische Wunder nachahmen und ihre Absichten gleichfalls ins Futurum setzen.


    Ist das im vorliegenden Fall womöglich allzu phantastisch?


    Schließen sich die Worte »Ostdeutschland« und »Zukunft« nicht wechselseitig aus? Klingt »Die Ostdeutschen als Avantgarde« nicht wie eine Parodie auf Verhältnisse, mit denen sich Müdigkeit und Resignation zwangloser verbinden als Zuversicht und Tagtraum?


    Für mich eröffnete sich erst durch diesen Zugang die Möglichkeit, über die Ostdeutschen nach 1989 schreiben zu können, und so unsicher ich meiner Sache zu Anfang war, so erstaunt war ich, als die Wirklichkeit, derart zur Rede gestellt, zu antworten begann.


    Ob es mir gelungen ist, ihr die Zunge so zu lösen, daß sie vernehmlich genug spricht, darüber steht einzig dem Leser ein Urteil zu.


    Noch ein abschließendes Wort zum Umgang mit dem Material.


    Vor die Wahl gestellt, meine Gedanken mit brillant formulierten Argumenten aus der gebildeten Welt zu untermauern oder die leibhaftige Rede der Akteure für sie zeugen zu lassen, auch da, wo sie stockte, entschied ich mich in neun von zehn Fällen gegen den akademischen Diskurs und für das Dokument.


    Mir schien, ich müßte die Menschen sehen, von denen ich handelte, und um mir Gewißheit über die Ernsthaftigkeit ihrer Ansichten und Überzeugungen zu verschaffen, fand ich keinen besseren Bürgen als ihre Körper und Körperhaltungen, ihre Blicke und ihr Mienenspiel.


    |10|Ein Dokumentarfilm, den ich sah, ersetzte mir ein Dutzend Bücher.


    Mir ist bewußt, daß ich mich damit dem Vorwurf der Ignoranz aussetze, aber in einer Zeit wie der unseren, in der man die Welt vor lauter Informationen kaum noch sieht, stimuliert die Diät der Fakten direkt den Appetit der Phantasie.
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      |11|Das ostdeutsche Idiom

    


    Wie es kam,


    daß die »Ostdeutschen« aus der DDR


    als Ostdeutsche hervorgingen

  


  
    
      
    


    


    |12|Andererseits, dieser Personenkreis wäre zu haben gewesen für ein gesellschaftspolitisches Engagement, das dem Selbstverständnis der Bundesrepublik zu mehr Wirklichkeit verhelfen wollte, was Rechtssicherheit, soziale Gerechtigkeit, Verständigung mit den osteuropäischen Nachbarn und Kriegsopfern angeht; und nämlich nicht als fünfte Kolonne im ausländischen Auftrag, sondern aus einer Loyalität zur Bundesrepublik, die sich eine bessere Bundesrepublik wünscht, eine Verwirklichung auch von Erwartungen, die die DDR enttäuscht hat. Es ist leider nicht ausgemacht, ob die Bundesrepublik einer Loyalität bedarf, die über die Umlage kommunaler Kosten hinausginge. Vorläufig ist es möglich, daß ein politisches Engagement verkümmert zur passiven Verarbeitung von Politik.


    


    Uwe Johnson, Versuch, eine Mentalität zu erklären (1970)

  


  
    
      
    


    


    |13|Eine soziologische Erzählung über die Ostdeutschen, über ihr kollektives Geschick seit dem 89er Umbruch und über die Aussichten, die sich ihnen im heutigen Deutschland und in der Welt eröffnen, muß sich zuallererst ihres Personals versichern.


    Die Ostdeutschen – gibt es die überhaupt? Bilden sie, nachdem sie Mauer und Befestigungsanlagen zum Einsturz brachten, noch eine abgrenzbare Einheit? Weiß die politische Geographie der Gegenwart noch von Ostdeutschen und Ostdeutschland? Stimmt die Himmelsrichtung?


    Diese Fragen sind alles andere als rhetorischer Natur; sie führen mitten ins Thema. Sie stellen sich bei dieser Untersuchung auch nicht zum ersten Mal, sondern tauchten bereits im Zusammenhang einer früheren Betrachtung auf, die »Die Ostdeutschen« ebenfalls im Titel führte. Und es hat nicht an Kritiken gefehlt, die darin eine unzulässige Verallgemeinerung erblickten, wenn nicht sogar Schlimmeres, eine abgehobene, dem Denken und Fühlen der Menschen äußerliche Konstruktion.


    Zunächst: Kollektive Biographien, gemeinschaftliche Schicksale gibt es so gut wie individuelle, und solange man sich der Vielfalt in der Einheit bewußt bleibt, spricht nichts gegen ein solches Verfahren. »Der Ostdeutsche« wäre eine gehaltlose Abstraktion gewesen, die die schlechtesten Traditionen der alten Völkerkunde heraufbeschworen hätte; »Die Ostdeutschen« schloß die Differenz in sozialer, kultureller, geschlechtlicher und generationsmäßiger Hinsicht von vornherein ein, freilich auch das die Unterschiede Übergreifende, die in der unendlichen Abstufung von Lagen und Charakteren sich manifestierenden Gemeinsamkeiten.


    |14|Das simple Mißverständnis einmal ausgeräumt, Identität eigne nur dem Individuum, der Person, höherstufigen Überlebenseinheiten aber nicht, bleibt immer noch der andere Einwand. Die objektiven Gemeinsamkeiten, die die Analyse herauspräpariert, können dem verbreiteten Empfinden der Menschen durchaus widersprechen.


    In der Tat bezeichneten die Bewohner der DDR sich selbst kaum als »Ostdeutsche«; ein Problem, mit dem die frühere Abhandlung rang, ohne eine Lösung zu finden, die Objektives und Subjektives befriedigender in Einklang brachte. Natürlich wäre es möglich gewesen, den offiziellen Sprachgebrauch aufzugreifen und von »DDR-Bürgern« zu sprechen. So argumentierte auch ein Kritiker in vorwurfsvollem Ton:


    »Ein Buch mit dem Titel ›Die Ostdeutschen – Kunde von einem verlorenen Land‹ wäre vor der Wiedervereinigung in der DDR auf jeden Fall für das Werk eines Revanchisten gehalten worden. Dort gab es keine Ostdeutschen, sondern nur Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, die überdies auch kein ›verlorenes Land‹ im Osten kannte, da sie sich für ein neues Deutschland hielt; das alte hatte Hitler verspielt. Nur die westdeutschen Revanchisten sprachen noch von Ostdeutschland und nannten die DDR Mitteldeutschland.«


    Was hätte Uwe Johnson dazu wohl gesagt, der schon in den sechziger Jahren in seinen literarischen Werken wie selbstverständlich von »Ostdeutschen« und »Westdeutschen« sprach, um gegenüber ideologischen bzw. revanchistischen Zuschreibungen wie »die Brüder und Schwestern in der Zone« oder »die Mitteldeutschen« ausdrücklich Abstand zu gewinnen? Und so wie mit diesen Etiketten hätte es sich auch mit den »DDR-Bürgern« verhalten. Die Formel suggeriert, gewollt oder ungewollt, eine Identifizierung mit dem Staatswesen, die mehrheitlich gerade nicht vorhanden war. Sich ihrer zu bedienen hätte bedeutet, die bei unterschiedlichen sozialen Gruppen unterschiedlich ausgeprägte |15|Distanz zur DDR stets mitzuformulieren, und das wäre der Darstellung schon sprachlich nicht gut bekommen.


    Aus sachlichen Gründen weit näher lag die Rede vom »gelernten DDR-Bürger«, in der die ironische Distanz zu den politischen Gegebenheiten und zu sich selbst vernehmbar mitschwang. Sie stets aufs neue zu bemühen, widerstrebte mir nicht nur aus stilistischen Gründen; irgendwann hatte der gelernte DDR-Bürger die DDR ebenso über wie der ohne weitere Ausschmückung und wünschte sich nur noch eines – Bürger ohne DDR zu sein. Diese Ablösung im einzelnen darzustellen war eine der wesentlichen Absichten des Buches. Ihr kam »Die Ostdeutschen«, geographisch korrekt und gefühlsarm, am besten entgegen.


    Eine letzte, dann doch verworfene Möglichkeit bestand darin, die Ostdeutschen zunächst durchgehend in Anführungszeichen zu setzen und erst auf jenem Punkt der Argumentation auf diese zu verzichten, an dem die derart Angesprochenen sich ihren Weg ins Freie bahnten und die DDR geistig und praktisch überwanden. Das allein hätte die Perspektive des Soziologen mit jener der Akteure versöhnt und den massenhaften Abstoßungsprozeß sprachlich korrekt markiert.


    Nur, wer hätte das beim Lesen wirklich so verstanden und dabei nicht vielmehr die in Anführungszeichen gesetzte oder als »sogenannt« apostrophierte DDR aus den Zeiten des Kalten Krieges assoziiert?


    All diese Schwierigkeiten und Fallstricke ins Kalkül gezogen, erscheinen mir »Die Ostdeutschen« noch heute als die komfortabelste Lösung.


    


    Dies um so mehr, als sich die Bewohner der DDR nach dem Umsturz der politischen Verhältnisse und, je längere Zeiträume seither verstrichen, in desto höherem Maße gerade als Ostdeutsche zu erkennen gaben.


    Daß »die Ostdeutschen«, wie der Titel dieses Kapitels es zum Ausdruck bringt, als Ostdeutsche aus der DDR hervorgingen, |16|ist in vieler Hinsicht erstaunlich und einer eigenen Betrachtung wert.


    Setzten sie sich doch zunächst auf dem kurzen Weg vom Spätherbst 1989 bis zum Vollzug der deutschen Einheit in ihrer großen Mehrheit unübersehbar gesamtdeutsch in Szene, sprachlich, symbolisch, programmatisch. Sie kannten, scheint es, seit »das Volk« aus dem bestimmten in den unbestimmten Artikel ausgewandert war – »Wir sind ein Volk« –, nur noch Deutsche.


    Daß der kollektive Resonanzboden, der den Ruf erschallen ließ, nicht rein, sondern mit Kränkungen und Ressentiments (»Deutsche zweiter Klasse«) durchsetzt war, kräftige Verstrebungen noch älterer Prägungen aufwies, verstörte vor allem die Gebildeten in beiden Teilen Deutschlands. Hier schienen Tabus und Verkapselungen aufzubrechen, die am besten für immer unter Verschluß geblieben wären.


    »Die Westdeutschen verwuchsen mit Westeuropa, viele sogar mit Nordamerika; die Ostdeutschen fanden nur wenig Zugang zu ihren Nachbarn«, schrieb der Historiker und Journalist Peter Bender, und: »Die Westdeutschen wurden Europäer, soweit man das werden kann, die Ostdeutschen blieben deutsch.« Mit diesem Urteil offenbar nicht ganz zufrieden, fügte er sogleich hinzu:


    »Beide wurden von ihrem politischen und wirtschaftlichen System geprägt, und da es vier Jahrzehnte lang geschah und mehrere Generationen schon in diesen Systemen aufwuchsen, wirkte die Prägung stark und nachhaltig. Aus Deutschen wurden einerseits Ostdeutsche und andererseits Westdeutsche, ein Unterschied, der die Vereinigung mehr als alles andere behindert.«


    Wie nun?


    Entstiegen die Einwohner der DDR dem von ihnen selbst zum Einsturz gebrachten Staatsgebäude als Deutsche oder als Ostdeutsche? Resultierten die Reibungen zwischen den beiden Großgruppen vornehmlich daraus, daß die Ostler zu viel Nationales, Nationalstaatliches mitbrachten; |17|»altdeutsches« Gepäck, mit dem die Westler nichts mehr anzufangen wußten, oder hatte umgekehrt zwischen Elbe und Neiße doch eine der »Verwestlichung« entsprechende »Veröstlichung« stattgefunden?


    Oder gilt vielleicht das von Bender nicht in Betracht gezogene Dritte, daß sich die Ostdeutschen in ihrem Wunsch und Angebot, als Deutsche, möglichst erster Klasse, wahrgenommen und behandelt zu werden, abgewiesen fühlten und deshalb einen Wissens- und Erfahrungsvorrat, der ihnen geläufig war, nach Anknüpfungspunkten für die neue Zeit befragten?


    Dafür spricht einiges.


    Manchem mag es so ergangen sein wie dem Schweißer aus Wismar, den ein Dokumentarfilm aus der Mitte der neunziger Jahre zu Wort kommen ließ.


    Im Unterschied zu vielen seiner einstigen Kollegen von der Matthias-Thesen-Werft war er während der Dreharbeiten noch in dem unterdessen in »Meerestechnik Wismar« umbenannten Unternehmen tätig. Die Belegschaft schrumpfte zu dieser Zeit weiter und ebenso das Betriebsgelände. »Der Zaun kommt immer näher an die Halle heran«, hört man ihn sprechen, »die Werft wird immer kleiner.« Dem aktuellen Eigentümer droht Insolvenz.


    Noch weiß er nicht, wie der Nachfolger, die »Bremer Vulkan«, mit ihrem Besitz verfahren wird. Indes bedurfte er dieser Erfahrung auch gar nicht, um den Ostdeutschen in ihm aufzurufen. Sein prägendes Erlebnis lag bereits Jahre zurück. Kurz nach der Grenzöffnung war er im Harz, und da traf es sich, daß der Brocken, bis dahin militärisches Sperrgebiet, wieder für jedermann zugänglich war.


    Oben angekommen, begegnete er einem Westdeutschen, der mit ausgestrecktem Arm über die Landschaft fuhr und verkündete: »Da unten, das reißen wir alles ab, wird neu gebaut.«


    Das genügte; seine damalige Erregung hat sich mit den Jahren kaum gelegt.


    |18|»Das gibt ’n Stich ins Herz. Das war unser, das ham wir uns aufgebaut. Wir könn’ selber Schiffe entwickeln, haben sie auch entwickelt, die fahrn heute und diesen Tach noch, ich wüßte nicht, daß eins untergegangen ist, normalerweise, wir ham Häuser gebaut, wir ham Städte gebaut, gut, wir ham nur zwei Autotypen gebaut, Trabant und Wartburg, nicht ’mal das ham wir richtig hingebracht.«


    Kein Lobredner der DDR, wie die abschließende Wendung zeigt, nicht blind für ihre gravierenden Mängel, sieht er sich um seiner Selbstachtung willen zur Verteidigung der eigenen Errungenschaften veranlaßt und benennt, einmal am Zuge, die dazugehörige Verhaltensweise:


    »Ich sage, der Ostdeutsche, ich weiß nicht, ob er’s noch is, er war früher aufgeschlossener allem gegenüber, er war persönlicher, geselliger, wir ham schöne Betriebsfeiern gehabt, mit Tanzen mit Ehegatten […] Das gibt’s heute alles nich mehr. Das war wie weggeblasen, obwohl die Menschen dieselben geblieben waren.«


    


    Solche Aussagen findet man viele, und wie man sieht, sind es keineswegs nur die sogenannten Wendeverlierer, die sie formulieren.


    Eine Frau, Mitte Vierzig wie der Schweißer auch, die im selben Film erscheint, entzieht dem Vorurteil, das »ostdeutsche Gefühl« sei rückwärtsgewandt und auf Abstiegserlebnisse zurückzuführen, vollends den Boden. In der DDR hatte sie Ökonomie und Technologie der Tierproduktion studiert und die Wende genutzt, um sich selbständig zu machen.


    Am Anfang sieht man sie im Mercedes-Benz, später in ihrem Büro im schlichten, modischen Kostüm. Sie hat es, fürs erste jedenfalls, geschafft. Aber neue Erfahrungen, sie mögen beruflicher oder privater Natur sein – das bleibt im Hintergrund –, geben ihr diese Worte ein:


    »Auf der Strecke geblieben ist, glaube ich eindeutig, wohl der unkomplizierte Umgang untereinander, weil es |19|war ja eigentlich damals so, daß jeder wußte, was der andere hatte, und im Grunde genommen hatte man genausowenig wie rechts und links der, die wirklich mehr hatten, mit denen hatte man nichts zu tun, und insofern wars unproblematisch, mit Leuten, die man kurz kannte, zusammen Kaffee zu trinken oder irgendwo hinzugehen und sich zu unterhalten. Jetzt ist es doch durch den Verlust der Arbeit bei vielen und durch die materielle Veränderung, vom Lebensstandard eben her, komplizierter, und dieses materielle Denken wächst bei uns eben immer stärker rein. Dieses Zwischenmenschliche ist bei uns doch ziemlich den Bach runtergegangen.«


    »Aus uns«, fügt sie abschließend hinzu, »sind auch alles vernünftige Leute eigentlich geworden. Ich glaub’, wer damals zu DDR-Zeiten gut klar gekommen ist, kommt es jetzt auch.«


    So einfach und direkt, wie sie vermutet, ist der Zusammenhang zwischen einstiger und heutiger Lebensbewältigung wohl nicht, aber darauf kommt es hier auch gar nicht an.


    Ihre Äußerung zeigt nachdrücklich, daß die Wertschätzung ostdeutscher Tugenden nicht nur aus dem Munde derer kommt, die die DDR stützten und repräsentierten, sich nicht nur bei jenen findet, die den neuen Verhältnissen Tribut zollen mußten; sie ist auch Menschen geläufig, die ihre Fähigkeiten erst nach dem Umbruch in vollem Umfang entwickeln konnten, die beruflichen Erfolg und materiellen Wohlstand vorzuweisen haben.


    Natürlich spielen auch Bitterkeit und kultureller Korpsgeist eine Rolle, Ausschluß- und Abstiegserfahrungen und nicht zuletzt das Gefühl der Fremdbestimmung.


    Das »ostdeutsche Idiom« hat seine sozialen Dialekte; es wird unverkrampft gesprochen und spannungsgeladen, beiläufig und gezielt, defensiv und angriffslustig, im kleinen und im großen Plural.


    Daß sich die vielen Klangfetzen immer wieder zur Melodie |20|zusammenfügen, darüber geben noch die blassesten Zeitzeugen, Zahlen, Umfragen und Statistiken genaue Auskunft.


    


    Für den »Sozialreport« seit den frühen neunziger Jahren repräsentativ nach ihrer Identifikation mit den verschiedenen Dimensionen des politischen Raums befragt, hatten die Bürger der »neuen Bundesländer« folgende Wahl:


    [image: ]


    Daß die Gemeinden, die Städte und Stadtbezirke sowie die Bundesländer in der Gunst der Bürger höher stehen als der ganze Kontinent, mag man angesichts der dem »Aufbau Ost« von der Europäischen Gemeinschaft zufließenden Geldmittel bedauern; erstaunlich ist das Gefälle nicht. Teils erklärt es sich aus dem Radius der einzelmenschlichen Erfahrung, teils aus den diesen Ebenen zugeschriebenen Einflußmöglichkeiten.


    In höchstem Maße erstaunlich ist dagegen, daß die emotional intensivsten Bindungen ausgerechnet jener Ebene gelten, die als einzige auf der politischen Landkarte gar nicht verzeichnet ist – Ostdeutschland.


    Die Verbundenheit mit Ostdeutschland hat sich im Verlauf der letzten Jahre noch erhöht und übertrifft sogar, faßt |21|man die beiden ersten Spalten zusammen, die erfahrungsnäheren Lebensbezirke, Lokalität und Bundesland. In auffälligem Kontrast dazu kühlten sich die auf die Bundesrepublik als Ganze gerichteten Gefühle seit dem Anfang der neunziger Jahre stetig ab.


    Da mangels repräsentativer oder sonstiger, speziell für den Osten Deutschlands konzipierter Institutionen eine eigentümlich politische Identifizierung mit Ostdeutschland ausscheidet, kann es sich nur um eine rein kulturelle handeln.


    Zwischen dem Kleinen und dem Großen angesiedelt, als politischer Bezugsrahmen irrelevant, als kultureller desto bedeutsamer, vermittelt »Ostdeutschland« den dort lebenden Menschen zweifellos die stärksten Zusammengehörigkeits- und Identitätsgefühle.


    Daß die Bundesrepublik unter jüngeren Menschen höheres Ansehen genießt als unter älteren, trifft zu, vor allem für die unter Fünfundzwangzigjährigen. Aber selbst in diesen Altersgruppen überwiegt die Unentschiedenheit, das Zögern, fühlen sich die weitaus meisten »weder der DDR noch der BRD« verbunden.


    Die einzige ostdeutschen Jugendlichen gewidmete Langzeitstudie des Leipziger Jugendforschers Peter Förster gelangt zu demselben Ergebnis und läßt darüber hinaus erkennen, daß der Anteil derer, die sich der Bundesrepublik bereits »vollkommen« zugehörig fühlen, in den neunziger Jahren mit leicht rückläufiger Tendenz bei etwa einem Drittel verharrt.


    Unentschieden, zögerlich zeigen sich die Ostdeutschen auch im Bevölkerungsdurchschnitt. Die Mehrheit verspürt weder Sehnsucht nach der DDR noch allzu große Sympathie für das neue Gemeinwesen. Das zieht sich durch sämtliche Alters-, Qualifikations-, Berufs-, Einkommens- und Statusgruppen. In jeder dieser statistischen Kategorien rangiert die Selbstzurechnung als Bundesbürger deutlich hinter der Einordnung in »weder DDR noch BRD«.


    |22|Daß Arbeitslose Bundesbürgergefühle seltener entwickeln als die Beschäftigten und daß unter diesen wiederum die Beamten eine überdurchschnittlich hohe Affinität zum neuen Staat bezeugen, überrascht ebensowenig wie die insgesamt positivere Einstellung der Besserverdienenden.


    Am Gesamtbild ändern diese Unterschiede wenig.


    Nicht länger in fest umrissenen, kaum überwindbaren Grenzen lebend, politisch der Bundesrepublik und Europa, militärisch der NATO, wirtschaftlich dem ganzen Globus inkorporiert, zogen die Ostdeutschen nach 1990 selber Grenzen, fließende zwar und immaterielle, für ihr Selbstwertgefühl, für ihr Leben und Zusammenleben jedoch sehr greifbare.


    Schon für die DDR-Zeit keine realitätsfremde Konstruktion, formierten sich die Ostdeutschen nach dem Systemwechsel zu einer wohlunterscheidbaren Überlebenseinheit. Aus den Ostdeutschen an sich wurden die Ostdeutschen für sich.


    Wie keine andere Konstante der politischen Geographie vermittelt »Ostdeutschland« zwischen dem einzelnen und der gesamten kulturellen Gruppe, und indem es die emotionalen Valenzen bindet, die durch das Verschwinden der DDR frei wurden, auch zwischen Vergangenheit und Zukunft.


    Anders als manche glauben, wurde die ostdeutsche Identität nicht erst mit und nach der Wende erfunden, schon gar nicht aus freien Stücken; sie wurde vielmehr zugleich erfunden und entdeckt, d. h. geschöpft. Als Material diente eine kollektive Denk- und Verhaltensart, die, solange die DDR bestand, nicht weiter auffiel, wohl eher als willkommene Beigabe des »Systems« betrachtet wurde; das Motiv, ein kulturelles Band zu knüpfen, das die einzelnen umfing und stärkte, fungierte als Fokus.


    Der ostdeutsche Gemeinsinn kopiert die DDR-Geschichte nicht; er bedient sich ihrer als Steinbruch für Erzählungen, die der Vergangenheit Bewandtnis, der Gegenwart |23|Rückendeckung und dem Schritt in die Zukunft Orientierung geben, und je größer die Gefahr der Zerstückelung der Biographien, der Regression des Gedächtnisses auf ein bloßes Vorher und Nachher ist, desto wichtiger wird die lebensgeschichtliche Einordnung des historischen Bruchs.


    


    Um die Bedeutung eines in Würde erzählbaren Lebens für die Ostdeutschen der Nachwendezeit zu veranschaulichen, wüßte ich kein besseres Beispiel anzugeben als das von Jürgen Schütze, Hauptakteur in dem Dokumentarfilm »Die Schützes: 1989–1999« von Wolfgang Ettlich.


    Als er das erste Mal gemeinsam mit seiner Frau Kathrin und Tochter Sandra vor der Kamera erscheint, ist die Mauer gerade gefallen. Er arbeitet als Leiter eines staatlichen Obst- und Gemüseladens im sächsischen Zschopau, möchte aber so bald wie möglich ein eigenes Geschäftslokal eröffnen, möglichst gleich mehrere. Kurz darauf reist er nach München zu einem großen Früchte- und Gemüsemarkt und knüpft Handelsbeziehungen mit einem Großhändler aus dem Westen an. Als er von dort die erste Lieferung bekommt, bildet sich vor dem Laden eine große Schlange, wie früher, nur gibt es diesmal verführerische Ware und die Geschäfte gehen gut.


    Im Sommer 1990 eröffnen die Schützes einen eigenen Stand am Markt. Das Leben des Paares kreist von früh bis spät um Arbeit, immerhin auf eigene Rechnung, und »Herr im Hause« sind sie auch. »Die Menschen müssen sich total ändern«, erzählt er dem Dokumentaristen. »Mit Kollektiv spielt sich nichts mehr ab. Wie gearbeitet wird, bestimme ich.«


    Gleich nach der Währungsunion kauft er sich ein Motorrad – ein alter Traum. »Wir sind wer«, freut er sich. »Mit Geld ändert sich die Persönlichkeit.«


    Ein Urlaub mit der Frau am bayerischen Tegernsee zeigt ihm die Grenzen auf. Inmitten des wohlhabenden und eleganten Publikums wirken die beiden irgendwie verloren. |24|Sie fühlen sich unsicher und sichtlich gehemmt. »Wir sind immer noch zu schüchtern.«


    Zu Hause regt sich die Konkurrenz und die Qualität der gelieferten Ware läßt wiederholt zu wünschen übrig. Manchmal wacht er nachts auf, mit immer demselben Gedanken – »Die Kunden müssen bei mir stehen.«


    Im Frühjahr 1991 hat er neue Gewerberäume aufgetan. Auf Kredit und nach Hinterlegung entsprechender Sicherheiten erwerben die Schützes gleich das ganze Haus – etwas fürs Alter und für die Tochter.


    Im Herbst eröffnet das Geschäft, das Molkereiprodukte und Käsespezialitäten führt. Schon denkt er an einen Gemüseladen mit Innenstadtlage. Doch unterdessen sterben auch in Zschopau die Fabriken; das dämpft die Konsumtion.


    Am geschäftlichen Nerv getroffen, engagiert sich Jürgen Schütze für die Belange der Arbeiter in der Region. Er wird Vorsitzender des örtlichen Gewerbeverbandes und spricht in einer großen Werkhalle vor der Belegschaft des Motorradwerkes »MZ«. Dabei versucht er sich erstmals im ostdeutschen Idiom:


    »Vor der Wiedervereinigung warn wir doch gar nicht so schlecht. Unsere erzeugten Produkte wie von MZ, Plaste, Strumpfindustrie, Feinseide, Baumwolle wurden in den alten Bundesländern und in den westlichen Staaten aufgrund der guten Preise uns aus der Hand gerissen, aus der Hand genommen […] Und jetzt soll das alles totgemacht werden, wir begreifen das nicht. Diese Betriebe haben doch einen guten Namen […] Es gibt fast den Verdacht, daß die Treuhand Betriebe schließen läßt, um Produkte aus den alten Bundesländern hier abzusetzen. Wir haben schon vierzig Jahre nicht viel gehabt, aber Arbeit hatten wir immer. Jetzt haben wir ein einig Deutschland, aber keine Arbeit mehr. Wir fühlen uns verraten und verkauft.«


    Kurz nach diesem Auftritt schließt »Frucht-Schütze« am Markt endgültig die Läden. Parkplätze mit Parkuhren sind |25|für die Stadt finanziell einträglicher – die erste große Enttäuschung.


    Dann geht es wieder ein kleines Stück voran. Für die noch freien Geschäftsräume des erworbenen Hauses findet sich im Sommer 1992 ein zahlungskräftiger Mieter – Mercedes-Benz wird ein Verkaufsbüro eröffnen. Dafür muß das Haus jedoch zuvor mit neuen Krediten repräsentativ hergerichtet werden.


    Bei den Umbauarbeiten verletzt sich Kathrin Schütze ernstlich; sie fehlt erst länger im Geschäft, und als sie zurückkehrt, kann sie nicht mehr wie früher mit anpacken. Unglücklicherweise geht der Umsatz gerade zu dieser Zeit merklich zurück. Sie versuchen es mit Personaleinsparungen, können den Laden aber nicht halten. Als nunmehr abhängig Beschäftigte der Handelskette SPAR führen sie ihn noch einige Zeit weiter, dann geben sie notgedrungen auf.


    Im Sommer 1993 hat Jürgen Schütze mehrere Kaufmärkte von SPAR gepachtet; man sieht ihn von Laden zu Laden fahren. »Es liegt an jedem selber«, sagt er noch immer, aber er wirkt gehetzt. »Ich kann nicht aufgeben. Ich bin einundfünfzig Jahre.«


    Das drohende Scheitern vor Augen, sucht er nach Schuldigen und findet sie in den »alten Genossen«, die ihre Position behauptet haben; »Steinbruch und Straßenarbeiten« wünscht er sich für sie. Wäre es nach ihm gegangen, hätte man Erich Honecker nicht auf Staatskosten nach Chile geflogen, sondern gleich »über der Ostsee abgekippt«.


    Zwei Jahre später ist der Traum von der eigenen Ladenkette unwiderruflich geplatzt.


    Aber er gibt sich nicht geschlagen und gründet ein Transportunternehmen. Mit einem schon etwas betagten Kleintransporter fährt er, in dieser Branche ein Späteinsteiger, so gut wie alles in so gut wie jeden Ort der Region. Seine tägliche Arbeitszeit beträgt selten weniger als sechzehn Stunden; die unterdessen jugendliche Tochter geht ihre eigenen Wege und die Ehe scheint zerrüttet.


    |26|Da bricht das ostdeutsche Idiom zum zweiten Male durch:


    »Mein Familienleben war bis zur Wende total in Ordnung, da hab ich Zeit gehabt für die Familie, da hab ich Zeit gehabt, mich in’ Garten zu setzen, da hab ich Zeit gehabt, mich um meine Tochter zu kümmern, mich um meine Frau mehr zu kümmern. Im Moment, mir bleibt nix.«


    Ende 1996 kündigt Mercedes den Mietvertrag, überläßt ihm zur Entschädigung aber günstig einen großen LKW. Nun kann er das Fuhrunternehmen auf höherer Stufenleiter betreiben. Allerdings nur, wenn er genügend Aufträge bekommt. Dafür sitzt er selbst Sonntag abends am Telefon.


    Inzwischen ist Kathrin Schütze einem dubiosen Geschäftsmann aufgesessen, der in einer Hinterhausfirma Kurier- und Expreßdienste für imaginäre Kunden aus dem Telefonbuch vermittelt und dafür von seinen »Mitarbeitern« Vorabprovisionen erpreßt. »Wir sind genug reingefallen«, sagen sie und rücken dem Betrüger auf den Leib. Nach Einschaltung der Polizei bekommen sie wenigstens einen Teil ihrer Einlagen zurück – »Wahrscheinlich muß man doch skeptischer sein.«


    Wieder ein halbes Jahr darauf hat er den Führerschein verloren; nun fährt seine Frau den Lastwagen, zwölf Stunden am Tag und länger. »Familienleben«, antwortet sie beinahe höhnisch auf die Frage des Teams, »was ist das eigentlich?«


    Jürgen Schütze, auf dem vorläufigen Tiefpunkt seiner Gründerexistenz angelangt, trägt sich mit Selbstmordgedanken. Dabei fällt er erneut ins ostdeutsche Idiom:


    »Vorneweg war ich feinfühliger. Mich läßt vieles kalt, sehr kalt. Und das hat die Gesellschaft mit sich gebracht. Mich interessiert schon manches gar ni mehr […] Was soll ich mir über jemand anders Gedanken machen, die helfen mir nicht, ich kann ihnen nicht helfen […] Und das hat die Gesellschaft mit sich gebracht. Am liebsten, du wärst gar nicht auf der Welt.«


    |27|Sicherheiten hat das Paar keine mehr; Lebensversicherung, Bausparvertrag und Haus sind längst verpfändet. Und die unberatene Selbständigkeit der Tochter, die den ganzen Tag mit ihrer Clique durch den Ort zieht, macht ihnen das Leben zusätzlich schwer.


    Da hilft vielleicht ein gemeinsamer Urlaub. Sie fahren zu dritt nach Ungarn. »Ein Traumland«, schwärmt er nunmehr. Das ist im Sommer 1998.


    Im Herbst desselben Jahres schleppt sich das Fuhrunternehmen weiter dahin; wenigstens hat er die Fahrerlaubnis wieder. Seine Frau verkauft jetzt Hundefutter in Kommission.


    In Sachsen ist Landtagswahlkampf.


    Die PDS hat Zulauf, stellt er sachlich und ohne Erbitterung fest, will sie aber nicht wählen. Aber auch nicht, wie bisher, die CDU. Er wird es mit der SPD versuchen. Seine Hoffnungen haben sich verflüchtigt und mit ihnen auch sein Pioniergeist aus den frühen Neunzigern:


    »Entweder ham mir was verkehrt gemacht, oder wir sind zu alt für diese Gesellschaft«, sagt er und sie: »Wir ham gedacht, wir können noch was machen, aber wir warn zu alt für den Umschwung.«


    Am Ende steht ein Gruppenbild.


    Während der Vater spricht, blickt die Tochter ihre schweigende Mutter an:


    »Wir sind eine Familie, wir sind zusamm. Aber vorneweg warn wir harmonischer zusamm, da hat alles geklappt, da ham wir keene Probleme gehabt. Und mit den Sorgen, da komm’ private Probleme, nu, und irgendwie ist da was dazwischengekommen […] Es gibt Gefühle, die kann man nicht ausdrücken.«


    


    Das Ost-West-Verhältnis – hier war es ohne Einschränkungen produktiv.


    Denn mit großer Wahrscheinlichkeit hätten sich die Schützes 1989 und in den ersten Jahren danach keinem |28|ostdeutschen Dokumentaristen anvertraut. Sie fühlten sich bevormundet und herumgestoßen, an ihrer beruflichen und persönlichen Entfaltung gehindert und mißtrauten allen, die sie für Repräsentanten dieses Staates hielten. Sie wünschten sich einen möglichst schnellen Anschluß an die Bundesrepublik, der sie sich zugehörig fühlten und deren Bürgern sie Respekt und Vertrauen entgegenbrachten.


    Wie groß der Vertrauensvorschuß war, läßt der Film erahnen. Schon nach kurzer Bekanntschaft gelingt es den Filmemachern mit Kamera und Mikrophon in die persönlichsten Bezirke des Familienlebens vorzudringen; Vorbehalte, Selbstzensur und Schamgefühle scheinen suspendiert.


    Gerade das macht diesen Fall so interessant.


    Denn so wie die Schützes dachten und fühlten damals viele. Die Enttäuschung über ein scheinbar vertanes Leben saß tief, der Haß auf die Führung nicht minder, die Identifikation mit dem anderen deutschen Staat war groß und von widersprüchlichen Erfahrungen noch nicht getrübt. Zwischen der DDR, ihrem politischen System einerseits, den gesellschaftlichen Verhältnissen und mitmenschlichen Umgangsformen andererseits auch nur im Ansatz zu unterscheiden, kam wenigen in den Sinn. Wenn ostdeutsche Eigenschaften und Verhaltensweisen zur Sprache kamen, dann zunächst so gut wie ausschließlich im Sinne von Handicaps: zu wenig selbständig, zu obrigkeitshörig, zu schüchtern. Tugenden, die gepflegt, Errungenschaften, die verteidigt zu werden verdienten, wußte man nicht zu benennen.


    Das änderte sich in Schüben.


    Die Ausweitung und Verstetigung der Beziehung zu Westdeutschen korrigierte das idealisierte Bild, das man sich von ihnen gemacht hatte. Man lernte solche und solche kennen und hinter die sozialen Masken schauen. Mit Markt und Demokratie, darüber bestand kein Zweifel, ließ sich besser auskommen als mit dem alten herrschsüchtigen |29|Staat; dem »Charakter« förderlicher waren sie deshalb noch nicht.


    Sie schufen Risiken, aber keine Gefahren, in denen man sich bewähren, Entscheidungssituationen, aber kaum Mutproben, die man bestehen mußte. Vor dem Umbruch gab es beides, und das störte den Alltag immer wieder auf. Mit derselben Unerbittlichkeit, mit der die DDR die Schwächen der menschlichen Natur offenbarte, forderte sie den Charakter heraus. Wer die Zeit mit Anstand durchlebt hatte, und das galt für die meisten, hatte weder Grund, sich etwas vorzuwerfen, noch Anlaß, andere nachzuahmen.


    Existentielle Krisen, Mißerfolge und die massenhafte Erfahrung sozialen Scheiterns warfen des weiteren die Frage auf, warum es aller Bereitschaft und allen Bemühungen zum Trotz so vielen einfach nicht gelingen wollte, unter den veränderten Umständen Fuß zu fassen. Zunächst geneigt, die »Seilschaften« der alten SED-Nomenklatura für die eigenen Fehlschläge verantwortlich zu machen, nahm man mit den Jahren zunehmend die neuen Verhältnisse in Haftung.


    Unruhe, Getriebensein, Erschöpfung, die sich wie ein roter Faden durch das Leben vieler Ostdeutscher nach dem Umbruch zogen, ließen die oftmals beklemmende Ruhe unter dem alten Regime in günstigerem Licht erscheinen. Der persönliche Aktionsradius war enger, die sozialen Bahnen waren vorgezeichnet, Abwechslungen rar. Aber das Familienleben litt nur selten unter beruflichen Sorgen, es gab Zeit für das Hobby, für geistige Interessen, Muße zum nachbarschaftlichen Austausch, zum Zusammensein mit Freunden und Bekannten.


    Worunter Menschen wie Jürgen Schütze am stärksten litten, war das aufgezwungene Desinteresse am Geschick der anderen, Bekannter wie Unbekannter. »Und das hat die Gesellschaft mit sich gebracht«, sagt er ein ums andere Mal. Wenn das ostdeutsche Idiom überhaupt einen gemeinsamen Nenner hat, dann diesen – die Klage über das |30|Schrumpfen der sozialen Sinne. Hilfsbedürftigen nicht helfen, von anderen wirkliche Hilfe nicht erwarten zu können, weil sie, wie man selber auch, nurmehr mit sich beschäftigt waren – dieses Unglück wogen weder berufliches Fortkommen noch materielles Wohlergehen auf.


    Das bestätigt auch die Demoskopie.


    Alle großen Institute ermittelten, daß sich die persönliche Zufriedenheit der Ostdeutschen seit 1990 auf einem hohen Niveau bewegt und hält, wogegen ihre soziale Zufriedenheit mit den Jahren merkliche Einbußen erlitt. Diese Diskrepanz störte auch die Sozialwissenschaften auf. »Der in Westdeutschland hergestellte Zusammenhang zwischen Gesellschaftssystem und individueller Lage wird so in Ostdeutschland nicht wahrgenommen«, schrieb der Politologe Klaus Schroeder, um fortzufahren: »Die relativ reibungslos und schnell ablaufende Übertragung demokratischer Institutionen hat bisher noch nicht zu einer nennenswerten Akzeptanz dieser Einrichtungen durch die Bürger geführt.«


    Über eine bloße Beschreibung des Sachverhalts gelangt er wie die meisten anderen nicht hinaus.


    


    Um das Phänomen zu entschlüsseln, müßte man tief in die Vorgeschichte der Ostdeutschen eindringen, müßte man insbesondere die Gleichheitserwartungen und egalitären Praktiken, die sie als DDR-Bürger erst widerwillig, dann gewohnheitsmäßig entwickelten, im Detail betrachten. Das kann nur nach und nach geschehen.


    Hier nur soviel: Annähernde soziale Gleichheit stattet die Menschen mit Wahrnehmungen, Urteilen und Gefühlen aus, die selbst geringfügige Unterschiede registrieren und Energien freisetzen, die auf deren Einebnung trachten, auf möglichst vollständigen Ausgleich. Mißgunst und Neid treiben diese Dynamik ebenso an wie Mitgefühl und Großzügigkeit, und es hängt von der konkreten Lage eines Menschen ab, ob der trennende Affekt über die verbindende |31|Emotion oder umgekehrt jene über diesen triumphiert.


    Man möchte niemanden über sich sehen, aber auch niemanden unter sich, weder anderen dienen noch diese zu Dienern herabwürdigen. Die unter Ostdeutschen nach wie vor bestehende Zurückhaltung bei der Inanspruchnahme persönlicher Dienstleistungen, speziell in der eigenen Wohnung oder im eigenen Haus, hat hier einen ihrer Ursprünge.


    Hierher gehörig ist auch die dem ersten Anschein nach wenig geschäftsfördernde Art, mit der ostdeutsche Verkäufer beiderlei Geschlechts, selbständig oder nicht, ihre Waren feilbieten. Statt einzig deren Vorzüge herauszustreichen, sparen sie selten mit Hinweisen auf ihre Mängel und raten gegebenenfalls vom Kaufen ab. Langfristig gewinnen sie dadurch gerade das Vertrauen ihrer Kunden.


    Wenn schon Dienen und Bedientwerden, dann mit offenem Gesicht und freien Worten.


    Vor einiger Zeit äußerte sich in einer Reportage über Weißenfels auch die von dort stammende Inhaberin eines Konfektionsgeschäftes. Anfangs hatte sie die Kleidung überwiegend von westdeutschen Vertretern aufgekauft, später gab sie ostdeutschen den Vorzug, und sie sagt warum:


    »Bei westdeutschen Vertretern, die haben wir ja auch, aber da schalten wir sofort auf Vorsicht, während wir hier bei den ostdeutschen, da hab ich wirklich das Vertrauen, wenn ich dann in diesen Bereich über 20000 komme, dann sagen die: ›Soll ich Ihnen nicht lieber eine Zwischenzahl machen? Wollen Sie nicht lieber einhalten?‹ Allein diese Bemerkung gibt ein Vertrauen […] Das würden westdeutsche Vertreter nie sagen. Die würden sagen: ›Gucken Sie mal, das müssen Sie unbedingt dazutun‹, und genau dieses Stück ist unverkäuflich.«


    Den Geschäftssinn im Konfliktfall dem sozialen Sinn unterzuordnen, den ökonomischen Tausch an den Normen |32|des gesellschaftlichen Austauschs prinzipiell Gleicher zu orientieren, charakterisiert die Ostdeutschen auch von dieser Seite als Erben des sozialistischen Zeitalters. Sehen sie sich in ihrem Gleichheitsstreben gehindert, weil die Hebel des Ausgleichs, die zu bedienen sie gelernt haben, arretiert sind, trübt das umgehend ihre soziale Zufriedenheit. Sie hadern mit einer Gesellschaft, die ihre egalitären Bedürfnisse mißachtet, die ehemals gleichgestellte, ebenbürtige Personen entzweit, teils über Gebühr erhöht, teils sozial entblößt; und selbst Karriere und Reichtum vermögen darüber nicht hinwegzutrösten.


    Daß die »Ostdeutschen« nach 1989 in so großer Zahl zu Ostdeutschen wurden, jene unter ihnen ausdrücklich eingerechnet, die, wie Jürgen Schütze, die DDR ablehnten, wenn nicht verabscheuten, hängt ganz entscheidend mit dieser für ehedem Gleiche kaum erträglichen Asymmetrie der sozialen Blicke zusammen.


    Ich habe lange nach Äußerungen gesucht, die auch dieser Geisteshaltung exemplarisch Ausdruck verleihen könnten. Dann stieß ich auf die Dokumentation einer westdeutschen Journalistin, die sich vor einigen Jahren in Frankfurt/Oder umsah. Dabei traf sie auch Manfred Wolke, einen der bekanntesten Sportler der DDR. Seinerzeit als Boxer international erfolgreich, wechselte er nach 1990 als Trainer ins professionelle Lager und focht seither mit seinen Schützlingen um Millionen.


    Trotz zahlreicher Angebote, seinen Heimat- und Arbeitsort zu verlassen, blieb er in Frankfurt, und nach seiner Wahrnehmung der Umbruchszeit gefragt, fand er diese Worte:


    »Wer sich durchgesetzt hat, dem geht’s natürlich gut […] Aber wir sind ganz einfach gewohnt, auch aufs Umfeld zu gucken. Und da sind schon sehr viele, wo man wirklich von einem Absturz sprechen kann, Leute, die an der Armutsgrenze leben.


    Wenn Sie mich fragen, ich hab mit diesen Dingen kein |33|Problem, aber ich seh eben immer die Bevölkerung oder den Menschen an meiner Seite, und da gibt’s schon Probleme.«


    »Die Ostdeutschen als Avantgarde« – viele werden diese Formulierung als abwegig, deplaziert betrachtet haben und vielleicht noch immer so betrachten. Die einfachen Worte »ich seh’ eben immer die Bevölkerung« aus dem Munde von einem, der sie nicht sehen müßte, der unbeschwerter leben könnte, wenn er sie nicht sehen würde, sollten nachdenklich stimmen.


    Noch immer bringt der Osten Deutschlands Menschen hervor, die sich ihr soziales Urteilsvermögen trotz aller in die entgegengesetzte Richtung weisenden Tendenzen bewahrt haben, die durch ihren Habitus und ihr kulturelles Gedächtnis daran gehindert werden, die soziale Welt einzig aus jener Position wahrzunehmen und zu beurteilen, die sie selbst in ihr einnehmen, die gar nicht anders können, als die anderen zu »sehen«.


    Freiheit und Gleichheit sind gleichursprüngliche Forderungen der Moderne und gleichgewichtige, und wenn es wahr ist, daß sich die soziale Gleichheit unter dem Kommunismus auf Kosten der bürgerlichen und politischen Freiheiten ausdehnte, so folgt daraus doch keineswegs, daß sie sich dafür schämen und nun umgekehrt der Freiheit unterwerfen müßte.


    Sofern es überhaupt einen geschichtlichen Auftrag gibt, den die Ostdeutschen durch ihr Herkommen und ihre jetzige Stellung in der Welt als ihren ureigenen begreifen können, dann den, Gleichheit und Freiheit miteinander zu versöhnen.


    Das wirft die Frage auf, ob Habitus und Gedächtnis der Älteren in der Generationsfolge vererbt wurden und bei denen nachwirken, die 1989 noch zur Schule gingen.


    


    Bevor sie aufgegriffen werden kann, bleibt ein weiteres Phänomen zu klären, das postkommunistische.


    |34|Wie ging es zu, daß die PDS, in und unmittelbar nach dem Umschwung ein Gegenstand der allgemeinen Verachtung, wenn nicht des Hasses, für Opfer, Entbehrungen und Folgen der SED-Herrschaft verantwortlich gemacht, wieder zu einer ernst zu nehmenden politischen Kraft in Ostdeutschland werden konnte, und das in kurzer Zeit?


    An dem Tatbestand selbst, am Aufstieg der PDS vom Sündenbock zur ostdeutschen Volkspartei, besteht kaum ein Zweifel.


    1990 in Landkreisen, Kommunen, Ländern und nicht zuletzt bei den Volkskammerwahlen vom 18. März unmißverständlich aus der Verantwortung gewählt, im Bundestag nur durch die Splittung der Wählervoten in Ost und West vertreten, stieg ihr Stimmenanteil in der Folgezeit auf allen Ebenen kontinuierlich an. Allein auf der Landesebene gewann sie von 1990 bis 1994 im Durchschnitt etwa 7 Prozent der Wählerstimmen hinzu und verbesserte dieses Ergebnis vier Jahre später noch einmal deutlich. Bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus im Herbst 2001 eroberte sie im Ostteil der Stadt annähernd die Hälfte der abgegebenen Stimmen. Seither regiert sie hier wie in Mecklenburg-Vorpommern und bis vor kurzem indirekt auch in Sachsen-Anhalt gemeinsam mit der SPD.


    Auf der unter- wie auf der übergeordneten Ebene vollzog sich dieselbe Entwicklung.


    In Kommunen und Landkreisen stellt sie unterdessen eine kaum noch überschaubare Anzahl von Land- und Stadträten, Bürgermeistern und Ratsherren, dem Bundestag gehört sie seit den letzten Wahlen erstmals »ordentlich« an, d. h. ohne den Umweg über Direktmandate.


    Im gesamten Vereinigungszeitraum von 1990 bis 2001 konnte unter allen in Ostdeutschland aktiven Parteien nur die PDS Sympathiegewinne erzielen. Ihr Ansehen stieg um das Doppelte, wodurch sie mit der SPD gleichzog, die im selben Zeitraum, wie alle sonstigen Parteien auch, merklich an Ansehen verlor. Die unter Fünfundzwanzigjährigen |35|sympathisieren mit den Postkommunisten kaum weniger als ihre überalterte Stammwählerschaft, und die Hochschulabsolventen stellen ihr ein überdurchschnittlich gutes Zeugnis aus.


    Folgerichtig sank die anfänglich manifeste Ablehnung der PDS beinahe stetig; hatte sie unmittelbar nach der Wende die Stimmung der Mehrheit gegen sich, so wird sie gegenwärtig nur noch von einem Fünftel der Ostdeutschen abgelehnt. Auch in dieser Hinsicht steht sie, abgesehen von der SPD, besser da als ihre Konkurrenten.


    Kritiker, mit der erstaunlichen Karriere konfrontiert, sprechen häufig vom kurzen Gedächtnis der Ostdeutschen, von ihrer Sehnsucht, zu vergessen. Sie selber sprechen von politischer Rationalität, von harten Fakten, von Interessen und dafür geeigneten Adressaten. Nach ihrem Urteil setzt sich unter allen Parteien die PDS bei weitem am konsequentesten für die Interessen der Ostdeutschen ein, und auch die soziale Gerechtigkeit sehen sie bei ihr am besten aufgehoben.


    Verständlich wird die Laufbahn der demokratischen Sozialisten jedoch erst dann, wenn man sie ins Verhältnis zum Geschick anderer Nachfolgeparteien in Ost-Mitteleuropa setzt. Im Unterschied zu diesen blieb der PDS das jähe Wechselspiel von Abwahl, Rückkehr in die Regierung, erneuter Abwahl usf. erspart. Sie nahm eine weit weniger spektakuläre, dafür geradlinig aufsteigende Entwicklung.


    Daß sie nicht binnen kurzem in die gesamtstaatliche Verantwortung zurückbeordert wurde, kam ihr durchaus zustatten. So konnte sie die Verhältnisse, die Umstellungsnöte und selbstverständlich auch die Versäumnisse und Mißgriffe der jeweils Regierenden für sich arbeiten und sprechen lassen.


    Nur, das allein erklärt den Erfolg noch immer nicht befriedigend.


    Um die Verhältnisse tatsächlich für sich sprechen lassen zu können, mußte sie zusätzlich die Sprache derer sprechen, |36|die in sie hineingestellt waren. Und das verstand und versteht sie wie keiner ihrer Mitbewerber.


    Zwar wird nicht nur in der PDS ostdeutsch gesprochen. Auch in den ostdeutschen Sektionen der SPD, der CDU und der Bündnisgrünen stellen Ostdeutsche die Mehrheit der Mitglieder und Mandatsträger, agieren sie als Fraktions- und Landesvorsitzende, als Minister und Ministerpräsidenten.


    Auf höchster Ebene jedoch, in den Parteivorständen und Programmkommissionen, dort, wo Programmatik, Stil und politische Ansprache verbindlich konzipiert werden, bleiben sie in der Minderheit. Das geringe Gewicht ostdeutscher Politiker im Bundesmaßstab führt immer wieder zu Verständigungsschwierigkeiten und Anpassungsproblemen. Parolen müssen eigens für den Osten übersetzt oder, wie bei der »Rote-Socken«-Kampagne, gänzlich aus dem Verkehr gezogen werden; Offensiven gegen »Faulpelze«, die sich vor Arbeit drücken, wirken im Osten nur zynisch und empören die Bevölkerung.


    »Entscheidend ist«, schreibt der Politikwissenschaftler Alexander Thumfart, »daß die tieferliegenden politischen Interessen der Wähler (und z. T. der Parteimitglieder) von den Westparteien nicht oder fast nicht aufgenommen und/ oder mobilisiert werden (können) […] Auch heute schweben die Parteien und schwebt das Parteiensystem nur lose vernetzt über den ostdeutschen Wählern.«


    


    Damit trifft er das Erfolgsgeheimnis der PDS.


    Zwar erklärt sich ihr Aufstieg auch aus wirtschaftlichen Tatbeständen, aus massenhaftem Arbeitsplatzverlust und existentieller Verunsicherung; dem Konjunkturzyklus selbst folgte er nicht.


    Die SED-Nachfolgerin gewann Sympathie, Stimmen und Einfluß, als sich die wirtschaftliche Lage vieler Ostdeutscher unmittelbar nach der Wiedervereinigung spürbar verschlechterte; sie gewann weiter, als die Lage sich zu bessern |37|schien und der Osten tatsächlich aufholte; sie gewann noch immer, als das Modell der nach- und aufholenden Entwicklung Mitte der neunziger Jahre an seine Grenzen stieß, Wachstum und Beschäftigung im deutsch-deutschen Vergleich erneut nach unten wiesen.


    Auch soziale und demographische Faktoren geben keinen wirklichen Aufschluß. Die PDS ist nicht die Partei der Verlierer, keine Arbeiterpartei und erst recht keine Arbeitslosenpartei – Beamte und Angestellte wählen sie weit häufiger als Arbeiter und Ausgemusterte; Junge und Alte sympathisieren gleichermaßen mit ihr.


    Selbst Themen und Programm helfen nicht entscheidend weiter; linke Sozialdemokraten und Grüne können den meisten Grundsätzen der demokratischen Sozialisten ohne Mühe beipflichten.


    Der hauptsächliche Schlüssel zum Erfolg ist kultureller Art.


    Die PDS allein, ihre Amtsträger und Repräsentanten, beherrschen das ostdeutsche Idiom virtuos und fehlerfrei, ohne dabei von anderen übertönt zu werden, und spielen gekonnt mit seiner immanenten Dialektik.


    Sie hört im politischen Gebrauch auf eine einfache Formel: »gerade weil«.


    Gerade weil die Ostdeutschen in einer Gesellschaft heranwuchsen und lebten, die die persönlichen Freiheiten beschnitt, verlangt es sie nach Freiheit, und zwar nach möglichst unbeschränkter. Beschränkungen, vornehmlich rechtsstaatlicher Art, an die sich die Menschen im Westen längst gewöhnten, muten ihnen wie das Kleingedruckte an, das die ausdrücklich verbrieften Rechte verfälscht und untergräbt.


    Gerade weil die Ostdeutschen von militärischen Aufzügen und Praktiken bis in ihren schulischen Alltag, ihr Berufsleben und ihre Freizeit hinein verfolgt wurden, entwickelten sie eine heftige Abneigung gegen alles Militärische und Militante, gegen jede Art von staatstragendem Zeremoniell und Gepränge.


    |38|Gerade weil sie mit gewaltsamen Konfliktlösungen, mit kriegerischen Interventionen der Führungsmacht die schlechtesten Erfahrungen verbanden, sei es – wie 1953 – im eigenen Land, sei es – wie 1956 und 1968 – im Rahmen des eigenen Bündnisses oder außerhalb desselben wie 1980 in Afghanistan, verständigten sie sich auf die Ablehnung derartiger Machtdemonstrationen, unter welchen Vorzeichen und mit welcher Begründung auch immer vorgetragen. Darin mögen sie im konkreten Fall irren, aber so denken sie nun einmal.


    Die militärischen Befriedungsaktionen in Bosnien, Serbien und im Kosovo gaben dieser Einstellung nur weiteren Auftrieb.


    Auf die Frage: »Gibt es Ihrer Meinung nach gerechte Kriege?«, antworteten die Ostdeutschen im Jahr 2001 in einer repräsentativen Erhebung zu 78% mit »nein«, zu 11% mit »unter Umständen« und nur zu 6% mit »ja«.


    Die militarisierte Gesellschaft der DDR erzog Menschen in größerer Zahl und entschiedener zum Pazifismus als die zivile Gesellschaft der Bundesrepublik.


    Jeder, der sich mit der ostdeutschen Vorgeschichte auch nur in groben Umrissen beschäftigt hätte, mußte das wissen und seine politische Rhetorik im Osten darauf abstimmen.


    Aber man unterzog sich der Mühe nicht oder doch nicht in ausreichendem Maße.


    Das gilt auch für Ostdeutsche, wie die folgende Kritik meines Buches von Stefan Alisch zeigt:


    »Wie man angesichts der die DDR-Gesellschaft wie ein Krebsgeschwür durchwuchernden Heuchelei und der […] Hypertrophierung des Überwachungsstaates noch von einem unter Ostdeutschen besonders verbreiteten ›ausgeprägten Sinn für Echtheit‹ und ihrem Bedürfnis, ›die Grenzen zwischen Mensch und Mensch soweit wie möglich abzubauen‹ fabulieren kann, hat sich dem Rezensenten – nicht zuletzt mit Blick auf die eigenen Lebenserfahrungen – nicht erschlossen.«


    |39|Nun, gerade weil …


    Es gibt keinen größeren Fehler in bezug auf die DDR und die ihr gleichartigen sozialen Gebilde als den, vom Machtzusammenhang direkt auf die Akteure zu schließen. Wer so verfährt, verfängt sich rettungslos in dem Vorurteil, die Menschen seien primär und unmittelbar durch das politische System und den Repressionsapparat geprägt und nicht vielmehr durch ihre Auseinandersetzung mit beiden. Er verstellt sich den kulturellen Zugang zu ihnen und schadet den eigenen politischen Interessen, sofern er welche hat.


    


    Ein letztes Wort zur PDS in größerem geschichtlichen Zusammenhang.


    Unwillkürlich denkt man an den Siegeszug der deutschen Sozialdemokratie im letzten Drittel des neunzehnten Jahrhunderts. Er vollzog sich vor dem Hintergrund schroffer sozialer Gegensätze, von Klassenspaltung und Klassenkampf. Auch damals verstand es einzig die politische Linke, die Verhältnisse für sich arbeiten zu lassen; nur die Sozialdemokraten beherrschten das »proletarische Idiom«, und die Arbeiter unterschieden mehrheitlich sehr genau zwischen authentischer Ansprache und Anbiederung. Weder Diffamierung noch Einschüchterung, weder Ausgrenzung noch Sozialistengesetz konnten das Bündnis aufbrechen.


    Wie seinerzeit die Sozialdemokratie, so profitiert heute die PDS am meisten von dem, wofür sie am wenigsten kann: von ihrer Herkunft aus und ihrem Vertrautsein mit einem bestimmten Milieu, von ihrem Getragensein durch die Umstände, von blindem Verstehen und Verstandenwerden.


    Im Prinzip sind die Ostdeutschen »radikal-moderne Wähler« (Thumfahrt); sie betrauen Parteien mit Regierungsämtern, wenn sie sich davon einen Vorteil versprechen und sie entziehen ihnen das Vertrauen, oft schon nach einer Wahlperiode, wenn die Erwartung enttäuscht wird.


    |40|Nur die PDS kann sich dieser erbarmungslosen Realitätsprüfung entziehen.


    Sie allein wird im Osten von vielen so gewählt, wie Parteien mehrheitlich noch immer im Westen gewählt werden – aus Tradition und innerer Verbundenheit, und zwar weitgehend unabhängig davon, ob sie in der Opposition ist, mitregiert oder eine Regierung toleriert.


    Und wie steht es um ihre Aussichten im Westen der Republik?


    Um im Rahmen der gesamten Nation politik- und regierungsfähig zu werden, mußte die historische SPD den sozialen Graben überwinden, auch Menschen anderer Gruppen für ihre Ziele gewinnen, Mittelstand und Bürgertum.


    Ob der PDS ein Gleiches gelingt, der Sprung über den kulturellen Graben, eine Ansprache, die auch die Westdeutschen erreicht, ohne dabei die Ostdeutschen abzustoßen, muß sich erst noch zeigen.


    Aber vielleicht spielen ihr die Verhältnisse auch bei diesem Unternehmen in die Hand. Fortbestehende, eventuell weiter sich verfestigende und vertiefende Ost-West-Differenzen vor kriegerischem Hintergrund; Volkspartei im Osten, Protestpartei im Westen – aus einer solchen Konstellation könnte die Ostpartei in ganz Deutschland Gewinne ziehen.


    Nur muß man die globale Konjunktur fürchten, die das ermöglichen könnte.

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |41|Herausforderung und Antwort

    


    Warum es nach 1989


    nicht zum Streit der Generationen kam


    und wie die Jüngeren


    den Umbruch verarbeiteten

  


  
    
      
    


    


    |42|Für mich ist mit der ›deutschen Einheit‹, was immer das auch ist, in erster Linie eine gewisse Gesetzlosigkeit und der mit ihr verbundene Konsumrausch hervorstechend.


    Das Ganze erinnert mich an ein unüberlegt angeschafftes Haustier, das zudem nicht ganz so zutraulich und pflegeleicht ist, wie vom Züchter versprochen. […]


    Zweckbündnisse unter Arbeitskollegen, die in der DDR sogar Freunde waren, haben ihren Sinn, ihr Fundament verloren oder sind nur unter großen Schwierigkeiten aufrechtzuerhalten. Für Leute, die diese Freundschaften nicht erlebt haben, geht hier weiter nichts kaputt. Ich persönlich finde es aber sehr schade, weil ich derartiges immer für eine gute Sache hielt und es mir persönlich nicht vergönnt sein wird in dieser kalten Gesellschaft einen ähnlichen Kreis Menschen zu haben, die sich für etwas anderes als Arbeitsplatz, Krankengeld oder Tagesschau interessieren.


    Auch kotzt mich dieses ewige Gelabere über freie Meinungsäußerung an. Es kann zwar jeder sagen, was er denkt, muß aber nach wie vor mit allen möglicherweise daraus entstehenden Folgen selbst fertig werden. Freiheit ist auch jetzt Einsicht in die Notwendigkeit.


    


    Aus einem Aufsatz einer Thüringer Gymnasiastin der Klassenstufe 12, 1991

  


  
    
      
    


    


    |43|Drei Generationen drückten der DDR politisch ihren Stempel auf.


    Da waren zunächst die »Altkommunisten«; eine außergewöhnliche Generation insofern, als sie mehr als zwei biologische Reproduktionszyklen umfaßte – der 1876 geborene Wilhelm Pieck gehörte ihr ebenso an wie der 1914 geborene Walter Janka. Die große zeitliche Spreizung gab Unverträglichkeiten und Spannungen Raum, die sich in kritischen Momenten immer wieder entluden. In der DDR brach der latente Konflikt im Jahr 1956 auf, als die Fraktion der »Partisanen« unter Walter Jankas und Wolfgang Harichs Führung den Aufstand gegen die Fraktion der »Funktionäre« unter Walter Ulbricht probte und unterlag.


    Der Generationszusammenhang selbst, der die Fraktionen stets aufs neue aufeinander verwies, wurde in den Entscheidungskämpfen der späten Weimarer Republik gestiftet, im antifaschistischen Widerstand und später durch Gefängnis, Konzentrationslager, Vertreibung und Exil gefestigt. Mit sich selbst periodisch im Hader, waren die Altkommunisten die eigentliche Gründergeneration der DDR und bestimmten ihr politisches Geschick bis zum Ende weit mehr als nur mit.


    Ihnen zur Seite traten in den frühen sechziger Jahren die »Jungen«, wie sie sich selber nannten. In vergleichsweise dichter Streuung um das Jahr 1930 herum geboren, fühlten sie sich einerseits als Juniorpartner der Altkommunisten und in deren Schuld, andererseits aber auch zu deren Ablösung berufen.


    Ihre Stunde schien gekommen, als ihre politischen Eltern einige Monate nach dem Mauerbau Reformen einleiteten, die sich vornehmlich auf die Rationalisierung der |44|Wirtschaft richteten, darüber hinaus aber auch andere Zweige des gesellschaftlichen Lebens erfaßten. Die von oben eingeleitete Flexibilisierung der Strukturen mit gesellschaftlichem Leben zu erfüllen und über die beschränkten Zwecke hinauszutreiben, die die SED-Führung mit ihr verband, war das Credo der Jungen. Aus »Aufbau« sollte »Aufbruch« werden, aus der Staatsgründung selbst ein gesellschaftliches Unternehmen, das Volkseigentum mit Wettbewerb und öffentlicher Diskussion verband und dadurch in der persönlichen Motivation verankerte.


    Wie schon die Partisanen vor ihnen unterlagen auch sie den Funktionären. Das Kulturplenum vom Dezember 1965 kappte die kulturelle Dimension des Reformprozesses und schränkte die Debatte auf den Bereich rein wirtschaftlicher und organisatorischer Fragen ein; nach der gewaltsamen Niederschlagung des Prager Frühlings im August 1968 war es auch damit vorbei. Ohne weitere Hoffnung auf gesellschaftliche Erneuerung, exemplarisch abgestraft und eingeschüchtert, voneinander getrennt und isoliert, behaupteten die Jungen, sofern sie das Land nicht verließen, bis 1989 gleichwohl Schlüsselpositionen im gesellschaftlichen, speziell geistig-kulturellen Leben.


    Die dritte politische Generation der DDR formte sich aus den Jahrgängen der Nachkriegszeit in einer Spanne, die bis in die frühen fünfziger Jahre reichte. Dasselbe Ereignis, das ihre Vorgänger entmutigte und entzweite – Panzer auf dem Prager Wenzelsplatz –, wurde für sie zum gemeinschaftlichen Denk- und Handlungseinsatz. In ihren Augen hatten die Altkommunisten durch den militärischen Gewaltakt Autorität und Führungsanspruch unwiderruflich verspielt. Das bei der zweiten Generation stark entwickelte Schuld- und Rückerstattungsbedürfnis gegenüber den Gründern der DDR verkümmmerte; die demonstrative Kämpfer- und Opfergeste erstickte die kritischen Reflexe längst nicht mehr im selben Maße. Den systembedingten Ursachen für das wiederholte Scheitern eines demokratischen |45|Sozialismus auf die Spur zu kommen, ohne Scheu vor Namen und Verdiensten, war der selbsterteilte Auftrag.


    Aus diesem Prozeß, der mit dem Stalinismus prinzipiell abrechnete, soziale Marktwirtschaft, Gewaltenteilung und repräsentative Demokratie zu bewahrenswerten Aspekten des kontinentaleuropäischen Kapitalismus erklärte, gingen erst differente, dann gegensätzliche Formen des Engagements hervor. An der Schwelle zu den achtziger Jahren entschieden sich die einen bewußt für den Verbleib in der Staatspartei, für Reform und Modernisierung von innen, die anderen ebenso bewußt für den Ausstieg aus dem SED-System, für offene Opposition. Effektiven politischen Einfluß erlangten Mitglieder beider Fraktionen erst in und nach der Wende.


    Dabei steigerte sich ihr Gegensatz zum unüberbrückbaren Widerspruch; die wechselseitige Desavouierung unterband jegliche Zusammenarbeit und spielte den Vereinigungsprozeß zusätzlich in die Hände des westdeutschen Establishments.


    »Insofern geschah das Notwendige« – mit diesem Satz schloß die frühere Untersuchung über die Ostdeutschen.


    


    Wie nicht anders zu erwarten, formulierte die Kritik an dieser Klassifikation die Ansprüche der aus ihr Ausgeschlossenen.


    Wie verhielte es sich denn, lautete eine der Fragen, mit den um 1940 herum Geborenen? Namen wie Alexander Lang, Christoph Hein oder Wolfgang Thierse mögen diese Aspirantur stellvertretend für die weniger Bekannten derselben Altersgruppe vertreten.


    Ein Anlaß zur Revision?


    Zu jeder echten Generation gehört zweierlei: Herausforderung und Antwort. Herausforderung meint sehr viel mehr als Eindrücke und Erlebnisse – ein einschneidendes Ereignis, das Menschen trifft, die noch formbar, aber schon |46|gefestigt genug sind, um davon existentiell berührt und in eine bestimmte Richtung gelenkt zu werden. Und in dieser Hinsicht befanden sich die Jahrgänge, die unmittelbar vor bzw. nach 1940 zur Welt kamen, in einer Zwischenlage, die keinen vollwertigen Generationsimpuls erzeugte.


    Im »Tauwetter« von 1956 nach Chruschtschows Abrechnung mit Stalin noch Jugendliche, fehlte es ihnen in den frühen sechziger Jahren an Erfahrung und Renommee, um in den Reformprozessen eine eigenständige Rolle spielen zu können. Sofern sie mitwirken wollten, blieb ihnen wenig mehr als sich den Jungen anzuschließen. Noch 1976, während der Biermann-Äffäre, agierten sie als Juniorpartner der im Durchschnitt zehn Jahre Älteren. Das Anlehnungsbedürfnis prägte die »Vierziger« in der Sache und, wenigstens anfänglich, auch im Stil. Sich davon zu lösen, und sei es nur im Denken und Schreiben, war schwierig genug; ein unverwechselbares, erst recht radikaleres Reformprojekt zu entwickeln, war ihnen nicht vergönnt.


    Um wie die dritte Generation der Niederschlagung des Prager Frühlings mit jugendlichem Aufbegehren und Forscherdrang begegnen zu können, waren sie mehrheitlich nicht unbefangen genug, schon zu sehr an Niederlagen gewöhnt und »abgeklärt«; hier lag die Initiative eindeutig bei den im Nachkrieg Geborenen.


    Mit dieser Feststellung verbindet sich keinerlei Vorwurf, keine Geringschätzung des Lebens und Lebenswerks einzelner. Es fehlte nicht am Willen und an den Fähigkeiten, wie die intellektuelle und politische Biographie Volker Brauns (Geburtsjahr 1939) eindrucksvoll belegt – die historische Konstellation erlaubte nicht mehr.


    Weil es keine speziell an diese Jahrgänge adressierte Herausforderung gab, kam es auch zu keiner unverwechselbaren kollektiven wie kollektivierenden Antwort.


    Im Einzelfall herausragender Leistungen fähig, oszillierten die »Vierziger« zwischen Jahrgangsgemeinschaft und Generation.


    |47|Weniger eindeutig verhält es sich mit dem jüngst unternommenen Versuch, die in den fünfziger Jahren, insbesondere Mitte des Jahrzehnts Geborenen zu einer eigenständigen Generation zusammenzufassen. Obwohl vieles gegen eine solche vierte politische Generation spricht, sind kulturelle Generationsphänomene nicht zu übersehen. Das verlangt nach einer differenzierten Einordnung der »Mittfünfziger« ins ostdeutsche Generationsgefüge.


    Um zunächst auch diesem Anspruch Namen und Gesicht zu geben, so wären hier unter vielen anderen Wolfgang Rüddenklau (Jg. 1953), Sascha Anderson (1953), Stefan Döring (1954), Peter Wawerzinek (1954), Peter Brasch (1955), Bert Papenfuß (1956), Detlef Opitz (1956) und Uwe Kolbe (1957) zu nennen. Natürlich vermag die auf Berlin und hier wiederum weitgehend auf die »Szene« vom Prenzlauer Berg beschränkte Auswahl die ganze Vielfalt der Positionen und Haltungen nur anzudeuten.


    Immerhin versammelt die kleine Auswahl einen Aktivisten der Opposition, einen Falschspieler, einen, der wie viele andere dieser Altersgruppe auch, die DDR in den achtziger Jahren verließ, und mit Wawerzinek einen der wenigen literarischen Chronisten dieser Schicht.


    Ist ihr Generationsanspruch begründet?


    


    Generationsfragen sind oftmals eine Sache von Zentimetern oder, um der zeitlichen Ordnung gemäß zu formulieren, von wenigen Jahren oder auch nur Monaten. Doch selbst bei penibler Skalierung sind sie nicht immer eindeutig zu beantworten. Vor allem dann nicht, wenn, wie in diesem Fall, eine spezifische Herausforderung fehlt und es dennoch zu einer Antwort kommt.


    Wer im Jahr 1953 geboren wurde, zur Zeit des Prager Frühlings folglich fünfzehn Jahre alt und Schüler der 9. Klasse war, der verarbeitete die Vorgänge im Nachbarland im allgemeinen anders als ein sechzehnjähriger Abiturient oder gar Lehrling, der sich darüber mit Arbeitern im Betrieb unterhalten |48|konnte. Ganz zu schweigen von den noch Jüngeren, die das Komplexereignis 68, das in Prag, Paris und Westberlin zugleich spielte, mehr oder weniger als Zaungäste verfolgten, erst fasziniert, dann erschrocken, ohne politisch darauf antworten zu können, persönlich nicht und schon gar nicht kollektiv. Von Ausnahmen abgesehen, die mit dem Elternhaus oder mit Kontakten in die CSSR zusammenhingen, vermochte das Ereignis gerade die Kräfte nicht freizusetzen, die zur Generationsbildung unverzichtbar sind.


    Die Archive des Machtapparates bestätigen dieses Urteil, indem sie politischen Protest und Widerstand gegen den Einmarsch, hauptsächlich in der Form von Flugblättern sowie Aufschriften auf Häuserwänden und Zügen, so gut wie ausschließlich unter Lehrlingen und jungen Arbeitern registrieren, unter Abiturienten und Studenten der unteren Semester.


    Als die »Mittfünfziger« ihrerseits Lehrlinge- bzw. Abiturienten geworden waren, am Übergang von den sechziger zu den siebziger Jahren, erwartete sie als nächstes eine Palastrevolution, die Ablösung Ulbrichts durch Honecker. An diesem »Ereignis« konnte die Jahrgangsgemeinschaft wiederum nicht zur Generation reifen.


    Als sie schließlich die Zwanzig erreicht oder überschritten hatten, kam mit der Ausweisung Wolf Biermanns das Ende aller etwa noch vorhandenen gesellschaftspolitischen Hoffnungen. Die öffentliche Initiative in der Sache Biermann oblag ganz eindeutig den »Jungen«, unterstützt von den damals Dreißig- bis Vierzigjährigen. Den Zwanzigjährigen verblieb die Rolle der Sympathisanten.


    Ausdrücklich an sie gerichtete geschichtliche Herausforderung und gemeinschaftlicher politischer Auftritt – daran mangelte es den »Mittfünfzigern«, so daß sie in dieser Hinsicht allenfalls als eine, und zwar als die jüngste Schicht der Nachkriegsgeneration in Betracht kommen. Doch gerade dieser Mangel begründete ihre kulturelle Eigenart und ihren Eigensinn.


    |49|Weil sie auf das Politische nicht vergleichbar fixiert waren wie die Älteren, vielmehr vom Juste Milieu des Spätsozialismus als einer scheinbar unumstößlichen Tatsache ausgehen mußten, bildete das strategische politische Denken und Handeln auch nicht den archimedischen Punkt ihres Welt- und Selbstverständnisses. Gerade weil es kein großes politisches Ereignis gab, auf das sie sich bejahend oder ablehnend beziehen mußten, blieb nur das kulturelle, namentlich subkulturelle Band, um der Vereinzelung und nicht zuletzt auch der unendlichen Langeweile des Alltags vorzubeugen.


    Ereignisse schaffen, statt sich von ihnen beeindrucken zu lassen, hieß die Parole.


    Daher begegnen uns die »Mittfünfziger« im Rückblick als die eigentlichen Pioniere und Unternehmer der ostdeutschen »Erlebnisgesellschaft«, wobei zum vollen Erleben unter den obwaltenden Umständen natürlich auch die genüßliche Vorführung von Partei und Überwachungsstaat gehörte.


    Höhepunkt und Krise dieser Praxis zugleich bildete die sogenannte »zersammlung« der offiziell nicht publizierenden Berliner Schriftsteller im Frühjahr 1984. Da es in der Frage, wie der etablierten Kultur und dem politischen System kollektiv zu begegnen sei, zu keiner gemeinsamen Haltung kam, die einen für eine stärkere Politisierung eintraten, andere für das Festhalten am antipolitischen, eventorientierten Selbstverständnis und obendrein Verrat im Spiel war, bröckelte der Zusammenhang, um sich in den Folgejahren mehr und mehr zu verlieren.


    In seiner Erzählung »Mein Babylon« schildert Peter Wawerzinek diesen Auflösungs- und Erschöpfungsprozeß:


    »Mit den Jahren wurde das Land zu einem engen Gewand. Die Freunde gingen. Lösten sich. Steter Tropfen höhlte das Sein.


    Man vollführte seine Leben. Ließ es die trockenen Kehlen abwärts laufen. Die Frauen waren lebhaft. Die Landflucht |50|hielt an. Arm in Arm trieben die Landeskinder fort. Schrieben überseeischen Kram. Schillerten wie Benzin auf einer Wasseroberfläche […]


    Nichts blieb mehr übrig vom ehemaligen Zirkus. Jedes Verslein existierte in mehrfacher Vertonung. Es war ein offenes Geheimnis. Nicht das Notizbuch, das Metronom machte den Reimer. Musikfremde Laien harmonisierten ihre nächtlichen Einfälle zu punkblanker Pappgitarre. Oder man setzte sich auf päpstlichen Samt. Schrieb Friedensgebete. Umgab sich mit Cellos und Querflöten. Trat mit der Kerze in der Hand gegen Raketen auf […]


    Die Unsicherheit wurde Strategie. Man faßte sich kurz. Las nicht länger als eine Viertelstunde. Diskutierte nicht über das Vorgetragene.


    Babylon wurde museumsreif.«


    Wie »Babylon« in den neunziger Jahren endgültig zum lebenden Museum wurde, zur Touristenattraktion, hat die Schriftstellerin Annett Gröschner in einem Essay aus vielen kleinen Mosaiken festgehalten.


    Der Systemwechsel traf die »Mittfünfziger« ebensowenig geschlossen und gewappnet wie die Nachkriegsgeneration selbst, deren jüngste, relativ selbständige Formation sie bildeten, wie die Ostdeutschen im allgemeinen. Löst man sich einmal von den kulturellen Aktivisten, von denen, die gewissermaßen die Front bildeten, und wendet sich den betreffenden Jahrgängen in ihrer kulturellen Normalform zu, den Assistenten und wissenschaftlichen Mitarbeitern an den Universitäten, den Lektoren in den Verlagen, den Zeitungs- und Rundfunkredakteuren, dem mittleren Leitungspersonal in den Betrieben, dann scheinen gerade diese Jahrgänge von den Auswirkungen des gesellschaftlichen Umbaus in besonderer Weise in Mitleidenschaft gezogen worden zu sein.


    Zu Wendezeiten Mitte Dreißig, auf eine abgeschlossene Ausbildung und einige berufliche Erfahrung zurückblickend, waren sie in der Nachfolgeordnung die eigentlichen Anwärter auf gesellschaftliche Schlüsselpositionen. |51|Wie man weiß, erfüllten sich diese Erwartungen nicht. Im Unterschied zu den Älteren, die den Höhepunkt ihrer beruflichen Laufbahn schon erreicht oder überschritten hatten, wurden sie mehrheitlich abgewickelt, ohne wirkliche Erfüllung gefunden zu haben, und stürzten von der Subalternität in die Bedeutungslosigkeit. So mischte sich in die allgemeine Bitterkeit eine besondere, und dieser Zug hat sich bis heute gehalten.


    Die glücklose Schicht als »Generation der Abgewickelten« im nachhinein zu Generationsehren zu bringen, wäre ein Widerspruch in sich und überdies ein schlechter Trost.


    


    Dagegen die Anfang bzw. Mitte der sechziger Jahre Geborenen – kandidieren sie mit größerem Erfolg und einem eigenen Projekt für eine vierte Generation?


    In der Tat siedelte der aktive Teil dieser Jahrgänge (und er allein kommt ins Spiel, wenn von Generation ernstlich die Rede ist) geistig und praktisch jenseits des Traums vom demokratischen Sozialismus. Aus seiner Mitte formierte sich in den späten siebziger Jahren mit der ostdeutschen Punkbewegung vielmehr die ultimative Absage an die Utopie; eine Absage, die noch an Schärfe gewann, als es zu Beginn der achtziger zur Spaltung zwischen Punks und Skinheads kam.


    Punk oder Skin (mit rechter oder linker Orientierung), Teilformation oder Ganzes – die Generationsschwelle wurde touchiert, aber nicht überschritten. Wie nahe einige Gruppierungen, zumindest in der Fremdwahrnehmung, der Schwelle kamen, zeigte sich spätestens 1989, als das SED-Politbüro bei der Sektion Kriminalistik der Humboldt-Universität eine Studie über die rechte, neonazistische Szene unter den ostdeutschen Jugendlichen in Auftrag gab. Die Untersuchungsergebnisse ließen keine Zweifel daran aufkommen, daß die Kette der sozialistischen Verbindlichkeiten an dieser Stelle irreparabel gerissen war.


    Dennoch oder gerade deshalb: Als sich mit Gorbatschow |52|Mitte der achtziger Jahre der Reformhorizont wieder zu öffnen schien, hatten sich die Aktivisten dieser Jahrgänge längst aus dem politischen Erwartungszusammenhang gelöst. Ohne sich geschichtlich länger angesprochen und herausgefordert zu fühlen, forderten sie durch den Rückgriff auf nationalsozialistische Parolen und Symbole ihrerseits das System heraus.


    Sie erzeugten einen politischen Effekt und antworteten auf eine ausweglos erscheinende Situation, ohne die Frage, auf die sie eine Antwort gaben, in einer für die Mehrheit relevanten Weise formulieren zu können oder zu wollen. Darin wiederholten sie das Schicksal der verhinderten Generation der »Mittfünfziger« und unterstrichen die Besonderheit der ostdeutschen Generationsproblematik ein weiteres Mal.


    Zur Generationsbildung gehört der öffentliche Auftritt, und da die Zugänge zur Öffentlichkeit in der DDR strengstens bewacht wurden, konnten nur die passieren, die ihr Anliegen wenigstens formell auf die herrschende Rhetorik abzustimmen vermochten. Dazu verstand sich immer nur ein kleiner Ausschnitt der jeweiligen Jahrgänge; der größere Teil bildete die Unterströmung, die dem Generationsprojekt mal mehr, mal weniger entgegenkam.


    Hier zirkulierten auch Themen und Überlieferungen, die im öffentlichen Austausch tabu waren, gaben Großeltern Ansichten und Haltungen auch aus der Hitlerzeit an ihre Enkel weiter. Als Duldsamkeit und Unterstützung des politischen Systems in den achtziger Jahren bis in die Führungsgruppen hinein bröckelten, drang dieser formell unpolitische Diskurs wieder stärker an die Oberfläche. Schließlich gingen die Jüngeren in die Offensive, testeten das Inventar auf seine erneute politische Verwendbarkeit, jagten der Führung einen Schrecken ein und schockierten ihre kollektiven Eltern, die so etwas nicht mehr gewagt hätten.


    Die späte DDR wurde von ihrer Vorgeschichte eingeholt.


    


    |53|Soweit der Rückblick und die notwendigen Ergänzungen zu früher Gesagtem.


    Für die Zeit nach 1989, und um die geht es hier in erster Linie, stellt sich vor allem die Frage nach dem Weg, den jene Jahrgänge nahmen, die als die kollektiven Kinder der letzten vollwertigen Generation der DDR in Betracht kommen.


    Wie haben sie, die in den siebziger Jahren geboren wurden, den epochalen Einschnitt erlebt und verarbeitet? Löste der geschichtliche Umbruch auch einen Bruch zwischen den Generationen aus, oder stärkte er umgekehrt ihren Zusammenhalt und die Eintracht in den Familien? Worum kreiste das Gespräch der Generationen, welche Themen führten die häusliche Tagesordnung an?


    Zwar verfügen wir über kein Gesamtbild, dank einiger besonders aufschlußreicher Dokumente und Quellen können wir uns von dem Prozeß, den die entsprechenden Altersgruppen durchliefen, dennoch einen ungefähren Eindruck machen.


    »Flüstern und Schreien. Ein Rock-Report«, so hieß ein Dokumentarfilm, der im letzten Jahr der DDR entstand und eine Reihe von Rockbands auf ihren Konzerten quer durch die Republik verfolgte – Silly, Feeling B, Popgeneration, Chicorée, André und Firma. Da diese Gruppen sich nicht der gängigen Unterhaltungsmusik verschrieben hatten, schon gar nicht dem Schlager, sondern harten Rhythmen, kommunizierten sie gleichsam organisch mit jungen Leuten, die der falschen Harmonie entrinnen und etwas Aufregendes, Außeralltägliches erleben wollten.


    Die Konzertbesucher sprechen von ihrer Langeweile, von der Ödnis der Provinz, von ihren Eltern, deren Lebensweise sie wenig anziehend, deren Ratschläge und Vorhaltungen sie als überflüssig empfinden; von ernsthaften politischen Auseinandersetzungen im Elternhaus berichten sie nicht. Streit gibt es, wenn überhaupt, um Nebensachen, Frisuren, Schminke, Ausgehzeiten.


    |54|Man sollte tatsächlich meinen, sie hätten von diesem Alltag genug und nur den einen Wunsch, aus den allzu geordneten Verhältnissen auszubrechen, die Wirklichkeit zu vergessen, und sei es für Stunden.


    Das stimmt und stimmt auch wieder nicht.


    Denn ebenso wichtig wie die Musik, die abzuheben erlaubt, sind die Texte, die den Schwebezustand erden. Das gilt für beide, Musiker wie Fans. »Wenn man schon mit der Musik nicht vorneweg sein kann in unserem Lande«, sagt einer von Chicorée, »möchte man doch wenigstens was Typisches machen, was die Inhalte betrifft.« Dem gemäß erzählen die Songs vom ganz normalen Leben, von der Arbeit, der Kleinstadt, von der Müdigkeit und Sattheit der Älteren.


    Das gefällt den Jugendlichen nicht nur – sie selbst verlangen ausdrücklich nach »Texten, wo man auch was versteht«. Die Texte sollen »tiefgründig« sein, »vom Alltag erzählen« und »Probleme aufwerfen«.


    Realitätsflucht und Realitätsbindung, semantisch wie praktisch an sich polare, unversöhnliche Gegensätze, bilden hier eine unerwartete Synthese.


    Sie geht auf das Konto einer Gesellschaft, die der Arbeit, geliebt oder ungeliebt, außergewöhnliche Bedeutung für das eigene Leben beimaß, die dem Alltag Schwergewichte verlieh, die sich nicht leicht stemmen ließen, die einfache Umgangsformen bevorzugte und die Menschen zur Ernsthaftigkeit ebenso anhielt wie zur Verständlichkeit.


    In ihrer Aufmachung huldigen die Jugendlichen der westlichen Mode, sortiert nach Milieu und Cliquenzugehörigkeit. Durch Kleidung und Haartracht geben sich die meisten als Punks zu erkennen, auf weitere Nachfrage als Oberschüler, Abiturienten, Lehrlinge und junge Arbeiter.


    Dennoch wäre es falsch, in diesem Zusammenhang einfach von Verwestlichung zu sprechen; subversive Veröstlichung ist der weit passendere Ausdruck.


    Davon zeugt nicht nur der noch im Schweben durchschimmernde Realitätsbezug, nicht nur der Wunsch nach |55|Verständlichkeit und gedanklicher Auseinandersetzung; was hier vor allem ins Gewicht fällt, ist das ambivalente Verhältnis der Sechzehn- bis Achtzehnjährigen zur DDR.


    Sie lehnen sie ab, so wie sie ist, aber die utopische Münze, die der Staat so übel verschnitt, Gleichheit, Transparenz der Verhältnisse und Umgangsformen, Recht auf die eigene Persönlichkeit, ist ihr ureigenes Zahlungsmittel. Wenn sie ihren Eltern etwas vorzuwerfen haben, dann ihren Burgfrieden mit diesem Betrug, ihre Farblosigkeit, die sie als Echtheit ausgeben.


    Natürlich, das ist nur ein Ausschnitt aus der ganzen Jahrgangsgemeinschaft, nicht repräsentativ.


    Aber auch nicht belanglos.


    Denn es war gerade dieser Teil der ostdeutschen Jugend, der den Umbruch begeistert aufnahm und die größten Hoffnungen mit ihm verband.


    


    Zwei Jahre später äußern sich junge Menschen derselben Altersstufen ganz anders.


    Diesmal sind es Schulaufsätze, die uns einen Einblick in ihr Leben, in ihre Gefühls- und Gedankenwelt ermöglichen.


    Die Aufsätze entstanden 1991, ziemlich genau ein Jahr nach dem Vollzug der staatlichen Einheit. Schüler aus Thüringen und Rheinland-Pfalz sollten berichten, welche Einschnitte Wende und Vereinigungsprozeß für sie persönlich und ihre Familien mit sich gebracht und welche Erfahrungen sie seither im Umgang mit Menschen aus dem jeweils anderen Teil Deutschland gemacht hatten.


    Ein unschätzbares Material.


    Das Gespräch der Generationen, der Öffentlichkeit normalerweise entzogen – hier wird es hörbar. Man erfährt aus erster Hand, wie die Sorgen und Nöte der Eltern von den Jugendlichen Besitz ergreifen und von ihnen reflektiert werden; welche Probleme die Jugendlichen selber haben, wie ihre Bilanz von Gewinnen und Verlusten ausfällt; |56|worüber Jüngere und Ältere hauptsächlich miteinander reden, worin sie übereinstimmen und worin nicht.


    Daß Schüler eines westdeutschen Bundeslandes gleichzeitig zu denselben Fragen Stellung nahmen, erweist sich als besonderer Glücksfall. Wie die Deutschen in Ost und West die Einbeziehung der DDR in die Bundesrepublik tatsächlich erlebten, wie sie die Veränderungen, die damit einhergingen, beurteilten, wie sie sich gegenseitig wahrnahmen, anfänglich und mit den Jahren – darüber gaben bisher vor allem Sozialwissenschaftler und Meinungsforscher Auskunft.


    Die Aufsätze erschließen die deutsch-deutsche Agenda von innen und unverstellt; zwar geben sie nur eine Momentaufnahme, doch wird der punktuelle Charakter der Beschreibungen durch ihre Dichte, durch den Reichtum an Beobachtungen und Nuancen mehr als nur aufgewogen.


    Der auffälligste Unterschied zwischen den beiden Schülergruppen, naheliegend, aber dennoch erwähnenswert, zeigt sich im Ausmaß, in dem der historische Prozeß in die Biographien eingriff.


    »Geändert hat sich vieles, wenn nicht alles. Mit der Wende kam für uns eine vollkommen neue Gesellschaft, über Nacht, auf uns zu«, schreibt eine Gymnasiastin der 11. Klasse und gibt damit die allgemeine Ansicht nicht nur ihrer Altersgenossen im Osten Deutschlands wieder.


    Im Westen betrachtet man die Dinge weit gelassener, unbeteiligter, oftmals so wie der siebzehnjährige Hauptschüler:


    »Bei uns in Rheinland-Pfalz ist nicht viel mit der Einigkeit. Den meisten Pfälzern ist das egal denn die leben weit entfernt.« – »Den Vollzug der Wiedervereinigung finde ich im allgemeinen positiv, bin jedoch persönlich noch in keinerlei Weise von ihm betroffen«, faßt eine gleichaltrige Gymnasiastin, die dem Geschehen aufgeschlossener gegenübersteht, ihre Gefühle zusammen. So denkt und empfindet die Mehrheit der Verfasser. Für sie, wohl auch für |57|ihre Eltern, blieb Ostdeutschland nach dem Anschluß, was es vorher war – emotionales Ausland.


    Ein Gymnasiast der 9. Klassenstufe bringt die Folgen dieser verbreiteten Indifferenz klar zum Ausdruck:


    »Für mich hat sich durch die Wiedervereinigung nichts geändert.


    Eigentlich habe ich auch keine genaue Vorstellung davon, wie die Leute aus der Ex-DDR darüber denken, da wir weder Verwandte noch Bekannte im Osten haben und ich somit keinen Kontakt dorthin habe. Ehrlich gesagt habe ich mich mit dem Thema ›Wiedervereinigung‹ auch kaum beschäftigt.«


    In einer Hinsicht stimmen viele Schüler in Ost und West auffallend überein: die Einheit kam zu schnell. Statt die sonstigen Unterschiede aufzuheben, unterstreicht diese Gemeinsamkeit sie zusätzlich. Die Thüringer Schüler beklagen den enormen sozialen Anpassungsdruck, der auf ihnen und ihren Familien lastet; die Jugendlichen im Westen befürchten, für den Vereinigungsprozeß finanziell büßen zu müssen. In beiden Fällen scheint der Diskurs der Älteren durch, mitunter ganz direkt:


    »Die Ostdeutschen liegen den Westdeutschen auf der Tasche. Das ist die Meinung vieler Erwachsener«, heißt es bei einer sechzehnjährigen Hauptschülerin aus Rheinland-Pfalz. Ein Siebzehnjähriger, der aufs Gymnasium geht, schreibt: »Mein Vater beklagt sich dauernd, das er mehr Steuern zahlt, aber von diesem Geld nur Ost-Deutschland finanziert, wo er nichts von diesem Geld hat. Alle kümmern sich nur um den Osten. Probleme in der Region in der man lebt sind nebensächlich.«


    


    Die schnelle Einheit ist nicht nur teuer, sie ist den Westdeutschen von ihren Landsleuten im Osten aufgezwungen worden; deren Wunsch, materiell möglichst unverzüglich zum Westen aufzuschließen, wird als wirklichkeitsfremd und maßlos abgewiesen.


    |58|»Die Ehemaligen DDR-Bürger verlangten und verlangen noch immer zuviel von uns«, findet eine Hauptschülerin. »Sie wollen den Wohlstand, den unsere Großeltern, Eltern und wir in vielen Jahren erarbeitet haben sofort. Das finde ich ist zuviel verlangt.«


    Viele Aufsätze kreisen um diesen Vorwurf. Eine Sechzehnjährige notiert:


    »Schließlich hat die Generation vor uns (Großeltern) nach allem was man erfährt sehr, sehr hart gearbeitet, um Deutschland nach dem 2. Weltkrieg wieder nach oben zu bringen. Unsere neuen Mitbürger wollen nun nicht wahrhaben, daß diese Umstellung viel Zeit und Anstrengung benötigt.« Ein zwanzigjähriger Gymnasiast sieht es genauso: »Die Bürger in der ›DDR‹ hätten erst einmal selbständig Aufbauarbeit leisten müssen so wie die Frauen 1945 und nicht gleich mit Forderungen nach Luxuswohnungen, Autos, Fernseher und vergleichbarem kommen sollen. Natürlich hätten Personen aus dem Westen die Aufbauarbeit leiten und unterstützen müssen […]«


    Die allzu eilfertige Einbürgerung der Ostdeutschen als Bundesbürger führt nach Ansicht vieler dazu, daß Steuern und Abgaben in die Höhe schnellen, im Westen erarbeitetes Geld in den Osten fließt, Ostdeutsche dennoch massenhaft in den Westen strömen und den Einheimischen Arbeitsplätze und Wohnungen streitig machen.


    Die Schüler aus Rheinland-Pfalz empören sich in großer Zahl über die Ausländerfeindlichkeit und den ethnischen Rassismus ihrer östlichen Altersgenossen, fallen dabei aber selbst oftmals dem »Rassismus des Geldes« anheim. »Einerseits bezahlt man ihnen die Solidaritätssteuer andererseits brennen sie denen, denen es noch ein bißchen schlechter geht, die ›Bude‹ an«, erklärt eine siebzehnjährige Gymnasiastin und faßt derart beide Aspekte in einem einzigen Satz zusammen.


    Natürlich gibt es auch Äußerungen, aus denen mehr Verständnis spricht, größeres Einfühlungsvermögen in die |59|Schwierigkeiten der Ostdeutschen, sich eine ganz anders organisierte Gesellschaft anzueignen; selbstkritische Stellungnahmen, die die vormundschaftliche, lehrmeisterhafte Attitüde von Westdeutschen problematisieren; Aufsätze, die den Beitritt der Ostdeutschen zur Bundesrepublik als Bereicherung interpretieren, in kultureller, aber auch in wirtschaftlicher Hinsicht.


    »Insgesamt kann man überhaupt sagen«, schreibt ein Zwanzigjähriger vom Gymnasium, »daß uns die Vereinigung vor dem möglichen Absturz in die wirtschaftliche Rezession nach 1989 bewahrt hat, immer vorausgesetzt der Aufschwung der ostdeutschen Wirtschaft setzt bald ein. Man kann auch die Angst der Menschen im Osten vor Arbeitslosigkeit verstehen. Es ist natürlich, daß sie in einer solchen Situation ausländische Mitbürger als Konkurrenten ansehen.«


    So weit wie bei ihm reicht das Verständnis für die Ostdeutschen, die Einsicht in ihre komplizierte Lage allerdings nur bei wenigen.


    Ein Hauptschüler kritisiert die Überheblichkeit seiner Altersgenossen auf recht bezeichnende Weise:


    »Ich dachte die leben wie wir, gut, aber nach der Grenzöffnung sah man es. Armut. Die Straßen waren kaputt es gab nicht genug zu essen einfach gar nichts. Fast alle die es dort zu etwas gebracht hatten waren irgendwie mit der Stasi im Zusammenhang […] Sie hatten nicht viel Geld. Sie hatten kaum Spielzeug, fast nie Süßigkeiten usw. Das Berührte mich sehr.«


    Mitgefühl paart sich mit Unverständnis, und das charakterisiert den Tenor der meisten »Sympathisanten«.


    


    Wie stellt sich derselbe Vorgang nun in der Wahrnehmung der Thüringer Schüler dar?


    Die Vorzüge der deutschen Einheit liegen für sie auf der Hand, und es sind dieselben, die ihre Eltern auch benennen würden.


    |60|Jetzt kann man die ganze Welt bereisen, aus einem vielfältigen Warenangebot nach seinem Geschmack auswählen, und über »richtiges Geld« verfügt man auch, natürlich über viel zu wenig. Städte, die zu verfallen drohten, werden aufwendig saniert, neue Geschäfte eröffnen, Cafés und Restaurants werben um Kundschaft, niemand wird mehr plaziert. Meinungen unterliegen nicht länger der Zensur, und der Erwerb der Hochschulreife, früher einer kleinen Minderheit vorbehalten, steht jetzt, Fleiß und Begabung vorausgesetzt, jeder und jedem offen.


    Mit den neuen Möglichkeiten entstehen neue Probleme. Die Differenzierung der Schulformen bedeutet für die einzelnen nicht nur eine vordem unbekannte Qual der Wahl; sie führt auch zu frühen sozialen Kränkungen.


    »Ich finde es nicht gerade besonders schön«, vermerkt eine Fünfzehnjährige, »daß es jetzt Realschulen und Gymnasien gibt. Wenn man jahrelang zusammen gelernt hat ist es nicht gerade angenehm wenn man getrennt wurde. Bei uns ist es so, daß oft Hass auf die Gymnasiasten besteht weil sie mit erhobenen Köpfen an uns vorbei gehen ohne zu grüßen.« Eine zwei Jahre ältere Gymnasiastin führt den Gedanken weiter:


    »In dieser Beziehung, rein privat, war es früher schöner. Da gab es Cliquen, alle gleich, man ging zusammen weg, hatte Spaß und teilte sich alles untereinander. Heute gibt es auch Cliquen, nicht mehr alle gleich, die Macht, der Kampf um das größte Auto, wer verdient das meiste Geld, das ist schon traurig, so etwas mit ansehen und anhören zu müssen. Da vermisse ich doch die alte Zeit.«


    Da meldet er sich wieder, der geschulte Sinn für Gleichheit, und zwar auf beiden Seiten der neuen Barriere; er ist der Hauptschülerin ebenso vertraut wie der Gymnasiastin.


    Der Kampf um die Abschlüsse spaltet die Gleichaltrigen, und geradezu folgerichtig äußern die in diesem Wettlauf Unterlegenen die größten Zukunftsängste.


    »Früher hat man genau gewußt, daß man nach der |61|10. Klasse eine Arbeitsstelle bekommt. Aber jetzt? Ich gehe in die neunte Klasse. Ich weiß absolut noch nicht, wie das mal werden soll«, zeigt sich eine Realschülerin beunruhigt. Bei einer anderen klingt bereits Verzweiflung durch:


    »Was solls wir lernen und machen Prüfungen aber am Ende sind wir eh ohne Arbeit! Das ist sehr, sehr schlimm. Da kann man ja gleich ’nen Strick nehmen.«


    Aber auch jene, denen der Sprung auf die höchsten Sprossen des Schulsystems gelang, werden von Zukunftsängsten geplagt, wie eine Achtzehnjährige, darin für viele sprechend, offenbart:


    »Für uns Schüler nämlich gibt es jetzt ein ganz großes und neues Problem, die Arbeitslosigkeit. Früher brauchte man sich als 12. Klasse-Schüler keine Sorgen zu machen. Studium und danach Arbeitsplatz waren gesichert. Arbeitslosigkeit gab es nicht oder nur versteckt in kleinem Maße. Ich bemerke das heute im Verwandten- oder Bekanntenkreis, überall verliert einer seine Arbeitsstelle und vor allem schon etwas ältere Menschen haben kaum noch Chancen, wieder in das Berufsleben einzusteigen.«


    Hier wird es angesprochen, das alles beherrschende Thema der Ostdeutschen, der Jungen wie der Älteren, die Arbeitslosigkeit.


    Kaum ein Aufsatz, in dem es nicht an erster Stelle stünde oder zumindest unmittelbar hinter den Freuden und Gewinnen rangierte, die die Einheit den Jugendlichen bescherte. Dabei muß die eigene Familie, müssen die eigenen Eltern gar nicht unmittelbar betroffen sein; Fälle im Haus oder in der Nachbarschaft, im weitläufigeren Bekanntenkreis oder auch nur Berichte über Fabrikschließungen in der Region genügen, um die Stimmung der Heranwachsenden einzutrüben.


    »Viele Leute haben ihre Arbeit verloren«, heißt es bei einem Realschüler, »und das wäre vielleicht nicht passiert wenn die Zeit des Zusammenwachsens etwas länger gedauert hätte. Zum Glück haben meine Eltern noch Arbeit.« |62|Ein anderer wird konkreter: »Die Wirtschaft im Westteil Deutschlands kauft unsere Betriebe auf, um dann dort 50– 80% der Arbeiter zu entlassen, daß verstehen alle unter ›dt. Einheit‹, ICH NICHT!«


    Natürlich ist es besonders schlimm, wenn es die eigene Familie trifft, wie im Fall der sechzehnjährigen Realschülerin, die dennoch die Kraft zur Verallgemeinerung besitzt: »Außerdem gibt es ein Problem mit meinen Eltern. Das sind nicht nur meine Eltern. Aber vielen fehlt die Arbeit. Was soll man machen?« – »Die deutsche Einheit hat die Menschen in Ost und West wieder zusammengebracht, die so lange voneinander getrennt waren«, heißt es in einem anderen Aufsatz. »Das finde ich sehr gut für andere Menschen. Doch nur für mich und meine Eltern ist es nicht so schön, denn die haben jetzt beide keine Arbeit mehr und das Geld wird auch immer weniger.«


    So geht es durch die ganze Sammlung.


    Die Verfasser, sie sagen es selbst, fühlen nicht nur mit denen, die von Arbeitslosigkeit und sozialem Abstieg betroffen sind, sie freuen sich auch mit den vom Glück Begünstigten.


    Beides beweist sozialen Sinn.


    


    Wie sehr die Sorgen der Eltern auf die Jugendlichen abfärben, zeigt sich besonders in den Darstellungen des Familienalltags. Hat die Arbeitslosigkeit bereits Einzug gehalten, bekommen auch die Söhne und Töchter die unvermeidlichen Einschränkungen zu spüren. Sind Vater und Mutter noch beschäftigt, fehlt es daheim oftmals an Ruhe und Zeit.


    »Mein Vater hat sich selbständig gemacht und meine Mutter ist Geschäftsführerin. Sie müssen mehr arbeiten als vorher, manchmal 12 Stunden«, heißt es in einem Aufsatz. Ein weiterer variiert dasselbe Motiv: »Meine Eltern haben noch Arbeit und darüber bin ich sehr glücklich. Es hat sich aber einiges geändert dabei, mein Vater arbeitet jetzt viel |63|länger. Jetzt heißt es du machst die Arbeit oder du fliegst. Bei meiner Mutter geht es noch.«


    Eine familiär kaum weniger angespannte Situation spricht aus diesen Worten einer Siebzehnjährigen: »Bei mir zu Hause hat sich viel geändert. Meine Mutti wurde arbeitslos und mein Vati arbeitet in Karlsruhe. So sehe ich ihn ungefähr in dreiwöchigen Abständen.«


    Wiederholt gewinnt man den Eindruck, daß die Heranwachsenden in weit höherem Grade als zu DDR-Zeiten sich selbst überlassen sind und dies in einem für ihre Entwicklung außerordentlich kritischen Moment.


    Ein Thema der häuslichen Gespräche ist ganz eindeutig von den Eltern vorgegeben – die Abrechnung mit den Funktionären der SED.


    »Viele Kommunisten und Stalinisten sind wieder am Ruder«, schreibt einer kurz und bündig und ein anderer: »Die ›Großen‹ haben wieder ihre Posten und die, die inhaftiert sind, versuchen alle krank zu machen, um vielleicht mildernde Umstände zu bekommen, oder was weiß ich.«


    Wieder andere stellen einen direkten Zusammenhang zur Arbeitslosigkeit von Eltern und Bekannten her: »Aber um noch einmal auf die Arbeitsstellen zurückzukommen, gibt es für mich einen besonders großen Grund zu Wut und Ärgernis. In den Chefetagen sitzen noch immer die alten SED-Seilschaften, sie haben sich wieder die besten Plätze gesichert. Und wer den Mund aufmacht, um diese Mißstände anzuprangern, bekommt seine Kündigung mit Sicherheit.«


    Erst wenn man sich in diese Zeit zurückversetzt, in die allgemeine Erregung über das Avancement der »Genossen«, kann man die Frage, wie und warum die PDS aus diesem langen Schatten treten konnte, in dem angemessenen Bezugsrahmen diskutieren.


    Die Aufsätze, und das ist ein weiterer Vorzug des Materials, offenbaren die Meinungsbildung der Jugendlichen und ihrer Familien im unmittelbaren Entstehungsprozeß. |64|Urteile wie Vorurteile sind im Augenblick ihrer Niederschrift noch neu und unverbraucht, authentisch und haben, auch was das Ost-West-Verhältnis anbetrifft, noch nicht den Charakter von Worthülsen und Stereotypen angenommen. Zwei, drei Jahre später, und der Materialwert wäre um ein Vielfaches geringer gewesen.


    Das gilt auch für den jugendlichen Rechtsradikalismus, der hier gewissermaßen im »Zustand des Werdens«, in seinem genetischen Kontext betrachtet werden kann.


    Ein sechzehnjähriger Realschüler schreibt:


    »Noch eins, es wird von Demokratie gesprochen, doch diejenigen, die ihre DEUTSCHE MEINUNG laut äußern, diejenigen die für ein BESSERES und SAUBERES (Ausländer) DEUTSCHLAND kämpfen, diejenigen werden vom Staat, sprich Helmut K. + seine Gang verfolgt und eingesperrt!


    Doch diejenigen die 40 Jahre Scheiße gebaut haben, die SOZIALISTEN + KOMMUNISTEN laufen immer noch frei herum! Mein Motto noch so lange ich lebe: Deutschland den Deutschen, Asylanten und Rote Raus!«


    Mit dieser Ansicht steht er nicht allein. Wut auf die »Kommunisten«, begleitet von Ausländerhaß, sind besonders unter den Realschülern, die Aufsätze geschrieben haben, häufig anzutreffen.


    »Was könnte man anders machen?«, fragt einer, der eine solche Schule besucht, rhetorisch und unterbreitet diese Vorschläge:


    »Schießstände


    Ausländer Raus!!!!


    Die Roten Schweine aus allen Ämtern entlassen


    Alle linken Säcke einsperren (Autonome etc.)


    Todesstrafe auch in Doitschland wieder einführen


    Aids Tests für alle und die Betroffenen in gesonderte Lager verfrachten.«


    Mit den alten Funktionären verkoppelt oder nicht, zieht sich die »Ausländerfrage« durch viele Aufsätze. Sie muß |65|die Familien in dieser Zeit wie kaum eine andere Problematik beschäftigt haben. Die wiederholt geäußerte Vermutung, daß die jungen Leute mit ihren extremen Ansichten und Haltungen auf grundsätzliche Zustimmung ihrer Eltern rechnen konnten, wird durch die Lektüre bestätigt. Nirgends ist von Streit die Rede, von politischen Zerwürfnissen im Elternhaus. Die Sechzehn- bis Achzehnjährigen preschen gewissermaßen vor und äußern laut und ungeschützt, was die ältere Generation ganz ähnlich empfindet, aber nur in kleinerem Kreise ausspricht.


    


    Doch selbst dann, wenn die Älteren ausdrücklich anderer Meinung sind, wirken sie in Gesprächen mit Jüngeren, die sich ausländerfeindlich und rechtsradikal gebärden, oft eigentümlich defensiv.


    In seinem Dokumentarfilm »Stau – Jetzt geht’s los« aus dem Jahre 1992 zeigt der Dokumentarist und Theaterregisseur Thomas Heise unter anderem eine Familie in Halle-Neustadt. Der Vater hat noch Arbeit und diskutiert mit einem seiner Söhne, der schon selber Geld verdient, über dessen Sympathie für die Rechten. Dabei entspinnt sich folgender Wortwechsel:


    »Wenn die Rechten die Zukunft bestimmen, das ist traurig, armes Deutschland.« – »Hast du schon mal Programme von rechten Parteien durchgelesen?« – »Muß ich dir recht geben, is ’n Fehler von mir. Aber warum machen die Rechten ihre Programme nicht unter der Allgemeinheit publik? Hast du versucht, mir das beizubringen? Haste nich.« – »Nee, weil ich ganz einfach denke, daß es bei dir zwecklos ist.« – »Ach, so.« – »Ja, ehrlich.« – »Na, wenn du meinst.«


    Damit hat es sein Bewenden.


    Ein »tolerantes« Elternhaus. Doch zurück zu den Schüleraufsätzen.


    Sie vermitteln ein Lebensgefühl, das sich erheblich von jenem unterscheidet, das die etwa Gleichaltrigen im letzten |66|Jahr der DDR zum Ausdruck brachten. Die jugendlichen Besucher der Rockkonzerte hatten mit der offiziellen DDR gebrochen; sie fühlten sich durch das Regime bevormundet und in ihrem Tatendrang gefesselt. Aber die Grundstimmung war weltoffen und auf Veränderungen ausgerichtet, aufgeschlossen für einen authentischen Sozialismus ohne Lüge und Tristesse und in diesem Sinne links.


    Die frühen neunziger Jahre zeigen ein ganz anderes Stimmungsbild, voller Affekte und Phobien, und wenn in diesem Zusammenhang überhaupt von Idealismus (Stichwort »besseres Deutschland«) gesprochen werden kann, dann ist er nationalistisch eingefärbt. Nur zwei Jahre nach dem Umschwung steht die ostdeutsche Jugend mehrheitlich entweder rechts oder rechten Ideologien nahe.


    Es ist, so scheint es vielfach, die letzte politische Option, der abschließende, schon halb resignierte Versuch, sich in die Verhältnisse einzumischen und Gehör zu finden, indem man zum Äußersten greift.


    »Die Arbeitslosen sind arm dran, denn sie können nicht für ihre Lage«, notiert ein Realschüler aus der 10. Klasse. »Da dran ist nur die Treuhand schuld, denn die Treuhand kann Betriebe die nicht mehr konkurrenzfähig sind, für mehrere Millionen verkaufen. DA IST ES KLAR DAS NIEMAND DIE BETRIEBE KAUFT. Das finde ich zum kotzen mit der Treuhand […] Die Ausländer sollen bleiben wo sie herkommen. Den kürzeren ziehen wieder die Arbeitslosen, denn die Ausländer bieten sich billiger an so das die Betriebe wieder sparen. Wenn ich hier 18 Jahre bin und sich noch nichts geändert hat, werde ich meine Stimme den Rechten anvertrauen und werde selber eintreten und ein großer Rechtsradikaler werden.«


    Diese Haltung überdauerte mit den Bedingungen, die sie erzeugten, und wird auch nur gemeinsam mit ihnen verschwinden. Solange die Heranwachsenden die soziale Welt als unglaubwürdig und abweisend erleben und in ihrer Ablehnung der politischen Ordnung durch ihre persönlichen |67|Erfahrungen bestätigt werden, solange sie die Elemente und Versatzstücke für Gegenideologien in den Verhältnissen selbst vorfinden, werden sie den Aufklärern als die durch die Wirklicheit selbst Aufgeklärten gegenübertreten können.


    Acht Jahre nach seiner ersten Recherche war Thomas Heise erneut in Halle-Neustadt unterwegs. Einige der jungen Leute, die er seinerzeit porträtiert hatte, haben sich unterdessen aus der rechten Szene gelöst. Aber andere sind neu dazugekommen, und nach den Gründen befragt, die sie in diese Richtung drängten, berufen sie sich auf dieselben Umstände: Wenig Chancen für morgen. Zwischendurch schwenkt die Kamera über die langgezogenen Wohnscheiben; es ist abends, aber man sieht nur wenige Fenster erleuchtet. Wer es sich irgend leisten kann, zieht von hier weg, und wem die Mittel für eine flexible Lebensweise fehlen, der ermutigt seine Kinder, der Arbeit oder der Lehrstelle hinterherzuziehen.


    Zurück und unter sich bleiben die weniger Beweglichen, die mit den schlechteren Bildungszertifikaten; auf die dürftigen Ausbildungs- und Beschäftigungsangebote der Gegend verwiesen, bestätigen sie sich wechselseitig in ihrer Perspektivlosigkeit und deklinieren ihren namenlosen Zorn durch alle Akzente des Fremden.


    


    Aus der Mehrzahl der Aufsätze vernimmt man eine gemeinsame Sprache, die der Eltern und ihrer Kinder. Man liest von höheren Lebenshaltungskosten, von steigenden Mieten und Schulgeld, von Kriminalität und Drogen, von der sozialen Demobilisierung der Frauen, von Krippen, Kindergärten und Polikliniken, überhaupt viel von sozialen Errungenschaften der DDR, die erst jetzt als öffentliche Güter geschätzt werden.


    Aber es gibt auch Themen, die den Jugendlichen eigentümlich sind, für die sie sich in besonderer Weise engagieren.


    |68|Das betrifft zunächst ihr Dasein als Schüler.


    Geändert haben sich nicht nur die Schulformen, sondern auch Lehrinhalte und Lehrmethoden, Prüfungen und Benotung, Eintrittsalter und Verweildauer in der Institution. Dabei halten sich Vorzüge und Nachteile in etwa die Waage. Unliebsame Fächer verschwanden aus dem Lehrplan, die »richtige« politische Meinung spielt für das schulische Fortkommen keine Rolle mehr und bei entsprechenden Zensuren winken Abitur und Studium. Dagegen wird der soziale Zusammenhalt im Klassenverband wie überhaupt unter Gleichaltrigen spürbar schwächer, und die Thüringer Abiturienten empfinden das zusätzliche dreizehnte Schuljahr überwiegend als Zeitverschwendung.


    »Mein Leben ist besser und freier geworden und doch schlechter und gezwungener«, faßt eine siebzehnjährige Gymnasiastin das widersprüchliche Gefühl vieler zusammen. »Ich habe mehr Geld und die Freiheit, die wir wollten, aber die Welt um mich ist liebloser und härter geworden.«


    Auch mehren sich in dieser Zeit die Anzeichen für einen kulturellen Identitätsverlust, der speziell die Jugendlichen trifft.


    »Morgens, das erste was ich tue ist das Radio einschalten und schon könnte ich schreien. Nachrichten, DT 64 wird abgeschaltet. Ein Sender, ein Teil meines Lebens, wird einfach abgeschaltet. Er hat mir Mut gemacht vor und nach der Wende«. So klagt dieselbe Jugendliche. Eine andere, ein Jahr älter, schreibt: »Sie predigen die Demokratie von allen Seiten, ABER Abschaffung der Bürgerbewegungen, Zeitschriften, Sender (DT 64, DFF) mit heimtückischen Mitteln […]« – »Man wird regelrecht seiner Identität beraubt«, erregt sich eine dritte aus derselben Altersgruppe und eine vierte fällt mit diesen Worten ein:


    »Ich fühle mich von der Regierung beschissen, weil man als Bürger überhaupt nicht mehr gefragt wird, sondern alles über die Köpfe hinweg entschieden wird. Da werden |69|halt einfach Radio- und Fernsehsender stillgelegt, Betriebe geschlossen, ohne jemanden zu fragen. Ich habe das Gefühl, die Westdeutschen wollen uns (ex) DDR-Bürgern das letzte Stück Identität nehmen um uns ordentlich ›einzudeutschen‹, uns zu braven, nicht aufmüpfigen Bundesbürgern zu machen, die pünktlich die Steuern zahlen und CDU wählen.«


    So verschieden wie ihre Lagen und Perspektiven, so verschieden sind auch die Gründe, die die Thüringer Schüler ins Feld führen, um verständlich zu machen, warum auch sie als Ostdeutsche aus der DDR hervorgingen.


    Haupt- und Realschüler verweisen zumeist auf die soziale Verunsicherung oder die Arbeitslosigkeit der Eltern und auf ihre geringen Aussichten, eine Lehrstelle in der Region zu finden, das Gros der Gymnasiasten auf kulturelle Zusammenhänge und Bindungen, die zerstört bzw. aufgelöst wurden.


    Aber ganz unabhängig davon, ob man einzelne Untergruppen der Jugendlichen oder Jahrgänge bzw. Jahrgangsgemeinschaften im Ganzen betrachtet, ernstliche Kollisionen, Brüche zwischen ihnen und ihren Eltern, sucht man in den Aufsätzen vergebens.


    Offenbar schweißt der Außendruck, der die familiäre Sphäre umgibt, Ältere und Jüngere zusammen und verhindert, wie schon zu DDR-Zeiten, daß der unvermeidliche häusliche Zwist zum Generationsstreit eskaliert. Zwar änderten sich die Druckverhältnisse mit dem Umbruch, traten neue Formen und Methoden in Erscheinung; ihre harmonisierende Wirkung scheint unvermindert geblieben zu sein.


    Aus außerökonomischem wurde ökonomischer Zwang, direkte Einflußnahme auf das menschliche Handeln wich indirekter. Doch im selben Maße, in dem sich der individuelle Handlungsspielraum erweiterte, verengte sich der Kreis der Spieler. Dadurch geriet die Freiheit in den Geruch der Willkür und des Privilegs, trat sie in Gegensatz |70|zum demokratischen Versprechen. Und genau das kritisieren die Schüler, rechte wie linke; den sozialen Abstieg vor Augen die einen, kulturelle Enteignung anprangernd die anderen.


    »Mehr Freiheit/keine Demokratie!«, diese scheinbar abstruse Forderung eines sechzehnjährigen Realschülers dürfte im Westen Deutschlands nur Unverständnis ernten; im Osten, wo die tagtäglichen Zerreißproben einer kollektiven Lebensform für ihre Logik bürgen, wirkt sie wie ein guter Witz, der den gestauten Emotionen Abfuhr verschafft.

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |71|Vom Kollektiv zum Team

    


    Wie die arbeiterliche Gesellschaft


    die industrielle Vergangenheit konservierte


    und die Menschen dennoch


    für die Zukunft erzog

  


  
    
      
    


    


    |72|Es gibt in Ostdeutschland praktisch keine organisierten wirtschaftlichen Kräfte, keine Kartelle im weitesten Sinn des Wortes, die ihre Interessen auf Kosten der gesamten Gesellschaft durchsetzen können […]


    Unter solchen Voraussetzungen kann sich die Wirtschaft frei entfalten. Junge Unternehmer werden nicht durch alte Interessen behindert. Der Konflikt zwischen Tradition und Moderne, der die Entwicklung anderer Industrienationen charakterisiert, ist in Ostdeutschland praktisch nicht vorhanden – einfach, weil kaum eine Tradition überlebt hat.


    In den neuen Ländern könnte Kapitalismus pur entstehen, ein gesellschaftliches Monstrum, eine Marktwirtschaft, die völlig frei ist von sozialen und moralischen Fesseln.


    


    Günter Heismann, Überholen ohne einzuholen. Neue Hochtechnologien zwischen Ostsee und Thüringer Wald


    


    


    Verfügen die Ostdeutschen nicht über mentale Zukunftspotentiale, die als Altlasten und Modernisierungsrückstände verkannt werden? Von den gemeinschaftsbezogenen Einstellungen über die ›Chaosqualifikation‹ bis zu sozialen Netzwerken?


    


    Bernhard Meyer-Probst, Risse. Zeitschrift für Literatur in Mecklenburg und Vorpommern

  


  
    
      
    


    


    |73|Wer es unternimmt, eine Gesellschaftsgeschichte zu schreiben, muß einen immanenten und positiven Begriff von seinem Gegenstand entwickeln können. Weder genügt es zu sagen, was der Gesellschaft gegenüberstand, was sie von außen formte und bestimmte, noch ist es damit getan, die Verhandlung gleichsam in ihrer Abwesenheit zu führen und das hervorzuheben, was ihr fehlte. Präsenz und Eigenart sind unverzichtbar, um das Unternehmen zum Erfolg zu führen.


    Aus diesem Grund und weil sie schon alles vorher »wußten«, keine Neugier kannten, verzichtete ich in meiner früheren Abhandlung über die ostdeutsche Gesellschaft auf Begriffe wie »totalitäres System«, »SED-Diktatur«, »Unrechtsstaat«, »Kommando«- oder »Mangelwirtschaft«.


    Das forderte die Kritik heraus.


    »Daß ein Begriff wie ›Unrechtsstaat‹ für die Bevölkerung, die in ihm leben mußte, ›abwertend‹ sei, kann nur unterstellen, wer annimmt, daß es keine Differenz zwischen Herrschern und Beherrschten gab, daß angeblich alle im gleichen Boot saßen. Logischerweise ist die Opferperspektive, das Thema der Mauertoten, der politischen Häftlinge […] völlig abwesend«, schrieb der Journalist Marko Martin.


    Andere sahen es ähnlich.


    Es kann hier nicht darum gehen, in bezug auf die Vergangenheit nachträglich Recht zu behalten. Mag sein, daß die negativen und zerstörerischen Auswirkungen der politischen Machtkonstruktion auf den Alltag, auf das soziale, berufliche und persönliche Leben der Menschen, in der Darstellung zu kurz kamen, daß die Stimmen der Ausgeschlossenen und Fortgetriebenen nicht hörbar genug waren. |74|Wenn hier ein Versäumnis vorliegt, ist es nicht dem Vorhaben selbst anzulasten, sondern allenfalls der Ausführung. Regina Bittner, eine andere Rezensentin, charakterisierte es so:


    »›Die Ostdeutschen‹ ist kein Buch, das den ehernen Mechanismus einer totalitären Gesellschaft in den letzten Winkeln der Alltagskultur nachspürt. Vielmehr leistet es, was Dilthey für die verstehende Sozialforschung forderte: ›daß das Verständnis in der Linie des Geschehens selbst fortgeht‹.«


    Das war die Absicht, und um die eigentümliche Logik des eigentümlichen Gegenstands »in der Linie des Geschehens« enthüllen zu können, bedurfte es eines plastischen Leitbegriffs, der nicht von außen an die Verhältnisse herangetragen wurde, sondern aus ihnen selbst gewonnen war.


    Der Begriff der arbeiterlichen Gesellschaft schien mir diesen Anforderungen gut zu entsprechen. Affektneutral, frei von ideologischen Assoziationen, besaß er darüber hinaus den Vorzug, unverbraucht zu sein. Mit ihm ausgerüstet, konnte man die sozialen Dinge neu und unverstellt, ohne Denkschablonen und Sprachroutinen, auf sich wirken lassen.


    Erstaunlicherweise fand der Begriff nur wenige Kritiker.


    Einige wandten ein, daß es sich bei der DDR doch wohl eher um eine kleinbürgerliche Gesellschaft gehandelt habe, ohne diese Vermutung empirisch zu untermauern.


    Einer erklärte ihn kurzerhand zum Herrschaftskonstrukt und schrieb: »Mag sein, daß die ›arbeiterliche Gesellschaft‹ von der SED verkündet worden ist – wirklich gewollt war sie nie.«


    Die einzige differenzierte und in der Sache weiterführende Auseinandersetzung kam von einer Seite, von der ich sie nicht erwartet hätte – von Lutz Rathenow.


    »Wolfgang Engler«, schrieb der Autor in seiner Kritik, »hat in einem interessanten Buch diesen Terminus eingeführt und niemand widersprach dieser abstrahierenden |75|Wertung einer Summe von zutreffenden Beobachtungen. Anderen Stellen im Buch schon, etwa den weitgehenden Ausblendungen politischer Konditionen. Da war dann der Westbeobachter sofort auf seiner Kompetenzhöhe: Stasi, Ostblockeinbindung, direkte politische Regulierung – alles unterbelichtet. Da kamen die Vorwürfe, nicht ganz zu Unrecht. Den mentalen Beobachtungen haben jene, die die DDR nicht kennen konnten oder kennen wollten, wenig entgegenzusetzen. Dabei enthalten sie die problematischsten Zuordnungen.«


    Im einzelnen beruft er sich auf seine Eindrücke und Erlebnisse als »zeitweiliger Transporthilfsarbeiter bei Zeiss-Jena« Mitte der siebziger Jahre nach seinem erzwungenen Abgang von der Jenenser Universität:


    »Da hätten einen die Arbeiter aber sehr komisch angeguckt, wenn ich ihnen […] mit der ›arbeiterlichen Gesellschaft‹ gekommen wäre. A. hätte sich an den Kopf gegriffen und mich gefragt, ob ich immer noch Propaganda für die ›Roten‹ mache. Und B. verweist auf die fehlenden Teile für verschiedene Produktionsbereiche und wie wenig Einfluß sie auf die Arbeitsorganisation ausüben könnten.


    Ein älterer Arbeiter würde schweigend sein Pausenbrot kauen, da er sich seit dem 17. Juni 1953 zu politischen Fragen nicht mehr öffentlich äußert. Aber er kommt jeden Tag freiwillig und vor Arbeitsbeginn. Er fühlt sich wohl im Betrieb, ob der Aktionären gehört oder sich volkseigen nennt […]


    D. und E. würden mir nicht widersprechen, wenn sie darin eine Chance erblickten, die ihnen Arbeit ersparte. D. tat alles, um jede Form von Betätigung zu vermeiden. Und E. mußte in seinem Garten und bei Freunden so viel erledigen, daß gewisse Ruhepausen auf Arbeit unumgänglich waren.«


    


    Rathenow unterstellt dem Begriff der »arbeiterlichen Gesellschaft« harmonisierende Absichten, eine Tendenz zur |76|Glättung der Widersprüche, zur Idealisierung der Arbeiterschaft.


    Fälschlicherweise.


    Der Begriff verfolgte keine normativen Zwecke, sondern deskriptive und war auf die ganze Vielfalt der Phänomene aus; auf Arbeiter, die von Politik nichts (mehr) wissen wollten und ihre Kritik an den Verhältnissen in die stumme Demonstration werktätiger Tugenden kleideten; auf solche, die das Gegenteil praktizierten und äußerste Zurückhaltung an den Tag legten, ohne Konsequenzen befürchten zu müssen; auf Resignierte, die sich in die allgemeine Unordnung des betrieblichen Geschehens, in Zeitverschwendung, Notbehelf und Mangel, hineingefunden hatten; auf Parteigänger und Sympathisanten der DDR nicht minder als auf ihre Lästerer und Widersacher.


    Überhaupt ging es nicht um die politische Meinung oder gar die Zustimmung zum DDR-Sozialismus und erst recht nicht um die These, Arbeiter und Angestellte seien im Besitz der politischen Macht gewesen. Die übten sie weder im Staat noch in den Fabriken aus. Aber das soziale und kulturelle Zepter lag in ihren Händen.


    Ihres Arbeitsplatzes und damit ihrer Stellung im Gesellschaftsganzen sicher, imponierten sie den Oberen allein durch ihre Masse, boten sie allen Versuchen, sie aus ihrer reservierten Haltung aufzuscheuchen, erfolgreich die Stirn. Ansichten, Geschmacksurteile, soziale Dialekte und Umgangsformen, die sich in diesem Umkreis bildeten, strahlten auf alle anderen gesellschaftlichen Gruppen aus. Tonangebende Eliten, die ästhetische Maßstäbe setzten, vorbildliche Lebensstile schufen, gab es nicht, und daher diktierte in dieser Beziehung das »Volk«.


    Was die arbeiterliche Gesellschaft der DDR speziell auszeichnete, waren aber nicht schlechthin soziale Massierung und kollektives Selbstbewußtsein. Entscheidend war die Aushebelung der formellen Rangordnung und ihre Ersetzung durch eine informelle, jedoch desto verbindlichere, |77|die die Führungsgruppen in Staat und Wirtschaft und selbst die verschiedenen Fraktionen der Intelligenz offen oder insgeheim, beifällig oder furchtsam zu den Arbeitern aufschauen ließ.


    Arbeiter, die von sich selber eine hohe Meinung haben, mit Stolz auf die eigene und mit Geringschätzung auf andere soziale Gruppen blicken, die nicht oder nicht richtig arbeiten, fanden und finden sich in jeder industriellen Arbeitsgesellschaft, gleich welchen Typs.


    Auf Arbeiter, die in den Augen der anderen denselben hohen Rang einnahmen, den sie sich selbst beimaßen, traf man nur in den arbeiterlichen Gesellschaften Ost-Mitteleuropas.


    Das hatte es in der Geschichte noch nicht gegeben.


    Doch kehren wir mit Rathenow »noch einmal zur ›arbeiterlichen Gesellschaft‹ im Jahre 1976« zurück:


    »Mein transportarbeiterlicher Gang durch den Zeiss-Betrieb bescherte mehrere Zeitzonen und industrielle Arbeitsarten gleichzeitig. Da waren veraltete Maschinen und zum Teil entwürdigende Arbeitsbedingungen […] Auf der anderen Seite existierten Zonen hochmoderner Technik und Technologie mit sehr guten Arbeitsbedingungen, die ein hohes Maß an Eigenverantwortung bedeuteten. Moderne Technik erzeugte aber auch fließbandähnliche Arbeitsabläufe, die nur Schnelligkeit und das Erfüllen der Norm verlangten […]


    Also sowohl in den rückständigen als auch in den High-Tech-Bereichen konnte kaum das in sich ruhende, streßfreiere Bewußtsein der arbeiterlichen Gesellschaft entstehen. Dazwischen existierten schwer kontrollierbare Arbeitsplätze, die eine Art der Arbeit erlaubten, die den geschilderten Phänomenen näher kommt. Kamen da noch gesuchte Spezialkenntnisse des Arbeiters hinzu, konnte er sich möglicherweise als umworbene Person fühlen. Das erstreckte sich auf ganze Brigaden (vielleicht sogar Betriebe).«


    |78|Dieser zweite Einwand bestreitet nicht länger die Relevanz des Begriffs, schränkt ihn aber doppelt ein.


    Er gälte nur für jenen Ausschnitt der Arbeitswelt, in dem die Arbeit technisch und organisatorisch schwer zu kontrollieren war und die Arbeiter selbst über Fähigkeiten verfügten, die sie gleichsam zu Künstlern erhoben. Jenseits dieses schmalen Streifens, dort, wo die Arbeiter weder ausreichend Muße noch Spezialtalent besaßen, konnten sie auch kein vollwertiges arbeiterliches Bewußtsein entwickeln.


    Das Argument ist bedenkenswert.


    Es betont Unterschiede und Gefälle zwischen funktionellen Zonen und sozialen Gruppen des Produktionsprozesses und differenziert auf diese Weise das Universum der arbeiterlichen Gesellschaft nach innen aus. Aufgesprengt und in seine Bestandteile aufgelöst wird es dadurch nicht.


    Sichtbar werden Übergänge, keine abgeschotteten Grenzen, abgestufte Gemeinsamkeiten, keine unüberbrückbaren Gegensätze. Man erkennt Zentrum und Peripherie, Kernformation und sie umlagernde Gruppierungen, Vorhut und Reserve.


    Nicht frei von Dünkel die einen, nicht frei von Neid die anderen, sozial unangreifbar die einen wie die anderen, waren sie zu DDR-Zeiten aufeinander angewiesen und nur gemeinsam stark, in ihren Forderungen nicht weniger als in ihrer Verweigerung.


    Und als hätte es die Geschichte auf eine nachträgliche Beweisführung dieser unkündbaren Zusammengehörigkeit abgesehen, gingen sie nach 1990 auch gemeinsam unter.


    


    »Die vier Werkzeugmacher«, nannte Volker Braun eine Erzählung, die 1996 erschien und um diesen kollektiven Absturz kreist.


    Der Autor versetzt seine Helden nach Berlin-Oberschöneweide, seit den Gründerzeiten im neunzehnten Jahrhundert das industrielle Zentrum der Stadt. Dort arbeiten sie in einem der großen Werke, mehr Künstler als gewöhnliche |79|Arbeiter, und entwickeln ein schier grenzenloses Selbstbewußtsein. Leute wie sie, da sind sie sich ganz sicher, wird man immer brauchen.


    In den Wochen des gesellschaftlichen Aufbruchs halten sie sich folgerichtig abseits und überlassen das Debattieren und Demonstrieren den Fußgängern der Arbeitswelt.


    Dann tritt die Treuhand in Aktion. Sie setzt die alten Kader ab und unterstellt den herrenlosen Besitz ihr gemäßen Direktoren. Der neue Eigentümer hält Heerschau und läßt auch die Werkzeugmacher zu sich rufen. Er tituliert sie »Wichte«, und wenig später wird der Brigadier der Gruppe, Matthes, arbeitslos. Vergebens hofft er auf die Unterstützung durch das kleine Kollektiv.


    Die Freunde versuchen allein durchzukommen; erfolglos, denn bald darauf trifft es auch sie wie Tausende von anderen.


    Nun treffen sich die Werkzeugmacher auf dem Arbeitsamt, wie ausgewechselt und noch immer sprachlos über die Behandlung, die ihnen zuteil geworden war. Hatte man sie vielleicht nicht erkannt?


    »Das war eine komische und grausame Geschichte«, läßt Braun den Amtsstellenleiter monologisieren, »denn sie klebten an irgendwas, das ihnen immer gleichgültig war und von dem er sie nun gewaltsam lösen mußte, einem alten Leim.«


    Da erinnern sich Journalisten der vier und machen ihre Geschichte publik. Der neue Chef, davon irgendwie gerührt, gibt ihnen eine zweite Chance; sie kehren, um eine bittere Erfahrung reicher und zurechtgestutzt, ins Werk zurück.


    Sonderrechte werden sie nicht mehr fordern; sie haben gelernt, sich und ihresgleichen korrekt im sozialen Raum zu verorten – nämlich unten.


    Brauns Werkzeugmacher, und das verleiht der Erzählung ihre Vielschichtigkeit, spielen mehrere historische Rollen zugleich.


    |80|Dank ihrer langjährigen Erfahrung, ihres Wissens und ihres Geschicks verkörpern sie die alte Arbeiterelite auf beinahe idealtypische Weise. Die Industriegesellschaften des Westens wie des Ostens waren auf solche Arbeitskräfte angewiesen und versuchten gerade deshalb, sich aus dieser Abhängigkeit zu lösen, mit verschiedenen Methoden zu verschiedenen Zeiten und mit sehr unterschiedlichem Erfolg.


    Konkurrenz, die ihre Reihen lichtete, erwuchs den Facharbeitern schon zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts. Der Pionier hieß Henry Ford, und die nach ihm benannte Ära setzte auf das Fließband, auf wissenschaftliche Arbeitsorganisation, ins Extrem getriebene Arbeitsteilung und repetitive Funktionen.


    Natürlich ließen sich nicht sämtliche Wirtschaftszweige auf diese Weise umgestalten, in manchen blieb der »ganze Mensch« mit seiner Kraft und seinem Können bis in die Gegenwart bestimmend; aber dort, wo die Methode griff, fanden sich nur noch wenige Überlebende der vorherigen Produktionsweise. Das neue Paradigma bestimmte das wirtschaftliche Leben bis in die späten 1960er Jahre – im Westen.


    Im Osten gestalteten sich die Dinge anders.


    Hier gab es keine Konkurrenz zwischen den Unternehmen und keine Konkurrenz um Arbeitsplätze; alle hatten das Recht auf Arbeit, und fast alle nahmen es wahr. Die lebendige Arbeit galt als beinahe unerschöpfliche Quelle des gesellschaftlichen Reichtums, und das dämpfte den betrieblichen Rationalisierungsdruck enorm.


    Das fordistische Prinzip machte sich auch unter diesen Umständen geltend, aber in weit geringerem Maße als in der westlichen Hemisphäre. Die Werkzeugmacher blieben auf dem Plan, nicht alle wirkliche Künstler, Bastler im weitesten Sinne des Wortes, zu technischen wie sozialen Reparaturleistungen aufgelegt, die meisten. Ohne ihren Einsatzwillen und ihre Phantasie, ohne ihr Gespür und ihre Kniffe hätte kein sozialistischer Betrieb auch nur eine einzige Planungsperiode überlebt.


    |81|Im Werkzeugmacher erkannte die arbeiterliche Gesellschaft ihre Mittelpunktfigur und zugleich ihr Wesen; das rechtfertigt den Begriff ein weiteres Mal.


    


    Ungleichzeitige Entwicklung in West und Ost auch bei der nächsten Zäsur.


    Im selben historischen Moment, in dem die halbherzige Reform von Wirtschaft und Gesellschaft in Ost-Mitteleuropa und damit auch in der DDR abgebrochen wurde, an der Schwelle zu den 1970er Jahren, trat die kapitalistische Welt in eine neue industrielle Ära ein. Auf Dampfmaschine und Elektrifizierung folgte die Computerisierung von Steuerungs- und Informationsprozessen. Ohne gänzlich abzudanken, verlor der Fordismus seine Dominanz.


    Revolutioniert wurde auch die Arbeitsorganisation, und es fällt rückblickend schwer zu entscheiden, was zuerst kam, Technik oder Methode. In jedem Fall machte die japanische Autoindustrie, machten die Toyota-Werke den Anfang; bald sprach man vom »Toyotismus«.


    Die pyramidale Struktur der betrieblichen Autoritätsverhältnisse wurde aufgebrochen, die Informationen flossen nun in beide Richtungen, die Arbeit wurde mit Inhalt angereichert und konsequent auf Teamwork umgestellt. Gruppen von Arbeitern waren für ganze Abschnitte des Fertigungsprozesses selbst verantwortlich, von der Materialbeschaffung über die Montage bis hin zur sektoralen Gütekontrolle.


    Die Schere zwischen dem gewachsenen Bildungsstand der Menschen, ihren geistigen Ansprüchen auch in der Arbeit und dem öden Repetitorium, das der Fordismus eröffnet hatte, begann sich zu schließen. Der neue industrielle Typus, flexibel, multifunktional, teamorientiert, mischte, die sich sprunghaft ausbreitende Computerisierung im Gepäck, die nunmehr überholte Produktionsweise Bastion für Bastion auf.


    Dabei faßte er um so schwerer Fuß, je länger und umfassender |82|der Fordismus geherrscht hatte. Der hatte nämlich genau jenes Wissen und jene Fähigkeiten gewaltsam unterdrückt, die jetzt erneut, wenngleich auf entwickelterer technisch-technologischer Grundlage, gefragt waren. Gerade sein Erfolg wurde zum massenhaften Hemmnis, und so kam es, daß der Erneuerungsprozeß ganze Reproduktionszyklen, Jahrzehnte, in Anspruch nahm und noch immer unvollendet ist.


    An dieser kritischen Stelle kam Anfang der neunziger Jahre der Osten zum Zuge und spielte seine ganze tatsächliche oder vermeintliche Rückständigkeit als Vorteil aus.


    Zwar war die neue Lehre auch an dieser Wirtschaftsordnung nicht völlig spurlos vorübergegangen, mehr als kleine, voneinander isolierte Inseln der Arbeitswelt hatte sie jedoch nicht ergriffen. Schmerzlicher als daran laborierte man in diesem Teil der Welt an der Inkonsequenz, mit der die fordistische Produktionsweise vorangetrieben worden war, zum Nachteil von Effizienz und Arbeitsproduktivität. Von innen gesehen, war die Klage begründet.


    Doch nun brach eine neue Zeit an, und der Osten Deutschlands konnte und mußte zuerst beweisen, ob und in welchem Grade die Menschen mit ihr Schritt halten konnten.


    Der Beweis wurde mit Bravour geführt, und wieder kam die Dialektik des ostdeutschen Idioms ins Spiel.


    Gerade weil die Ostdeutschen eine Arbeitswelt und Arbeitsweise konserviert hatten, die in weiten Segmenten vorfordistisch zu nennen war, konnten sie in einem Sprung, ohne Vermittlung und Anlaufzeit, von der historischen Etappe an die Front der globalisierten Weltgesellschaft übersetzen; die Nachhut wurde über Nacht zur Avantgarde.


    Gerade weil der Werkzeugmacher, als Typus betrachtet, hier in nennenswertem Umfang überlebt hatte, hatten auch die an ihn gebundenen Gewohnheiten und Fähigkeiten überdauert: das Basteln, Tüfteln, Improvisieren, und genau diese Eigenschaften zählten jetzt.


    |83|Gerade weil die Ostdeutschen als Bürger wie als Arbeiter in Kollektive eingebunden waren, empfanden sie die soziale Gruppe als quasi natürlichen Bezugsrahmen ihres Denkens und Handelns, war ihnen das Teamwork eine höchst geläufige Praxis, zu der man sie nicht eigens bekehren mußte.


    Gerade weil sie in dieser für sie primären Sozialisationsform von Kindauf gelernt hatten, Probleme und Konflikte gemeinsam zu lösen, schiedsgerichtliche Funktionen wahrzunehmen, zwischen einzelnen, Gruppe und übergeordnetem Zusammenhang zu vermitteln, waren sie, ohne es zu wissen, auf die Zeitenwende eingestellt.


    Der stereotype Vorhalt, die kollektivierten Lebensformen hätten die Ostdeutschen nach 1989 habituell blockiert, hält keiner Überprüfung stand.


    Das Gegenteil trifft zu: Sie waren durch die vorhergehende Kollektivierung an die veränderten Strukturen gleichsam voradaptiert. Unter allen in Frage kommenden Scharnieren zwischen der alten und der neuen Ordnung waren die Kollektive die mit Abstand brauchbarsten und funktionstüchtigsten. In der Retrospektive erscheinen sie als Embryonalform jener Teams, in denen sich die Ostdeutschen nach 1989 zusammenfanden, sofern sie sich darin zusammenfanden.


    


    In seinem Report über die Nachwendeökonomie in Ostdeutschland befragte der Wirtschaftsjournalist Günter Heismann zahlreiche, zumeist westdeutsche oder ausländische Unternehmer nach ihrem Urteil über die überwiegend ostdeutsche Belegschaft und bekam ausschließlich Lob zu hören.


    Die Arbeiter überzeugten nicht nur durch Qualifikation und Motivation, arbeiteten nicht nur länger und mit geringeren Ausfallzeiten als ihre Kollegen in Westdeutschland und Westeuropa; besonders gut kämen sie mit den Anforderungen der Gruppenarbeit zurecht, mit der Delegierung |84|von Entscheidungen und Verantwortung nach unten, mit Selbststeuerung und kollektiver Selbstorganisation; nicht damit zufrieden, vorgegebene Spielräume nur auszufüllen, regten sie ihrerseits Verbesserungen an, und zwar in weit größerem Umfang, als man das sonst gewohnt sei.


    Dank dieser Voraussetzungen konnten die fortgeschrittensten Fertigungsmethoden (Null-Fehler-Prinzip, Just-in-Time-Produktion) in kürzester Zeit in ostdeutschen Standorten eingeführt werden; vermochten die neu erstandenen Industriezentren in der Chemiebranche, im Automobilbau oder in der Computerfertigung objektive Standortnachteile auszugleichen, arbeiteten sie sogar oftmals produktiver als die Konkurrenz im Westen; ließen sich Zukunftsindustrien wie Luft- und Raumfahrt, Optik und Feinmechanik, Mikroelektronik und Biotechnologie in wachsender Zahl im Osten Deutschlands nieder, in Sachsen, Brandenburg, Berlin.


    Mehr noch als vordergründige Kostenvorteile (staatliche Förderung, Lohngefälle etc.) wissen die sich dort ansiedelnden Unternehmen die Hingabe und die Kompetenz der Belegschaften zu schätzen, die Sachkenntnis der Ingenieure, die praxisverbundene (noch aus der DDR stammende) universitäre- und Fachschulforschung. Sie bedienen sich freizügig und ohne Bedenken der Gratisgaben einer überwundenen Gesellschaft, und wenn sie überhaupt ins Theoretisieren über dieses Erbe fallen, dann zeigen sie Respekt.


    1992 wurde ein leitender Angestellter des luxemburgischen Stahlkonzerns Arbed zur »Maxhütte« ins thüringische Unterwellenborn entsandt. Seine Aufgabe bestand darin, den Standort unter experimentellen Gesichtspunkten zu entwickeln.


    Die einzelnen Komponenten der Stahlerzeugung sollten technisch und organisatorisch auf bisher noch nicht erprobte Weise zusammengefügt werden. Nach weniger als einem Jahr nahm das weltweit modernste Elektrostahlwerk |85|seine Arbeit auf, die dabei gesammelten Erfahrungen wurden umgehend auf die anderen Unternehmensteile übertragen; ein Wissens- und Strukturtransfer von Ost nach West.


    »Der Minderwertigkeitskomplex ist völlig unberechtigt, die Leute hier sind niemandem unterlegen«, faßte er seine Erfahrungen mit der während dieses Prozesses auf ein Zehntel zusammengeschrumpften Belegschaft vor seiner Rückkehr in die Konzernzentrale zusammen.


    Dem scheint die Tatsache zu widersprechen, daß die Arbeitsproduktivität der ostdeutschen Wirtschaft noch immer beträchtlich unter jener der westdeutschen liegt. Und es hat nicht an Versuchen gefehlt, diese Differenz fehlendem Arbeitseifer, mangelnder Umsicht und organisatorischen Defiziten der einheimischen Bevölkerung anzulasten, dem »Erbe der DDR«.


    Eine haltlose Behauptung.


    Die Produktivitätslücke zwischen Ost- und Westdeutschland kann argumentativ geschlossen werden, zwanglos, Schritt für Schritt.


    Zunächst muß man sich die Strukturen vergegenwärtigen, die aus der Deindustrialisierung der ostdeutschen Wirtschaft nach 1990 hervorgingen.


    Von einigen wenigen industriellen Kernbereichen abgesehen, überwiegen im Osten Deutschlands heute kleinere und mittlere Unternehmen mit geringer Ausstattung an Sachkapital, die ihre Kundschaft vornehmlich in der näheren Umgebung finden. Überregional operierende Handwerks- und Industriebetriebe mit entsprechend höherem Rationalisierungsgrad sind in der Minderheit. Dieser Umstand allein füllt die »Wertschöpfungslücke« merklich auf.


    Die ostdeutsche Wirtschaftslandschaft wird ferner von Zweigbetrieben dominiert, deren Hauptsitz sich entweder in Westdeutschland oder im Ausland befindet. Ganze Glieder der Wertschöpfungskette, von Forschung und Entwicklung angefangen über die Vermarktung bis hin zu |86|höheren Managementfunktionen sind im Osten entweder nur rudimentär oder gar nicht vorhanden.


    Das beeinträchtigt die Produktivität und mindert darüber hinaus das Angebot an gut bezahlten Arbeitsplätzen mit Aufstiegsmöglichkeit.


    Höherer Wettbewerbsdruck der auf den unmittelbaren Nahraum angewiesenen Unternehmen, schwächere Kapazitätsauslastung, geringere Kaufkraft, niedrigeres Preisniveau und, vermittels all dessen, kleinere Gewinnspannen, tun ein übriges. Und wenn die Produktivitätsdifferenz einmal zugunsten ostdeutscher Betriebe spricht, wie in der Landwirtschaft, werden die Großbetriebe in den neuen Bundesländern aus dem Vergleich statistisch herausgerechnet und nur die reprivatisierten kleinen Familienwirtschaften berücksichtigt.


    Vor allem muß man sich aber ins Gedächtnis rufen, wie Produktivität überhaupt gemessen wird – in Wertkategorien nämlich, nicht in stofflichen Maßeinheiten:


    »Es wird nicht gefragt: Wie viele Tonnen Stahl, wie viele Fernsehgeräte oder wie viele Autos wurden pro Arbeitskraft produziert? Sondern: Wie groß ist der Wert, den jeder Mitarbeiter geschaffen hat? Diese Wertschöpfung aber ist, grob gesprochen, nichts anderes als die Differenz zwischen den Kosten für die benötigten Rohstoffe und Vorprodukte auf der einen und den Verkaufspreisen für die Fertigwaren auf der anderen Seite.«


    Nun zahlen ostdeutsche Unternehmen in der Regel höhere Preise für Strom und Energie; verfügen sie über geringeres Renommee, weniger Marktmacht und daher auch schlechtere Chancen, ihre Produkte zu »produktiven« Preisen abzusetzen.


    Die Kosten sind höher, die Erlöse geringer als im Westen – das ist das ganze Geheimnis. Die Produktivitätslücke erklärt sich aus objektiven Unterschieden; aus Strukturen und Konditionen, die über die Einstellung und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten nicht das mindeste aussagen; der |87|Verweis auf »mentale Altlasten« der Ostdeutschen ist methodisch und sachlich irreführend.


    Legt man den einzig realistischen Vergleichsmaßstab zugrunde, statt der Arbeitsproduktivität den Umsatz pro Beschäftigten, dann erreichen die neu gegründeten Unternehmen im Osten den gesamtdeutschen Durchschnitt oder überbieten ihn sogar.


    


    Einstmals von oben und ohne gefragt zu werden zur historischen Avantgarde ernannt, verweigerten sich die Ostdeutschen der Überforderung. Als sich 1989 die Chance zu bieten schien, das falsche Heldenkostüm abzuwerfen und in die Normalität zurückzukehren, waren sie zur Stelle. »Keine Experimente!« stand auf vielen Transparenten zu lesen und es wurden ihrer noch mehr, nachdem das »Volk« angesichts der unermeßlich erscheinenden Probleme seine Zuflucht zur schnellen Einheit suchte, den sicheren Hafen einer sozialstaatlich geordneten und wirtschaftlich erfolgreichen Gesellschaft ansteuerte.


    Nur ein paar Jahre später, und der Osten Deutschlands ist zu einem der größten Experimentierfelder der jüngeren Geschichte geworden. Und man hat den Eindruck, daß die Ostdeutschen mit der erneuten avantgardistischen Zumutung ganz gut zurechtkommen – wenn man sie läßt.


    Wie sehen sie es selbst?


    Widersprüchlich, wie zu erwarten war.


    Ganz allgemein wird der Abschied von der arbeiterlichen Gesellschaft der DDR wenn schon nicht begrüßt, dann zumindest für unvermeidlich gehalten. »So konnte es nicht weitergehen«, lauten fast einmütig die Äußerungen zu diesem Thema. Und im Rückblick staunt man über die Illusionslosigkeit, mit der sich die meisten auf das, was nun kommen würde, einstellten.


    »Optimistisch must sind, ick mein’, dat ick nachher ohne Arbeit bin, das is’ mir auch klar, das ick Schluß hab mit der Arbeit«, sagt ein Mecklenburger aus Lübzin im |88|Frühjahr 1990, am Tag der Volkskammerwahlen. Kurz darauf erfüllt sich für den langjährigen Fahrlehrer für Landmaschinen die selbstgestellte Prophezeiung, so wie für viele andere, die ähnliche Befürchtungen hegten.


    Wer damals in der DDR unterwegs war, konnte eine interessante Beobachtung machen.


    Gerade über jenen Werken, die die schlechteste Prognose hatten, weil die Weiterarbeit weder ökonomisch noch ökologisch zu verantworten war, wehte zuerst die gesamtdeutsche Fahne. Offensichtlich schob die aus Erschöpfung und Wut geborene Entscheidung, mit den Zuständen zu brechen, alle anderen Erwägungen momentan beiseite. Mit Mühsal und Entbehrungen vertraut, scheute man sich keineswegs davor, hart anzupacken, jetzt am allerwenigsten, und glaubte wohl ebenso fest, daß es gar nicht genug fleißige Hände geben könnte, um Neues an die Stelle des Alten zu setzen.


    Der Glaube trog, wie sich nur allzu bald erwies, in allzu vielen Fällen.


    Aber auch jene, die sich in ihrer Ansicht persönlich bestätigt fanden, waren nicht frei von Bitternis.


    Gewiß, sie wußten die Effizienz zu schätzen, mit der die Arbeit nun vonstatten ging, freuten sich über Ordnung und Sauberkeit am Arbeitsplatz, über Fabrikhallen, die freies Atmen erlaubten, über Material, das stets zur rechten Zeit zuhanden war, über Werkzeuge und Maschinen, die den neuesten Stand der Technik repräsentierten, und trugen das ihre dazu bei, daß es so blieb.


    Die neuen Werke, technisch-technologisch wie organisatorisch besonders fortgeschritten, forderten zur Selbständigkeit und zum Mitdenken auf, sie boten anspruchsvolle Aufgaben und immer wieder neue Herausforderungen, auch das gefiel. Gemeinsam mit anderen ein Team zu bilden und die Aufgaben so zu verteilen, daß jeder und jede einen möglichst weiten Kreis von Kenntnissen und Fähigkeiten durchmaß, war ein lang gehegter Wunsch.


    |89|Doch der Weg vom Kollektiv zum Team war auch mit Verlusten gepflastert, auf beiden Seiten der neuen Trennungslinie.


    Im Team anzukommen bedeutete, sich von anderen zu trennen, die ehedem Nächsten und Gleichen zurückzulassen, und das allein war schmerzlich genug, besonders dann, wenn sich die Trennung in Etappen vollzog.


    Einmal in den schrumpfenden Personalbestand übernommen oder in einem neu gegründeten Unternehmen angestellt, erging es vielen wie den Werkzeugmachern in Brauns Geschichte. Man kannte sich und die anderen, alles schien wie zuvor, aber die Beziehungen, die man einst geknüpft hatte, hingen oftmals wie lose Fäden im sozialen Raum.


    »Das war wie weggeblasen, obwohl die Menschen dieselben geblieben sind« – die Klage des Schweißers aus Wismar, schon einmal in größerem Zusammenhang zitiert, findet sich so oder ähnlich formuliert in vielen Dokumenten dieser Zeit.


    Man möchte sich gegenübertreten wie zuvor, zwanglos, gleich und solidarisch, aber die Verhältnisse treten gebieterisch dazwischen; das kränkt die sozialen Sinne.


    Auch in sich selber ist das Team ein Widerspruch.


    Es fordert die individuelle Selbststeuerung ebenso wie die Selbstorganisation auf Gruppenebene und schwächt zugleich den Zusammenhalt im Maßstab des Unternehmens und erst recht darüber hinaus.


    Wie im Zeitraffer spielt die Auflösung der arbeiterlichen Gesellschaft noch einmal all jene Prozesse der kollegialen Abstandnahme durch, die die Arbeitnehmergesellschaften des Westens schon viele Jahre früher zersetzten.


    


    Gut erforscht und dokumentiert ist die Entwicklung in den französischen Peugeot-Werken.


    Dort ereignete sich die Ablösung der fordistischen Produktionsweise in den späten siebziger Jahren. Amerikanische |90|Unternehmensberater führten in kurzer Zeit die neuen Grundsätze ein: Gruppenarbeit, Flexibilität und multifunktionelles Anforderungsprofil, größere Typenvielfalt. Die physische Belastung sank, die psychische Beanspruchung stieg, wie stets in solchen Fällen. Mit dieser Umstellung kamen die Stammarbeiter noch gut zu Rande. Was sie verstörte und aus der Fassung brachte, war etwas anderes.


    Parallel zur Veränderung der funktionellen Abläufe ging der Konzern dazu über, frei werdende Stellen auf Zeit und vornehmlich mit jungen Leuten zu besetzen, in der begründeten Erwartung, diese würden sich ohne Probleme und nach kurzer Schulung in die neue Arbeitsweise finden.


    Das einkalkulierte Mißtrauen zwischen Alten und Jungen trat ein und entfremdete die Gruppen voneinander.


    Schließlich wurde ein neues Prämiensystem eingeführt, das die wechselseitige Disziplinierung innerhalb der Teams ebenso anspornte wie es die einzelnen zu außerkontraktlichen Leistungen überredete.


    Die Auswirkungen dieser perfekt aufeinander abgestimmten Maßnahmen zeigten sich bald.


    Innerhalb weniger Jahre löste sich eine ritualisierte Praxis, so alt wie die moderne Arbeitsgesellschaft selbst, fast ohne Rückstand auf.


    Ein »Alter« aus der Peugeot-Fabrik in Sochaux erklärte Soziologen, worum es dabei ging:


    »Jetzt das große Problem […] die Leute, die eine außerplanmäßige Prämie auf Vorschlag haben, die reden nicht darüber, das ist schwer mitzukriegen. Sogar die Lohnzettel zeigen sie nicht mehr her, jeder schnappt sich seinen Lohnzettel und schielt ihn in seinem Winkelchen an […] Vorher gab es das Prämienproblem nicht, da verglichen wir unsere Bezahlung schon rein deshalb, um zu sehen, ob kein Fehler drin wäre […]«


    Ein anderer, auch er Aktivist und in einem Peugeot-Werk beschäftigt, gibt dieser Betrachtung noch mehr Tiefenschärfe:


    |91|»Ich glaube, das Prämiensystem ist das Schlimmste von allem […] die Leute (mögen) ihren Lohnzettel nicht herzeigen, und dann, ich weiß nicht, ob es Neid oder sonstwas ist, aber es herrscht so ein Unbehagen […]


    Der Zusammenhalt der Gruppe, der ging gegen die Chefs, gegen die Meister, jetzt dagegen ist es ein Verbünden von Arbeitern gegen andere Arbeiter […] Die Arbeiter, die dagegen sind, die bestimmte Ungerechtigkeiten nicht durchgehen lassen, die die Arbeitsbelastung nicht ertragen, diese Leute da, die sind nicht gern gesehen. In den 70er, 80er Jahren, wenn sie uns die Löhnung gaben, legten wir sie alle nebeneinander auf einen Tisch, schauten sie alle an, eine neben der anderen; man verglich die Betriebszugehörigkeit und: ›Wie kommt’s, daß du nicht mehr als ich hast?‹ und der Typ, der mehr als ich hat, sagt zu mir: ›Sieh mal an! Geh mal zu deinem Chef, du hast eine längere Betriebszugehörigkeit als ich, aber weniger Geld […]«


    Diese Erzählungen sind nicht frei von Verklärung.


    Die Praxis erfüllte stets zwei Funktionen zugleich, eine »innen«- und eine »außenpolitische«. Nach innen disziplinierte sie den einzelnen, nach außen und oben unterstützte sie ihn. Mit derselben Leidenschaft, mit der man Ungerechtigkeiten in der Bezahlung anprangerte, die der Leitung anzulasten waren, erteilte man jenen eine Lektion, die sich heimlich einen Vorteil erschlichen hatten.


    In der arbeiterlichen Gesellschaft der DDR war dieses Ritual gang und gäbe, und jeder war sich seiner Doppeldeutigkeit bewußt. Unter Arbeitern allgemein verbindlich, wurde es auch von anderen Gruppen praktiziert; es kam sogar im Verkehr zwischen Lohn- und Gehaltsempfängern vor.


    Die Einkommensdifferenzen waren gering wie die anderen sozialen Unterschiede auch, und mit Ausnahme des Leitungspersonals der höchsten Ebene sahen sich alle anderen in ungefähr derselben Lage.


    Das verband und schärfte die sozialen Sinne in einem |92|Maße, daß selbst geringfügige Unterschiede, einschließlich solcher, die durch die Leistung verursacht waren, eingehend auf ihre Stichhaltigkeit überprüft wurden – kein Grund für falsche Scham, kein Recht auf Heimlichkeiten.


    Um herauszufinden, ob und was sich daran nach 1989 geändert hat, bedürfte es einer empirischen Untersuchung. Ob die dem Ritual Pate stehende Geistesart, ob Gleichheitsforderungen den Umbruch überlebten, ihren Rang behaupten, läßt sich schon jetzt entscheiden.


    


    Der erste Anschein spricht dagegen.


    Für den »Sozialreport 2001« nach der persönlichen Relevanz und Rangordnung von ausgewählten »Grundwerten« befragt, entschieden sich die Ostdeutschen für diese Staffelung:


    [image: ]


    Der Gleichheit wird die letzte Stelle zugewiesen, und zwar auch dann, wenn man die Antworten weiter aufgliedert, Altersgruppen, Erwerbsstatus oder Parteipräferenzen berücksichtigt.


    »Gleichheit und Solidarität«, interpretieren die Autoren den Befund, »haben einen hohen, jedoch im Vergleich zu Freiheit, Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit durchaus geringeren Stellenwert – offensichtlich Ausdruck einer auch in Ostdeutschland nicht gewünschten Reduzierung |93|auf Gleichheit im Sinne von ›Gleichmacherei‹. Die Positionen zur Solidarität widerspiegeln nicht nur erlebte ›Anonymisierung‹ des Solidaritätsgedankens in der DDR, sondern auch eine sich langsam weiter vollziehende Entsolidarisierung in der Gesellschaft.«


    Das klingt plausibel.


    Ist es aber nicht.


    Zunächst reflektieren soziale Werthaltungen die Realitäten nicht unmittelbar und schon gar nicht passiv; sie nehmen zu ihnen und zu beobachtbaren Veränderungen aktiv Stellung. Erlebte Entsolidarisierung müßte Menschen, die zur Anteilnahme am Geschick anderer, nah- wie fernstehender Personen angehalten wurden, gerade zur Bekräftigung statt zur Preisgabe solidarischer Normen bewegen.


    Und was die Kritik an der Gleichmacherei anbetrifft, so gingen Worte und Taten oftmals recht verschiedene Wege, wie die Praxis der Einkommensvergleiche tausendfach bezeugte.


    Dieselben Menschen, die mit dem Klagen über die Nivellierung der Bezüge gar nicht aufhören konnten und lautstark leistungsgerechte Entlohnung einforderten, wollten, kaum daß die Nachweise auf dem Tisch lagen und zu ihren Ungunsten sprachen, nur mehr von Gleichheit hören.


    Annähernde soziale Gleichheit, Gleichheit im Ergebnis wohlgemerkt im Unterschied zu bloßer Chancengleichheit, hat immer einen doppelten Effekt. Sie stachelt das Begehren an, dem Joch zu entrinnen, sich von anderen zu unterscheiden, persönliche Vorteile aus den Verteilungskämpfen zu ziehen, kurz, etwas Besonderes zu sein und das auch auszustellen.


    Da alle so denken, im Bannkreis egalitärer Verhältnisse aber keiner über die Mittel verfügt, Unterscheidungsgewinne auf Dauer festzuhalten oder auszubauen, verwandelt sich der Wunsch hervorzuragen in ein unwiderstehliches Instrument des sozialen Ausgleichs; die Kritik an der |94|Gleichmacherei schlägt in ihre Bestätigung um und zieht daraus neue Nahrung.


    Heutzutage arbeitet die gesellschaftliche Dynamik mit umgekehrtem Richtungssinn und schaukelt kleine Unterschiede zu kräftigen sozialen Kontrasten auf; der in Jahrzehnten geschulte Gleichheitssinn verliert an Boden, verkümmert aber nicht.


    Zwar teilen rund neunzig Prozent der Ostdeutschen die Ansicht: »Es ist gerecht, wenn unterschiedliche Leistungen unterschiedlich entlohnt werden«; daraus auf die Abdankung der alten Gleichheitsorientierungen zu schließen, wäre jedoch verfrüht.


    Fragt man die Menschen nämlich genauer, was sie für gerecht erachten, unter Gerechtigkeit im einzelnen verstehen, regt sich der altbekannte Geist, stehen Gleichforderungen ganz obenan; Forderungen, die sich auf die unverzügliche Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West beziehen, auf die Gleichbehandlung junger Menschen, speziell in der Schul- und Berufsausbildung, auf gleiche Rechte für Frauen und Männer; leistungsgemäße Entlohnung wird auch gefordert, aber an nachgeordneter Stelle.


    Überhaupt gewinnt man einen schiefen Eindruck, wenn man die Zustimmungsraten zur Gleichheit isoliert betrachtet und übersieht, daß eng mit ihr verbundene Orientierungen in die anderen »Grundwerte« tief hineinragen und sie gewissermaßen ostdeutsch definieren.


    Das gilt für die Gerechtigkeit, aber auch für die soziale Sicherheit.


    Darunter verstehen Ostdeutsche insbesondere Ausbildungsplätze, Arbeit und kostenlose Gesundheitsbetreuung für alle, zuzüglich der Einführung einer einheitlichen sozialen Grundsicherung für jede und jeden – lauter auf Gleichheit eingeschworene Bürgerrechte.


    Daß auch die Freiheitsvorstellungen der Ostdeutschen in hohem Grade von Gleichheitsgefühlen durchdrungen |95|sind, ist der Erhebung nicht eigens zu entnehmen, kann aber aus anderen Quellen wenigstens indirekt geschlossen werden.


    Das Allensbacher Institut für Demoskopie fragt Alt- und Neubundesbürger seit 1990, ob sie, zur Entscheidung gezwungen, der Gleichheit oder der Freiheit den Vorzug gäben.


    Dabei zeigen sich signifikante Unterschiede:


    
      [image: ]

      
        Quelle: Klaus Schroeder: Der Preis der Einheit, S. 207.

      

    


    Leider erfährt man nichts über die kollektiven Vorstellungen, die Ost- und Westdeutsche jeweils mit diesen Begriffen verbinden, und daß man sie überhaupt vor diese schroffe Wahl stellt, bringt gewiß manche Verzerrungen mit sich. Die Westdeutschen sind mehrheitlich noch immer viel zu »sozialdemokratisch«, um Gleichheitswerte geringzuschätzen; die Ostdeutschen den repressiven Aspekten ihrer Vergangenheit noch viel zu nah, um von Freiheiten nichts wissen zu wollen. Daß diese wie jene sich letztlich dennoch klar für eines der beiden Angebote entscheiden, und zwar für das je andere, besagt zumindest, |96|daß das Gleichheitsstreben im Westen »freiheitlich«, das Freiheitsstreben im Osten umgekehrt »gleichheitlich« regiert wird.


    »Selbst solche Ostdeutsche, die (mikroskopische) Einkommensunterschiede befürworten, unterstützen vehement makroskopisch das Gleichheitsprinzip«, schreibt Alexander Thumfart, auf neuere Umfragen gestützt, in seinem schon erwähnten Buch und findet das Ergebnis »irritierend«.


    Nach allem, was die bisherige Untersuchung ergab, ist das nur konsequent.


    


    Konsequent und zugleich Ausdruck widersprüchlicher Tendenzen ist ferner, daß die Mehrheit der Ostdeutschen sich noch gegenwärtig der »Unter- bzw. Arbeiterschicht« zurechnet; immerhin 58 Prozent der insgesamt Befragten gaben das zur Antwort; im Westen Deutschlands ordneten sich Ende der neunziger Jahre lediglich 29 Prozent dieser Kategorie zu.


    Besonders vielsagend sind die feineren Unterschiede.


    Daß sich die Selbständigen überwiegend der Mittelschicht zugehörig fühlen, war anzunehmen, daß sich auch unter ihnen noch 18 Prozent als Arbeiter oder gar als Angehörige der Unterschicht bezeichnen, dagegen nicht. Dasselbe, noch stärker ausgeprägt, bei den Beamten und Hochschulabsolventen. Auch hier sieht sich die Mehrheit in der Mittelschicht, aber immerhin knapp 30 Prozent siedeln sich auf den untersten Stufen der sozialen Hierarchie an.


    Die Klassifizierung widerspiegelt zweierlei: die Überlebenskraft von Denkmustern der arbeiterlichen Gesellschaft und die seither eingetretenen Veränderungen.


    Die Selbstzurechnung zur »Arbeiterklasse« war in der DDR weit verbreitet und entsprang keineswegs nur ideologischem Gehorsam.


    Wenn sich das Heer der Angestellten, aber auch Betriebsökonomen und Ingenieure, das wirtschaftliche Leitungspersonal bis in die höchsten Ränge, ja selbst Handwerker |97|und Kulturschaffende als »Arbeiter« klassifizierten, dann traten sie subjektiv an die Seite der einzigen gesellschaftlichen Kraft, die den Regierenden Respekt einflößte.


    Auch gaben sie auf diese Weise zu erkennen, wer sozial und kulturell das Sagen hatte. Sie ordneten sich den Arbeitern zu, weil sie deren Verhaltenskanon in unterschiedlichem Maße übernommen hatten, weil sie selbst einen Prozeß der »Verarbeiterlichung« durchlaufen hatten. Nur wären sie seinerzeit nie auf den Einfall gekommen, Arbeiter- und Unterschicht in einer einzigen Kategorie zusammenzufassen. Wer Arbeiter war, stand im Ansehen oben und war mit dem gesellschaftlichen Unterboden nicht in Zusammenhang zu bringen. Dort residierten allenfalls die »Asozialen«, die keiner geregelten Arbeit nachgingen. »Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen«, da gab es keine Gnade.


    Das hat sich unterdessen gründlich geändert.


    Mit der Auflösung der arbeiterlichen Gesellschaft verlor die Nichtarbeit ihr Stigma; man kann sein Leben auch aus anderen Quellen fristen, ererbtem Vermögen, Aktien, Grund- oder Kapitalbesitz, sofern man daraus schöpfen kann. Auf der anderen Seite verlor die Arbeit, verloren die, die sie verrichteten, ihr Privileg. Die »vier Werkzeugmacher«, die von einem Tag zum anderen von unumschränkten Herrschern in ihrem Bereich zu »Wichten« wurden, überzeugen als literarische Figuren mitsamt ihrer Erfahrung, sozial degradiert worden zu sein, weil das Leben sie zuvor erschaffen hatte.


    Daß diese Wichte plötzlich konnten, was sie sollten, selbständig und effizient arbeiten, für sich und miteinander, besser als sie selber vielleicht glaubten, daß sie, unten angekommen, noch immer anders von sich denken, als man dort gemeinhin denkt, zeugt von dem rationellen Kern der Welt in ihrem Rücken.

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |99|Downsizing auf ostdeutsch

    


    Wie die arbeiterliche Gesellschaft sich auflöste,


    was an ihre Stelle trat


    und worüber man ganz neu nachdenken muß

  


  
    
      
    


    


    |100|Warum zertrümmert ihr das Fundament?


    
      Das ist die letzte Wand.


      
        
          Sie ists gewesen.

        

      


      Ich kenne jeden Stein und jede Schweißnaht.


      Ich hab es hingestellt, ich kanns zerlegen.


      Die deutsche Wertarbeit, ein deutscher Abriß


      Akkurat und sauber nach der Zeichnung


      Das kannst du wieder aufbaun nach dem dritten


      Weltkrieg im Ural, zum zweitenmal


      DIE ERSTE DEUTSCHE DRECKFABRIK, wer denkt dran


      Und hälts im Kopf aus, in der Abrißbirne


      Wenn er beschäftigt wird ein halbes Jahr noch


      Mit einem ganzen Leben, das er wegreißt.


      


      Volker Braun, Der Staub von Brandenburg

    

  


  
    
      
    


    


    |101|Vor einem Jahr druckte eine ostdeutsche Regionalzeitung eine Kinderzeichnung ab, die im Rahmen eines Wettbewerbs entstanden war, den die Wohnbauten GmbH der Stadt Schwedt angeregt hatte. Sie zeigte den Ausschnitt eines Neubauviertels, in dessen Mitte sich ein Kran erhebt. Auf den ersten Blick nichts Außergewöhnliches, eine Baustelle eben; man denkt an Schülerzeichnungen aus den späten fünfziger, frühen sechziger Jahren, die die Gründerstädte und Gründersiedlungen der DDR idealisierend ins Bild setzten. Beim zweiten Blick kippt die Erinnerung.


    Denn dort, wo der Kran früher seine Last trug, irgendein Wand- oder Fenstersegment aus dem industriellen Baukasten, versieht nun eine Abrißbirne ihre Arbeit. Eine Wohnscheibe im Vordergrund hat sie schon dem Erdboden gleichgemacht, einer zweiten rückt sie soeben zu Leibe. Die Baustelle entpuppt sich als das, was man heute im Osten Deutschlands euphemistisch »Rückbaustelle« nennt.


    Der Kippeffekt erhellt den bitteren Witz der Lage: Umbau als Rückbau, Aufbruch als Abbruch.


    In der Literatur hat sich dafür ein Begriff aus dem englischen Sprachraum eingebürgert: Downsizing.


    Im Automobil- und Fahrzeugbau aufgekommen, bezeichnete er ursprünglich Fertigungsverfahren, die es erlaubten, mit dem geringsten Materialeinsatz ein Höchstmaß an Komfort, Funktionalität und Sicherheit zu erzielen. Später bediente man sich seiner zur Beschreibung sozialer Rationalisierungsprozesse in der Ära des Shareholder Value. Kaum durchkämmte ein Unternehmen seine Belegschaft auf »überflüssiges« Personal, kündigte es Entlassungen an, schnellte seine Aktiennotierung nach oben. »The Downsizing of America« betitelte die New York Times 1996 einen |102|landesweiten Report über die systematische Auskämmung des mittleren Managements.


    Downsizing auf ostdeutsch – das meint Schrumpfungsprozesse ohne inhärentes Maß und erkennbares Ende, Schrumpfen auf der ganzen Linie. Bevölkerung, Städte, Fabriken, Menschen in ihrem sozialen Format – alles schrumpft.


    Neu, vorbildlos ist nicht das Schrumpfen als solches, davon waren menschliche Gesellschaften zu den verschiedensten Zeiten betroffen. Wofür man in äußerlich ruhigen Abschnitten der jüngeren Geschichte vergeblich nach Beispielen sucht, sind Zeitraum und Ausmaß des Vorgangs. So atemberaubend schnell zerrann selten so viel Substanz.


    Integraler Bestandteil und zugleich Gravitationszentrum der verschiedenen Schrumpfungsprozesse ist der rapide wirtschaftliche Absturz Ostdeutschlands nach 1990.


    Er kam nicht von ungefähr.


    Die DDR-Ökonomie war alles, nur nicht ökonomisch.


    Durch das politische System auf Autarkie und Selbstversorgung programmiert, zwang sie ihre funktionellen Unterglieder, die Betriebe, aber auch die einzelnen als Produzenten und Konsumenten zur wirtschaftlichen Unvernunft in Permanenz. Sie alle übten sich in einer Art der Vorsorge, die verschwenderisch und gesamtgesellschaftlich gesehen nur abenteuerlich zu nennen war. Zulieferern grundsätzlich zu mißtrauen, Material und Ersatzteile zu horten, und zwar ganz unabhängig davon, ob sie dem Produktionsprofil entsprachen oder lediglich prospektiven Tauschabsichten, im Störfall eine zweite Anlage hinter der ersten hervorzaubern zu können, galt als angemessen, wer sich darauf verstand, als informeller Held der Arbeit, so wie »Anton der Zauberer« in dem DEFA-Film von Günter Reisch aus dem Jahr 1978.


    Hohe Fertigungstiefe und Gewerbevielfalt versicherten darüber hinaus gegen die Unwägbarkeiten der Arbeitsteilung; Just-in-Time-Produktion wäre selbstzerstörerisch gewesen, Outsourcing, die Ausgliederung ganzer Service- |103|und Reparaturabteilungen, ebenfalls, das paßte nicht zur ökonomischen Philosophie des alten Staates.


    Dadurch gewitzt, übten sich die Bürger in derselben Unart. Wer jederzeit auf ein komplettes Ersatzteillager für sein Auto zurückgreifen konnte, war autonom und bekam es bei den unvermeidlichen Defekten weder mit dem staatlichen Handel noch mit Werkstätten zu tun. Daß solche Sicherstellungsmaßnahmen häufig aus betrieblichen Ressourcen schöpfen mußten, war riskant, aber durch den Komment gedeckt.


    Die private Vorratskammer bildete, maßstabverkleinert, aber noch immer ansehnlich, die betriebliche Lagerhaltung funktionsgenau ab.


    Weil alle derart für den Notfall vorsorgten, hatte keiner genug, konnte aber auch keiner aus dem Wettlauf um knappe Güter aussteigen.


    Da der Staat die Betriebe nicht schließen, die Betriebe ihre Mitarbeiter nicht entlassen konnten, befand man sich in diesem System in einer um so besseren Position, je nachgeordnetere Ränge man in ihm einnahm. Wer nach oben Druck ausüben konnte, und sei es passiven, ohne Druck von unten befürchten zu müssen, war unangreifbar, seiner Sache sicher.


    Daß die informelle Befehlskette die formelle düpierte, daß oben und unten die Plätze tauschten, war genau diesen Machtverhältnissen geschuldet.


    Nach 1990 sah man darin nur noch eine monströse Verkehrung des menschlichen Willens, eine wahnwitzige Anomalie. Aus der wieder zurechtgerückten Perspektive konnte Schrumpfen einzig Gesundschrumpfen bedeuten.


    Nur hatte man nicht mit den Menschen gerechnet, mit ihrer Fähigkeit, Verschwendung und Unvernunft auch in den neuen Verhältnissen, die sich als reine praktische Vernunft gebärdeten, aufzuspüren.


    Doch zunächst hieß es schrumpfen, für Werke und Belegschaften.


    


    |104|Die knappe Schilderung eines einzigen Falles genügt, um alle anderen zu verstehen.


    »Eine Fabrik in Pankow« war der Titel eines Dokumentarfilms von Barbara Kasper und Lothar Schuster aus dem Jahr 1998. Er handelte von Bergmann-Borsig, dem größten Energiemaschinenbaubetrieb Ostdeutschlands mit einer ruhmreichen Vorgeschichte.


    Zu Beginn der Aufnahmen, im Frühjahr 1990, hatte das im Ostberliner Stadtbezirk Pankow ansässige Unternehmen, das furchteinflößend große Generatoren und Turbinen herstellte und reparierte, noch rund 4500 Mitarbeiter, von denen viele auf eine langjährige Betriebszugehörigkeit zurückblickten.


    Zu dieser Zeit liefen bereits Verhandlungen mit dem schwedisch-schweizerischen Konzern ABB. Man produzierte mit Verlust, und die Übernahme durch ein finanzstarkes Unternehmen, das international agierte, schien der letzte Ausweg, um die Schließung abzuwenden. Die starke Abhängigkeit vom Export in den Osten wurde mit der Währungsunion zum Handicap; die Glieder der alten Handelskette lagen zerstückt und beziehungslos am Boden; die internationale Arbeitsteilung im Rahmen des RGW – unter den neuen Bedingungen eine einzige Fehlspezialisierung, mitschuldig am ökonomischen Ruin.


    Die Werkhallen vermitteln keinen guten Eindruck, poröse Dächer, herausgebrochene Fensterscheiben, und viele Anlagen laufen auf Verschleiß. »Wir arbeiten mit Maschinen, da hat Napoleon schon seine Kanonenkugeln mit gedreht«, bemerkt ein Arbeiter sarkastisch. Und dazu noch das umständliche Berichtswesen, die buchstäblich verzettelten Abläufe, um auch nur eine Schraube zu bekommen.


    Aber noch immer gibt es Tanzveranstaltungen für die aus der Arbeit ausgeschiedenen Mitarbeiter, ein betriebseigenes Kulturhaus mit zwölf festen Angestellten, eine Fotostelle mit Betriebsfotografin, erhalten Werksangehörige |105|Theaterkarten zu Sonderkonditionen – lauter die Bilanz belastende Kosten, wie es nunmehr scheint.


    Die Angst vor Entlassung überwiegt die Hoffnung. Wer bleibt, wer geht?, lautet die alle bewegende Frage in den Versammlungen. Von auch nur innerlichem Aufbegehren spürt man nichts. »Es war abzusehen«, »ist nicht zu ändern«, sagen Arbeiter der Brigade »Salvador Allende« und lächeln bitter in die Kamera.


    Im Sommer 1992 stehen noch 1300 Menschen in Arbeit.


    Die Übernahme ist längst vollzogen und hat sich in der alltäglichen Arbeit ausgewirkt. Es herrscht ein striktes Regiment; Fehlzeiten werden nicht geduldet, Nachlässigkeiten haben umgehend Sanktionen zur Folge.


    Die Brigade »Allende« wurde wieder zur Kostenstelle und schrumpfte von 23 Mitgliedern auf 7 zusammen.


    Der letzte Zeitsprung ins Jahr 1998 vermeldet 415 Mitarbeiter.


    Das Werk, auch durch öffentliche Fördermittel wettbewerbsfähig gemacht, schreibt schwarze Zahlen. Dennoch erwägt die Konzernleitung, es zu schließen.


    Nun regt sich Widerstand. Das Verzeichnis sämtlicher Protestaktionen der Belegschaft vom Januar bis September 1998 umfaßt zweiundzwanzig eng beschriebene Seiten, und auch der Ton klingt kämpferisch.


    »Wir haben 89 hier eine Revolution gemacht, und ich glaube, die Zeit ist reif, wenn ABB es will, wird von uns wieder eine Revolution gemacht«, ruft der Betriebsratsvorsitzende auf einer Protestdemonstration.


    Überzeugend klingt das nicht. Im selben Maße, in dem die Arbeiter an Zahl verloren, verlor auch ihre Stimme an Gewicht.


    Dann fällt die Entscheidung. Der Standort bleibt bis auf weiteres erhalten, aber die Belegschaft wird noch einmal, auf 300 Mitarbeiter, reduziert, die wöchentliche Arbeitszeit ohne Lohnausgleich verkürzt, das Produktionsprofil »bereinigt«.


    |106|Ein neuer Geschäftsführer tritt vor die Arbeiter. Früher versammelten sie sich im Freien, später in einer der weitläufigen Werkhallen; jetzt finden sie Platz in einem großen Raum.


    Er projiziert eine Folie an die Wand.


    


    »Sichere Arbeitsplätze


    sind


    profitable Arbeitsplätze«,


    


    ist darauf zu lesen.


    Da erhebt sich einer und hält eine kleine Rede. »Wie hoch«, fragt er, »muß der Profit, die Kapitalverzinsung denn sein, damit die Eigentümer und Großaktionäre Arbeitsplätze als sicher einstufen?«


    Für einen kurzen Moment ist die »profitable« Vernunft sprachlos, weil unversehens mit menschlichem Maß konfrontiert.


    Doch dann übergeht der Chef die Frage und fährt in seinem Vortrag fort, als seien tatsächlich nur Wichte im Raum.


    


    Der Fall Bergmann-Borsig zeigt den industriellen Schrumpfungsprozeß in Ostdeutschland von seiner ganz alltäglichen Seite. Er ist nicht einmal besonders spektakulär, auffällig höchstens in den Schrumpfungsrelationen – aus 4500 Mitarbeitern wurden in nur wenigen Jahren 300. Aber selbst das war keine Ausnahme. Das Halbleiterwerk in Frankfurt/Oder schrumpfte im selben Zeitraum von 8500 Beschäftigten auf gerade noch 160.


    In absoluten Größen gemessen gehören beide Fälle ins Mittelfeld.


    Gigantische Industriekomplexe, Kombinate genannt, bestimmten weithin die wirtschaftliche Landschaft; sie gaben oftmals Zehntausenden Arbeit und diktierten den Lebensrhythmus ihrer Umwelt.


    So wurde, um einige Beispiele zu geben, der Bezirk Karl-Marx-Stadt ökonomisch und sozial von zwei Kombinaten des Werkzeugmaschinenbaus geprägt, »Fritz Heckert« und |107|»7. Oktober«. Sie allein zählten 20000 Arbeiter und Angestellte, und in Zulieferbetrieben und angegliederten Forschungsstätten kamen noch einmal Tausende hinzu.


    Die Filmfabrik Wolfen, in Sachsen-Anhalt gelegen, war die zweitgrößte ihrer Art in der Welt und beschäftigte zum Ende der DDR rund 15000 Menschen.


    Die Wismut, 1946 im sächsischen Erzgebirge als Unternehmen der sowjetischen Besatzungsmacht gegründet und seit Mitte der fünfziger Jahre als deutsch-sowjetische Aktiengesellschaft weitergeführt, schleuste bis zur Einstellung der Arbeit im Jahr 1990 mehr als eine halbe Million Menschen durch ihre weitverzweigten Werke.


    In Berlin-Oberschöneweide, am rechten Ufer der Spree, wo die Werkzeugmacher zu Hause waren, überstieg die Zahl der Arbeitsplätze die der Einwohner und lag 1989 bei nahezu 25000. In den Metall- und Hüttenbetrieben auf der gegenüberliegenden Spreeseite waren es kaum weniger.


    Ähnlich verhielt es sich auf dem Land, wo große Agrarkomplexe mit gleichfalls hoher Beschäftigungsquote dominierten. Dort, wo zu DDR-Zeiten industrielle Unternehmen meist erstmals im ländlichen Raum angesiedelt worden waren, vollzog sich derselbe Kahlschlag wie in den klassischen Industrieregionen.


    Von der ostdeutschen Wirtschaft blieb vielfach kaum mehr zurück als der berühmte »Staub von Brandenburg«.


    Der Umfang der Erwerbsarbeit folgte der Entwicklung unmittelbar und sank alarmierend, von 9,7 Millionen Erwerbstätigen im Jahr 1989 auf 6,4 Millionen im Jahr 2000. Bezieht man die mehr als 400000 Pendler, die im Westen Beschäftigung fanden, in die Rechnung ein, dann sank ihre Zahl sogar auf unter 6 Millionen.


    Überproportional verringerte sich der Anteil der unmittelbar in der Produktion Tätigen, das produzierende Gewerbe selbst verzeichnete Einbußen, die es noch unter westliches Niveau herabdrückten. Die Ostdeutschen arbeiten in geringerer Zahl im produktiven Sektor als Westdeutsche |108|und Westeuropäer, und wenn sie dort ihr Auskommen finden, dann zumeist in kleinen und mittleren Betrieben.


    Die ostdeutsche Gesellschaft hat objektiv gesehen längst aufgehört, eine arbeiterliche Gesellschaft zu sein. Das spezifische Gewicht von Arbeitern und dem Arbeitsprozeß einverleibten Angestellten verringerte sich relativ und absolut. Auch das soziale und kulturelle Zepter wurde ihnen entwunden und in die Hände derer zurückgelegt, die dazu üblicherweise berufen sind, weil sie wirtschaftliche Entscheidungen auch gegen den Willen der Mehrheit durchsetzen können.


    Die wundersame Logik, derzufolge Arbeiter die soziale Hierarchie unterlaufen und zu ihren Gunsten modellieren konnten, wurde vom Kopf auf die Füße gestellt. Formelle und informelle gesellschaftliche Rangordnung begannen einander wieder zu entsprechen, auch wenn die subjektive Klassifizierung vieler Ostdeutscher noch immer andere Prioritäten setzte.


    Arbeitskräfte sind fast jederzeit verfügbar; das untergräbt das Verhandlungsmonopol der Arbeiterschaft im ganzen und wirkt sich zum besonderen Nachteil der schlechter ausgebildeten Untergruppen aus. Einsatz und Entlohnung folgen wieder der Qualifikation, und die Zeit, in der Un- und Angelernte bis in die Lohngruppen von Facharbeitern und Meistern vordringen konnten, ist unwiderruflich vorbei.


    Status und Geld haben an Bedeutung gewonnen, auch bei der Partnerwahl, und verwandeln die materielle Leichtfertigkeit, mit der die Menschen sich früher aneinander banden, in kalkulierende Prosa zurück. Fügte Eros einstmals Bezieher hoher und niedriger Einkommen bedenkenlos zusammen, so daß die Familieneinkommen sich in geringerer Bandbreite bewegten als die individuellen, gesellt er nunmehr, zum Spott der Gleichheit, gleich zu gleich. Des Geschäfts müde, die Liebenden immerfort mit Blindheit zu schlagen, machte er sie wieder sehend.


    |109|Kamen ostdeutschen Arbeitern unter den vormaligen Verhältnissen handwerkliches Geschick und »Materialvorteile« auch in der Freizeit zustatten, so erwächst ihnen auf diesem Gebiet heute vielfach Konkurrenz. Dienste, die sie gewinnbringend anbieten könnten, werden einerseits vom heimischen Dienstleistungsgewerbe offeriert, andererseits von Personen, die von jenseits der östlichen Grenzen ins Land drängten und die informelle Ökonomie in weiten Landstrichen unter ihre Kontrolle brachten.


    Arbeiteten früher etwa zehn Prozent der Beschäftigten über die Altersgrenze hinaus und partizipierten dadurch weiter an betrieblichen Leistungs- und Versorgungssystemen, so hat sich diese Tendenz unterdessen ins Gegenteil des massenhaften Vorruhestands verkehrt; aus Zuschlägen, die die spärlichen Renten aufbesserten, wurden Abschläge, die die weit auskömmlicheren dennoch empfindlich beschnitten.


    Überhaupt wurden Prozesse, die den sozialen Ausgleich bewirkten, durch solche abgelöst, die Differenzen stapelten. Arbeiter und kleine Angestellte verdienen weniger als die Angehörigen ranghöherer Funktionsgruppen, und diese Ausgangsdifferenz pflanzt sich in allen anderen Daseinsbezirken fort, Wohnen, Haushaltsausstattung, langlebige Konsumgüter, Teilhabe an der Kultur.


    Einkommens- und Vermögensdichte sind noch immer hoch, Einkommensspreizungen deutlich geringer als im Westen, aber groß genug, um beharrlich an dem zu nagen, was von der arbeiterlichen Gesellschaft übrigblieb.


    Kurz und gut: Oben ist wieder oben, unten unten und Arbeiter sind Arbeiter, sonst nichts.


    Der Spuk ist vorbei.


    


    »Abschied und Anfang. Ostdeutsche Porträts 1989–1990« hieß ein Band mit Fotografien, die der westdeutsche Fotograf Stefan Moses in den letzten Monaten der DDR aufgenommen hatte. Sie zeigten das Antlitz der arbeiterlichen Gesellschaft |110|in genau jenem Moment, in dem es verschwamm. »So werden einfache Arbeiter nie wieder blicken«, schlossen, vielleicht etwas zu pathetisch, meine früheren Überlegungen zu diesem Zyklus.


    Gemeint war die Würde, die aus den Bildern sprach und in auffälligem Kontrast zu den Spuren harter und oft vergeblicher Arbeitsanstrengung stand, die Gesichter und Körper auch verrieten. So konnten nur Menschen vor der Kamera posieren, die das Fürchten sozial noch nicht gelernt hatten.


    Vier Jahre später suchte Stefan Moses gemeinsam mit seinem Landsmann, dem Dokumentaristen Reiner Holzemer, Land und Leute ein zweites Mal auf. Ihre Recherche, wiederum »Ostdeutsche Porträts« betitelt, zeigt viele Personen, die man schon aus dem früheren Bildband kannte, und erzählt deren Geschichte weiter.


    Ein Sargträger sitzt mit zwei anderen auf einem Sarg und referiert die letzten Jahre. Er wollte sich selbständig machen, ein eigenes Unternehmen gründen, aber der Versuch scheiterte; er wurde krank und arbeitet nun aushilfsweise bei einer privaten Bestattungsfirma »Zur letzten Ruhe«; enttäuscht, mit trüber Miene, gibt er Auskunft.


    Ein Handwerker aus einem Braunkohlewerk in Borna kam nach der Schließung im Baugewerbe unter. Er spricht über die vielen Arbeitslosen, klagt, daß sich keine neuen Unternehmen in der Gegend niederlassen. »Untergebuttert fühlen sich viele«, sagt er zum Abschluß und: »Mit dieser Freundlichkeit und diesem Zusammengehörigkeitsgefühl von früher hat man heute keine Chance auf dem Markt. Man muß sich mehr durchsetzen.«


    Eine Frau um die Fünfzig aus dem nördlichen Neetzow tritt ins Bild, auch sie eine alte Bekannte. »Ich bin Verkäuferin, die Arbeit macht mir Spaß«, war seinerzeit auf der dem Foto gegenüberliegenden Seite zu lesen. Da war sie schon auf Kurzarbeit gesetzt.


    Jetzt hat sie die Arbeit verloren, »ohne was verbrochen |111|zu haben«. Mit einer ABM-Stelle bedacht, harkt sie Unkraut am Wegesrand.


    Dann läßt sie sich dazu überreden, an ihrem alten Arbeitsplatz gefilmt zu werden. Sie steht vor der Fleischtheke, eine ehemalige Kollegin, die übernommen wurde, steht dahinter. Die beiden versuchen ein Gespräch, wie früher, von gleich zu gleich, aber es kommt nicht in Gang; ein Graben hat sich aufgetan.


    »Zur Wende wurde aus Freundschaft Feindschaft mit der Arbeitslosigkeit, weil wir fünf warn, und jetzt ist nur noch eine übrig. Da haben wir uns nicht mehr so gut verstanden.« – »Der Mensch«, fügt sie hinzu, »ist doch gar nichts mehr wert, is doch so, der is doch überflüssig, der is doch rausgesetzt aus seinem Leben.«


    Es kommen auch Personen vor, deren Porträts seinerzeit nicht in den Band aufgenommen wurden.


    Eine Frau, in der DDR Meisterin in einem Konfektionsbetrieb, arbeitet jetzt als Verkäuferin in einem Bekleidungsgeschäft. Sie will weiterkommen und fühlt sich den neuen Anforderungen durchaus gewachsen. »Heute kämpft man anders«, gibt sie zu verstehen, »weil man genau weiß, sonst geht man unter.«


    Die Angestellte eines Reisebüros, 1990 noch in der Paßkontrolle bei den »bewaffneten Organen« tätig, kommt ebenfalls ganz gut zurecht. Und es ist kein Ausdruck von Rückwärtsgewandtheit, wenn sie nüchtern konstatiert: »Irgendwie geht da so’n bißchen Wärme verloren. Das wird alles so fremd.«


    Meint sie da die Vergangenheit, die langsam verblaßt, oder ihr jetziges Leben, das sich mit dem bisherigen nicht leicht in Einklang bringen läßt, oder die Gegenwart, in der sie sich gefühlsmäßig noch nicht ganz eingerichtet hat?


    Wohl von allem etwas.


    So vielgestaltig und vielgesichtig, so widersprüchlich und unabgeschlossen bietet sich der Zerfall der arbeiterlichen Gesellschaft dem Betrachter dar.


    |112|Die Menschen, die einem aus diesen Dokumenten entgegenblicken, sind aus dem sozialen Zusammenhang, der sie umfing und bis in die kleinsten Äußerungen hinein formte, entweder herausgetreten oder herausgefallen. Das alte Selbstbewußtsein blitzt hier und da noch auf, wie bei dem Schweißer oder der einstigen Ökonomin der Tierproduktion, die wir schon kennen – eine soziale Mitgift auf dem Weg, den sie nun für sich allein oder mit wenigen anderen gehen.


    Die noch sozial unterwegs sind, speziell die Frauen, betonen ihr Äußeres bewußter als zuvor, zeigen Geschmack und Lust an der Inszenierung. Aber auch die »Überlebenden«, selbst die Nutznießer des Umbruchs berichten, ungeachtet ihrer erkennbaren Freude, dem Konformismus entronnen zu sein, von Verlusten und Verlustgefühlen.


    Ein Flickenteppich sozialer Lagen und persönlicher Stimmungen, voller äußerer und innerer Risse und aus Löchern gewebt, durch die man ins Nichts blickt – diese Metapher beschreibt vielleicht am besten, was unterdessen an die Stelle der arbeiterlichen Gesellschaft trat.


    1995 legte Konrad Hoffmeister, ein ostdeutscher Fotograf und wie sein westdeutscher Kollege am sozialen Antlitz des Menschen interessiert, der Öffentlichkeit seine »Ansichten zu Deutschland« vor.


    Die Aufnahmen reichen von den frühen neunziger Jahren bis in die Mitte des Jahrzehnts und füllen den Zwischenraum, der Moses’ »Ostdeutsche Porträts« der Umbruchszeit binnen weniger Jahre so gründlich übermalte, mit Haltungen und Gesichtern, die von der außergewöhnlichen Ereignisdichte, von der enormen historischen Beschleunigung dieser Zeit berichten.


    


    Die arbeiterliche Gesellschaft löste und löst sich in Schrumpfungsprozessen auf, die wie Spiralen in- und miteinander kreisen; zu Paaren entwirrt, zeigt sich ihre wechselseitige Abhängigkeit.


    |113|Am direktesten greifbar ist der Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher und demographischer Abwärtsbewegung.


    »Ein blühendes Gemeinwesen«, behauptete vor bald zweihundertfünfzig Jahren Denis Diderot, »zeichnet sich durch eine große und wachsende Bevölkerung aus.« Ein anderer aus dem Kreis der französischen Aufklärung, D’Amilaville, schrieb für Diderots Enzyklopädie den Artikel »Bevölkerung«.


    »Die Natur«, heißt es dort, »hat nur zwei große Ziele: die Erhaltung des Individuums und die Fortpflanzung der Gattung. Wenn es aber wahr ist, daß alles danach strebt, zu leben und Leben zu schenken; wenn es wahr ist, daß wir das Leben nur empfangen haben, um es weiterzugeben, so müssen wir wohl zugeben, daß jede Gesellschaft, die uns von diesem Ziel zu entfernen sucht, nicht gut ist und der Ordnung der Natur widerspricht.«


    So sahen es wohl auch die Ostdeutschen, als sie durch das jähe Schrumpfen ihrer wirtschaftlichen Betätigungsräume außer Atem und außer Tritt gerieten, und schrumpften mit.


    Teils ignorierten sie, daß sie das Leben nur empfangen hatten, um es weiterzugeben und traten in den Fortpflanzungsstreik, teils verließen sie das Land, um anderswo eine Existenz zu gründen, die Nachkommen trug.


    So wie so: Es wurden ihrer spürbar weniger.


    Zählten sie im Jahr 1989 noch 16,4 Millionen, waren es ein gutes Jahrzehnt darauf noch 15,1 Millionen. Das bedeutet einen Verlust von fast 1,5 Millionen Menschen und einen prozentualen Schwund von mehr als elf Prozent und der Abhang neigt sich weiter.


    Die negative Abwanderungsbilanz ist zu mehr als zwei Dritteln den unter Achtzehnjährigen bzw. den Achtzehnbis Fünfundzwanzigjährigen Ostdeutschen geschuldet. Die Gruppe der bis Fünfzehnjährigen, schon heute im Vergleich zum Westen Deutschlands empfindlich unterrepräsentiert, |114|wird Modellrechnungen zufolge, die bis ins Jahr 2050 reichen, auch künftig weiter an Gewicht verlieren, der Anteil der über Fünfundsechzigjährigen an der Gesamtbevölkerung soll sich dagegen verdoppeln.


    Die Ostdeutschen sind mit diesem Phänomen vertraut, mit ihm groß geworden, wenn dieser Ausdruck hier am Platze ist.


    Ostdeutschland ist nach 1989 geblieben, was es zu DDR-Zeiten war – eine Auswanderungsgesellschaft, nur daß heute nicht mehr Flucht und Vertreibung im Vordergrund stehen, keine politischen Motive, sondern, wie in gewissem Umfang früher auch, wirtschaftliche oder auf die Ausbildung bezogene. Damals waren und heute sind es wieder vornehmlich die Jüngeren, die gehen und die Zurückbleibenden im wörtlichen wie übertragenen Sinn des Wortes alt aussehen lassen. Unterdessen machen sich aber auch verstärkt reifere Jahrgänge auf den Weg nach Westen; lieber ein Neuanfang mit allen Risiken, als die Jahre bis zur Rente einfach nur abzusitzen.


    Die Menschen gehen, weil sie keine Arbeit oder keine Lehrstelle finden, und sie finden weder Arbeit noch Ausbildungsplatz, weil sich im Osten zwei in ihrem Ursprung wie in ihrer Verlaufsform höchst gegensätzliche Tendenzen unauflöslich miteinander verflechten, wechselseitig verstärken und dadurch eine wahrhaft präzedenzlose Lage schaffen.


    Die Ostdeutschen laborieren an den Entwicklungsschranken, die die Vergangenheit ihnen auferlegte und teilweise noch immer auferlegt und ebenso an den Entwicklungssprüngen, die sie in die Zukunft peitschten; am »Rückschritt« und am »Fortschritt« gleichermaßen.


    Daß sie ihre Arbeit verloren, als mit dem politischen System die Protektion verschwand und der globale Wettbewerb zurückkehrte, war der ererbten strukturellen Rückständigkeit ihrer vormaligen Wirtschaftsweise geschuldet; daß sie neue Arbeit nur punktuell und »stäubchenweise« |115|fanden, erklärt sich nicht zuletzt aus der übergangslosen Einführung der neuesten Technik, der fortgeschrittensten Produktionsmethoden.


    So lebte die gesamte Lausitz so gut wie ausschließlich von der Braunkohle und von der Energiewirtschaft und stürzte ab, als auch diese Wirtschaftszweige nach dem Systemwechsel jäh zurückgeschnitten wurden. Dann wurde inmitten des Krisengebietes das international leistungsfähigste Kraftwerk auf Braunkohlenbasis gebaut. Die Investitionssumme belief sich einschließlich aller Erschließungskosten auf 3,5 Milliarden DM und damit auf die Hälfte der für die Neubebauung des Potsdamer Platzes in Berlin verausgabten Mittel; gerade genug, um etwas mehr als 300 Menschen langfristig mit Arbeit zu versorgen.


    Das krasse Mißverhältnis zwischen Freisetzung und erneuter Bindung von Arbeitskräften blamiert jeden Gedanken an eine Rückkehr zur Arbeitsgesellschaft und zur Vollbeschäftigung.


    


    Phänomenologisch nicht weniger offensichtlich, aber in sich verwickelter ist der Zusammenhang zwischen wirtschaftlichem und urbanem Schrumpfen.


    Daß die Stadtbevölkerung im Osten in den letzten Jahren oftmals geradezu schwindelerregend abnahm, bemerkt jeder, der ostdeutsche Städte durchstreift. Fast hat sich der Blick schon an leerstehende Häuser, verwaiste Straßenzüge und vor sich hindämmernde Stadtquartiere gewöhnt.


    »Vorbei die Zeit, daß der Abriß eines Elfgeschossers noch eine überregionale Meldung wäre. Inzwischen stehen im Osten Deutschlands über eine Million Wohnungen leer«, schreibt der Architekturkritiker Wolfgang Kil, und weiter: »Vor dem Phänomen solcher Schrumpfung steht von westlicher Erfahrung getragenes Expertentum mit seinen routinierten Kalkulationsmodellen vollkommen ratlos. Weder dem Wittenberger Packhofviertel noch Neubau-Wohnstädten wie Wolfen-Nord, Schwedt oder Halle-Neustadt |116|läßt sich durch ›Diversifizierung der Wohnangebote‹, also Ersatz von ›Platte‹ durch ›Stadtvillen‹ oder durch Reihenhäuser als Lockangebote für Besserverdiener dauerhaft helfen.«


    Warum ist das so?


    Was macht auch die urbane Problematik präzedenzlos?


    Natürlich, es fehlen, wie mehrfach gesagt, Arbeits- und Ausbildungsplätze; das bekommen Städte, die Industrien beherbergten oder umlagerten, mit ganzer Wucht zu spüren.


    Doch das ist längst nicht alles, was zum Städtesterben beiträgt.


    Die ostdeutschen Betriebe waren weit mehr als nur große Wirtschaftskomplexe, spendable »Arbeitgeber«, weit mehr auch als bloße »Vergesellschaftungskerne«, wie der Soziologe Martin Kohli einmal bemerkte. Ihrem Wesen und ihrer Bestimmung gehorchend, bildeten sie wahre »Multiplexe«, die mehrere Funktionen gleichzeitig versahen; die Arbeit stand im Mittelpunkt, aber um sie herum, einer Korona gleich, formierte sich eine Gesellschaft im Kleinen.


    Das schon erwähnte Beispiel der Wolfener Filmfabrik veranschaulicht den allgemeinen Grundriß.


    Dort wurde gearbeitet, gewiß.


    Aber in die Arbeitssphäre eingelassen, der »profitablen« Vernunft ebenso abträglich wie dem Komfort der Beschäftigten und der gesamten Stadt förderlich, waren auch:


    


    Betriebskinderkrippen und -kindergärten


    Ferienheime


    Vier Ambulatorien


    Eine Physiotherapie


    Eine Sauna


    Eine Apotheke


    Eine Bibliothek


    Eine Buchhandlung


    |117|Ein Werkstheater


    Ein Filmstudio


    Ein Fotozirkel


    Ein Malzirkel


    Ein Chor


    Ein Kinder- und Jugendballett


    Sportvereine


    Eine Sparkasse


    Eine Werkstischlerei


    Eine Werksgärtnerei


    Eine Sattlerei


    Eine Schneiderei.


    


    Das Downsizing von Industrie und Landwirtschaft ließ nicht nur den ostdeutschen Arbeitsmarkt zusammenbrechen, kaum daß er sich konstituiert hatte; es beschwor, die Liste zeigt es eindringlich, zugleich einen sozialen und kulturellen Aderlaß herauf, vom dem sich Ostdeutschland lange nicht erholen wird.


    Die ostdeutschen Betriebe waren keine gewöhnlichen Arbeitsstätten, sondern vollständige Abbildungen des Großen im Kleinen, seiner Geburtsfehler und Unzulänglichkeiten ebenso wie seiner sozialen Philosophie.


    Sie verhöhnten die elementarsten ökonomischen Notwendigkeiten, aber sie setzten die Menschen in den Stand, Beruf und Familienleben miteinander zu versöhnen, regten ihre kulturellen Interessen an und trugen den sozialen Austausch weit über die engen Grenzen der Arbeitswelt hinaus.


    Dabei knüpften sie nicht selten die Fäden älterer Traditionen weiter, im Fall der Filmfabrik die der IG-Farben, doch beschränkten sie sich nicht auf Erbschaftspflege. Wo sie Hinterlassenschaften vorfanden, wurden sie energisch ausgebaut, wo nicht, schuf man Neues aus eigener Kraft.


    Die Korona aus sozialen, kulturellen, sportlichen und medizinischen Einrichtungen war nicht immer so kompakt, |118|leuchtete nicht immer so hell wie in der Filmfabrik in Wolfen, aber kaum ein größeres staatliches Unternehmen mochte auf ihren Glanz verzichten.


    Als die Betriebe schlossen oder einer anderen Rationalität gehorchen lernten, kam den Menschen mehr abhanden als nur die Arbeit.


    Ein altgedienter Facharbeiter aus der Wolfener Fabrik rekapitulierte in einer Dokumentation sein Arbeitsleben.


    Die sechziger Jahre standen noch im Zeichen des Aufbruchs, von Innovationen, die dem Werk auch international einen geachteten Ruf eintrugen.


    Die siebziger Jahre zehrten von diesen Erfolgen und zehrten sie langsam auf.


    Die achtziger Jahre waren von Stagnation und Rückschritt gekennzeichnet.


    Aber erst die neunziger Jahre brachten den Absturz, zuerst auf Raten:


    »Es war wie bei der Haydnschen Abschiedssymphonie«, sagt er, »einer nach dem anderen verschwand.«


    1995 wurde das Werk abgerissen; die es demontierten, arbeiteten sich Handgriff für Handgriff der eigenen Arbeitslosigkeit entgegen.


    Persönlich verlor das Leben seinen Grund, sozial seine Bewandtnis, kulturell wurde es all dessen beraubt, was dem Dasein Sinn und Würze gibt; mit jedem hinzukommenden Moment drehten sich die Abwärtsspiralen schneller.


    Die ersten gingen, weil sie keine Arbeit oder keine Lehrstelle fanden, und nahmen dadurch anderen die Arbeit, im Dienstleistungssektor, im Bildungssystem, in kulturellen Einrichtungen, in der Verwaltung. Das städtische Leben verarmte zusehends, und das bestimmte selbst jene zum Wegzug, die gern geblieben wären, auch ohne Arbeit.


    Sie gingen, weil andere bereits gegangen waren, weil es keinen verläßlichen sozialen Austausch, kein reges kulturelles Leben mehr gab. Finanzlage, infrastrukturelle Ausstattung und kulturelles Klima von Kommunen und Landkreisen |119|verschlechterten sich weiter, die Abwanderung hielt sich auf hohem Niveau und dadurch entfiel der letzte Anreiz, der schon ansässige Unternehmen zu Investitionen, neue zum Zuzug hätte veranlassen können.


    


    Aber selbst damit ist der Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher und urbaner Krise noch immer nicht erschöpfend dargestellt.


    Etwas Weiteres kam hinzu.


    Die Betriebe waren, wie man sah, keine »normalen« Betriebe, und das bestimmte auch ihre Kooperation mit Städten und Landkreisen.


    Im Grunde beschönigt das Wort »Kooperation« dieses Verhältnis, denn von Gleichberechtigung der beiden Partner konnte vielfach keine Rede sein. Die Industriekomplexe dominierten in der Partnerschaft, besonders in den kleineren und mittleren Städten sowie auf dem Land.


    Auch dafür gibt es historische Gründe.


    Die wirtschaftliche Struktur- und Standortpolitik der DDR setzte mit Vorliebe auf große, monoindustrielle Ansiedlungen und belieh sie gleichsam mit dem sie umgebenden Territorium. Ganze Städte wurden aus dem Nichts geschaffen, kleine Orte in wenigen Jahren zu wirtschaftlichen Ballungszentren, Hoyerswerda etwa oder Eisenhüttenstadt. Johann-Georgenstadt im Erzgebirge zählte 1945 gerade siebentausend Seelen; von der Uranförderung erfaßt, vergrößerte sich die Bevölkerung bald um das Achtfache.


    »Das Werk« war der Grund der Stadt, im Doppelsinn des Wortes, die Multiplexe waren oftmals zugleich Monopolisten, die das soziale Leben an und nach sich zogen, und als ihre Zeit vorüber war, büßten Menschen, Städte und Landschaften ihre Bestimmung noch schneller ein, als sie sie einst gewonnen hatten.


    Die Gründerstädte traf es besonders hart; Standorte mit Tradition und breiter gefächertem Wirtschaftsleben litten jedoch in kaum geringerem Maße.


    |120|Ob ein alles beherrschender Monopolist die Tore schloß oder mehrere Unternehmen gleichzeitig schrumpften, das kam zumeist auf dasselbe hinaus: Arbeit wurde zur Mangelware, die an die Arbeitsstätten gebundenen Infrastrukturen erodierten, die Menschen suchten das Weite und überließen die Kommunen ihrem Schicksal.


    Selten ist die Freiheit so schnell so kleinlaut geworden wie im Falle der munizipalen Freiheiten nach 1989; zwischen pathetischer Proklamation und faktischer Rücknahme lagen nur ein paar Monate.


    Für einen winzigen historischen Augenblick von ihrer Abhängigkeit vom politischen Zentralismus und von wirtschaftlichen Zwängen erlöst und zu eigenständigem Leben erweckt, sanken die Kommunen kurz darauf und bis in die Gegenwart in eine noch weit größere Abhängigkeit zurück.


    Sie waren mit den Fabriken verwachsen, teilten mit ihnen, siamesischen Zwillingen gleich, dieselben sozialen Organe; strukturell amputiert, wie sie nunmehr waren, konnten sie weder die fehlenden Teile ersetzen, noch für sich selber sorgen.


    Die Finanzkrise, von der westdeutsche Kommunen erst in den letzten Jahren existentiell erfaßt wurden, definierte im Osten die Ausgangslage nach der Wende. Die hauptsächliche Einnahmequelle der Städte und Gemeinden, die Gewerbesteuer, war nahe am Versiegen; Unternehmen mit überregionaler Bedeutung und großem Umsatz zeigten sich kaum, und wenn sie investierten, dann lag der Firmensitz zumeist im Westen; dorthin floß auch die Steuer.


    Die Wirtschafts- und Steuerpolitik des neuen Staates verschärfte die Krise weiter.


    Gelang es ausnahmsweise, westdeutsches oder ausländisches Kapital im Osten »festzunageln«, dann bot die novellierte Steuergesetzgebung der letzten Jahre den Kapitaleignern mehr als nur eine Ausflucht.


    Sie erlaubte, aktuelle Gewinne so und so lange mit früheren |121|Verlusten zu verrechnen, bis jede Steuerschuld getilgt war; das Gesamtunternehmen als »Organschaft« künstlich in Untereinheiten aufzugliedern, so daß erneut Gewinne hier mit Verlusten dort verrechnet werden konnten, mit demselben Effekt für die notleidenden öffentlichen Haushalte.


    In dieser verzweifelten Situation griffen Städte und Gemeinden, wie die Ostdeutschen im ganzen, nach dem rettenden Strohhalm, dem Danaergeschenk der deutschen Einheit – nach dem Transfer.


    


    Sucht man auf die Frage, was nach 1990 an die Stelle der arbeiterlichen Gesellschaft trat, nach einer Antwort, die weder nur beschreibt noch nur verneint, dann kann es nur die eine geben: Ostdeutschland ist zu einer Transfergesellschaft geworden.


    So zu antworten, heißt einzugestehen, daß die Volksbewegung vom Herbst 1989 politisch gescheitert ist. Darauf gerichtet, persönliche Lebensführung, Beruf und sozialen Zusammenhang aus staatlicher Vormundschaft und administrativer Direktion zu lösen, mündete sie in einen Prozeß, der die Abhängigkeit des Alltagslebens vom Staat, von staatlichen Umverteilungen und Zuwendungen samt der damit einhergehenden Kontroll- und Sanktionsmechanismen über jedes damals vorstellbare Maß hinaus gesteigert hat.


    Als Citoyens aus dem alten Staat hervorgegangen, den sie zerbrochen hatten, fanden sie sich im neuen Staat als Bürger wieder, die ihre Steuern zahlten und ihr Leben genossen – wenn es gutging; wenn nicht, dann tauschten sie die Rolle des Untertans gegen jene des Bürger-Klienten ein.


    Jede große geschichtliche Bewegung hat ihre denkwürdigen Begebenheiten, Tage, die das Geschehen verdichten, auf den Begriff bringen sozusagen.


    Denk-, merkwürdig in diesem Sinne war im deutschen |122|Vereinigungsprozeß ganz gewiß der 1. Juli 1990, der Tag, an dem die Wirtschafts- und Währungsunion in Kraft trat und die DM auch im Osten Deutschlands zum gesetzlichen Zahlungsmittel wurde.


    Man kennt die Bilder, die damals um die Welt gingen: Jubelfeiern am Abend vorher und in der ganzen Nacht; lange Schlangen vor Banken und Sparkassen; Menschen, die das neue Geld wie einen Fetisch in die Höhe heben – glatte, unverschabte Oberflächen.


    Zur selben Zeit beobachtete der ostdeutsche Dokumentarist Volker Koepp, wie Menschen im märkischen Brandenburg die Zäsur erlebten.


    Er zeigt Leute in einer Kneipe, Stunden vor dem großen Ereignis. Einer holt die alten Geldscheine heraus und betrachtet ihre Rückseiten, als sähe er sie zum ersten Mal – lauter Motive aus der Arbeitswelt, des arbeitenden Menschen.


    Andere arbeiten tatsächlich, selbst zu dieser Stunde, in einer Kaufhalle um die Ecke. Sie bestücken die leeren Regale mit neuer Ware aus dem Westen.


    Am nächsten Morgen tritt ein junger Mann aus einer Sparkassenfiliale und zeigt das neue Geld ohne erkennbare innere Bewegung; er hat seine Arbeit erst kürzlich verloren wie Tausende andere in der Gegend.


    Erst durch diese gegenseitige Konfrontation gewinnen die Bilder ihre Sprache zurück.


    Derselbe unbeugsame Wille, der den Ostdeutschen das begehrte Geld in die Hände spielte, trennte viele von ihnen zeitweise oder für immer von den Quellen, es aus eigener Kraft stets aufs neue zu erwerben.


    Dieselbe unbezähmbare Lust, die sie nach Produkten aus dem Westen greifen ließ, verbannte die heimischen aus den Sortimenten, machte ihre Erzeuger arbeitslos und führte darüber hinaus den sinnlichen Beweis, daß der größere Teil des Landes die materiellen Bedürfnisse des kleineren scheinbar mühelos befriedigen konnte. Vorausgesetzt natürlich, |123|man stattete seine Bewohner mit Anweisungen auf Teile des gesellschaftlichen Reichtums aus, und zwar auch jene, die dafür keine Gegenleistung erbracht hatten.


    Und so geschah es, im Einzelfall und auch im kollektiven, auf kommunaler wie auf Landesebene. So mußte es geschehen, nachdem die Ostdeutschen im Verein mit der politischen Führung Westdeutschlands einmal entschieden hatten, sich von einem Tag zum anderen von ihren bisherigen Einkommens- und Finanzquellen abzuschneiden.


    Die Insolvenz einer ganzen Teilgesellschaft wurde verhindert.


    Direkte und indirekte Transfers hielten das städtische Leben aufrecht. Zwar konnten sie die sozialen und kulturellen Wunden nicht alle heilen, die das vorherige Zerstörungswerk gerissen hatte, aber Quartiere, Häuser und Wohnungen wurden in großem Maßstab rekonstruiert und renoviert, Straßen und Bürgersteige nach jahrzehntelangem Verfall wieder befahr- und begehbar gemacht.


    Die Länder erhielten die Mittel, um aktive Strukturpolitik betreiben, überregionale Verkehrswege und Infrastrukturen wiederherstellen oder neu schaffen zu können.


    Eine ganze soziale Gruppe, die Pensionsempfänger, kam erstmals in den vollen Genuß der Früchte eines langen Berufslebens und selbst die, die sozial gescheitert waren, konnten materiell gesehen ein einigermaßen menschenwürdiges Leben führen.


    Die ostdeutsche Gesellschaft wurde sozial gestreckt und auseinandergezogen, aber sie brach nicht auseinander – durch den Transfer.


    Aber man täusche sich nicht: Die Ostdeutschen sind objektiv und rein materiell gesehen in besserer Verfassung als in ihren eigenen Augen. Wohlstand ist nicht gleich Wohlergehen, besonders dann nicht, wenn es sich um passiven Wohlstand handelt, den man sich nicht oder nicht in erster Linie selbst verdankt.


    Der Transfer macht die Ostdeutschen in der Welt umhergehen, |124|aber er macht sie nicht zufrieden und schon gar nicht glücklich.


    Nur, was tun?


    Welche Strategien sind zur Hand, um den Schrumpfungsprozessen Einhalt zu gebieten, passiven Wohlstand in aktiven zurückzuverwandeln?


    


    Die erste Methode folgt dem Niedergang der klassischen Industriegesellschaft wie ein Schatten – der Tourismus. In ihrem Schlepptau operiert eine zweite und mumifiziert ausgewählte Reste der Industriegeschichte. Die Anstrengungen, die diesbezüglich im Osten unternommen wurden (und noch werden), wirken mitunter geradezu verzweifelt. Je geringer die Aussichten auf wirtschaftliche Wiederbelebung, desto kühner die Spekulation auf touristische und museale Zweitnutzung der funktionslos gewordenen Landschaft.


    Touristische Rettungsversuche sind selbstwidersprüchlich, letztlich paradox. Sie werben mit dem Reiz der Landschaft, mit der Schönheit der Städte und zerstören sie in genau dem Maße, in dem die Werbung Erfolg hat, Menschen in großer Zahl anzieht; spricht sich dieses Paradox endgültig herum, hat sich die Methode erschöpft.


    Die Mumifizierung und Musealisierung von Restbeständen der jüngeren Industrie- und Wirtschaftsgeschichte, in den letzten Jahrzehnten inflationär betrieben, hat in Ostdeutschland beinahe etwas Masochistisches. Sie konfrontiert die Einheimischen, die keine neue, auf die Zukunft ausgerichtete Bestimmung finden, tagtäglich mit der Vergangenheit, wenn nicht sogar unmittelbar mit ihrer eigenen, aus der sie soeben vertrieben wurden.


    Ein solcher Blick befreit nicht, selbst wenn er Kasse macht.


    Bleiben, drittens, Investitionen in die Infrastruktur.


    Der fortgeschriebene Solidarpakt sieht dafür in den kommenden beiden Jahrzehnten viele Milliarden Euro vor. |125|Sie werden Arbeit in beträchtlichem Umfang flüssig machen, zumindest zeitweise, Standorte attraktiver gestalten und die Lebensqualität verbessern.


    Nur, was geschieht, wenn das Schienennetz erneuert, Autobahnen und Bundesstraßen gebaut bzw. erweitert, Schulen und Sportanlagen modernisiert sind? Werden Investoren dann wirklich verstärkt in den Osten drängen, neue klein- und mittelständische Unternehmen nach sich ziehen, schon vorhandenen zu größerem Absatz verhelfen?


    Es wäre zu wünschen.


    Aber man muß sich auch für den Fall wappnen, daß es anders kommt, daß der Traum von der Wiederherstellung der ostdeutschen Arbeitsgesellschaft, von Vollbeschäftigung, ein Traum bleibt.


    Die wirtschaftlich Mächtigen träumen ihn jedenfalls nicht.


    Vor geraumer Zeit hielt ein großes deutsches Industrieunternehmen im engeren Führungskreis eine Reihe von Kolloquia zum Stand und zu den Perspektiven des Vereinigungsprozesses ab.


    Auf einer dieser Veranstaltungen ging es um die künftige wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland. Die Diskussion nahm einen etwas zähen Verlauf, bis einer aus dem Management das Wort ergriff und etwa folgendes sagte:


    Ich weiß aus eigener Anschauung und aus den Informationen, die ich erhalte, daß die Situation in den Neuen Bundesländern außerordentlich schwierig ist. Das Kernproblem ist natürlich die wirtschaftliche Entwicklung und oder besser gesagt Unterentwicklung des Ostens; nur kann ich vor falschen Hoffnungen nur warnen: Sowohl der Industrialisierungsgrad als auch das Beschäftigungsniveau der alten DDR gehören unwiderruflich der Vergangenheit an. So wird es nie wieder werden.


    Die deutsche Wirtschaft denkt nicht daran, sich im Osten Deutschlands selber Konkurrenz zu machen. Wenn sie dort investiert, dann höchst selektiv und zu Sonderkonditionen, |126|unter denen kräftige Finanzhilfen von Bund und Ländern ganz oben rangieren. Das ist auch unsere Strategie. Dazu gehört ferner, daß wir auf die Standortpolitik unserer wirtschaftlichen Partner, aber auch des Staates im Sinne einer Vermeidung von unliebsamer Konkurrenz Einfluß nehmen. Das klingt nicht besonders philanthropisch, ist aber unternehmenspolitisch rational.


    Rational ist auch, daß viele Ostdeutsche ihre Heimat verlassen und sich dorthin begeben, wo es Arbeit gibt. Bei uns, er sprach von Bayern, sind die Arbeitsämter seit geraumer Zeit dazu übergegangen, komplexe Lösungen (Arbeit, Wohnung, Kinderbetreuung) für ganze Familien anzubieten, die vom Osten in den Westen übersiedeln wollen; so werden aus Pendlern Ansässige, und die Leute bleiben zusammen.


    Statt darüber zu klagen, müßte man sich eigentlich mit ihnen freuen. Gewiß, dadurch dünnen die ostdeutschen Städte und Dörfer weiter aus. Und je mehr sie es tun, desto unattraktiver werden sie als Standorte. Nur sehe ich keine überzeugende Alternative zu diesem Prozeß, und darum sind wir gehalten, das Beitrittsgebiet unter anderen Gesichtspunkten zu entwickeln.


    Wie wäre es, wenn man mit der Formel von den »blühenden Landschaften« einmal Ernst machen würde, statt nur witzelnd darauf herumzureiten? Wo findet man denn mitten in Europa so reizvolle, abwechslungsreiche, weiträumige Landschaften wie in Ostdeutschland – dünn besiedelt, von Industrie, Abgasen und Beton verschont? Liegen hier nicht Ansatz und Ressourcen für eine ganz andere Standortpolitik?


    Sie wird die heute dort noch lebenden Menschen nicht alle in Arbeit setzen und ernähren können. Aber wenn wir ein wenig nach vorn blicken, fünfzig Jahre weiter, wer weiß, vielleicht haben sich dann Bevölkerung und Beschäftigungslage auf einem zugestandenermaßen geringen Niveau eingependelt.


    |127|Bis dahin ist die Politik, ist der Staat gefordert, sind klare Worte vonnöten. Den Westdeutschen muß unmißverständlich gesagt werden, daß sie ihre Brüder und Schwestern im Osten während dieses langen Anpassungsprozesses alimentieren müssen, und zwar in ihrem wohlverstandenen Eigeninteresse; die Ostdeutschen müssen sich von Trugbildern verabschieden und in Geduld fassen – das Tal, in dem sie leben, ist nicht zum Durchzug, sondern zum längeren Verweilen bestimmt.


    


    Ihrerseits von Trugbildern nicht ganz frei – Ostdeutschland als Paradiesgarten für überarbeitete Führungskräfte –, gibt die Rede doch zu denken.


    Sie wirft zwei Fragen auf, für die es bisher an überzeugenden Antworten fehlt.


    Gesetzt den Fall, das Szenarium hat den Realismus auf seiner Seite – welche auch nur provisorische Bestimmung ist Menschen, Städten und Landschaften für die schwer abschätzbare Zeit des Übergangs zugedacht?


    Und, wichtiger noch, welche neue Bestimmung, die das Provisorium nicht nur erträglich, sondern reizvoll macht, könnten sie finden, namentlich für den Fall, daß es zum Dauerfaktum wird, daß der Ausnahmezustand zu seinen eigenen Bedingungen normalisiert werden muß?

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |129|Schicksal und Geschick

    


    Warum Ostdeutsche ihr Scheitern


    nicht psychologisieren,


    sondern unbeirrt in soziale Begriffe fassen

  


  
    
      
    


    


    |130|Wer weiß, mit welcher Zähigkeit die Arbeiterschaft seit den Anfängen ihrer Organisation um die Verlängerung der Freizeit kämpft, der könnte meinen, daß in allem Elend der Arbeitslosigkeit die unbegrenzte freie Zeit für den Menschen doch ein Gewinn sei. Aber bei näherem Zusehen erweist sich diese Freizeit als tragisches Geschenk. Losgelöst von ihrer Arbeit und ohne Kontakt mit der Außenwelt, haben die Arbeiter die materiellen und moralischen Möglichkeiten eingebüßt, die Zeit zu verwenden. Sie, die sich nicht mehr beeilen müssen, beginnen auch nichts mehr und gleiten allmählich ab aus einer geregelten Existenz ins Ungebundene und Leere.


    


    Marie Jahoda, Paul F. Lazarsfeld, Hans Zeisel: Die Arbeitslosen von Marienthal

  


  
    
      
    


    


    |131|Irgendwann in den späten neunziger Jahren fährt ein Mann nachts mit dem Auto durch Berlin. Er hat die Fünfzig überschritten und ist auf dem Weg zu seiner Frau, die als Serviererin in einem Restaurant arbeitet. Auf dem Rückweg verläßt er die gewohnte Route; die Frau ahnt schon, wohin die Reise geht – zu einer leerstehenden Fabrik vor den Toren der Stadt; da ist er oft, da hat er einmal gearbeitet.


    »Wir sind hier im Totenreich«, sagt er zu ihr.


    In einer der kommenden Nächte ist er mit zwei jungen Leuten unterwegs; die beiden Halbgeschwister begleiten ihn regelmäßig auf seinen späten Fahrten mit der Stadtbahn. Er hält nach Leuten Ausschau, die die Ordnung stören, Unfrieden stiften und die Fahrgäste belästigen.


    Für die beiden ist er jemand, »das ist wie früher«.


    Diesmal wird er auf eine Gruppe Jugendlicher aufmerksam, die einen Ausländer anpöbeln. Er gibt ein kurzes Zeichen und seine Begleiter, in Nahkampftechniken geübt, treten in Aktion.


    So geht es Nacht für Nacht. Einmal läßt er sogar einen dieser »Rowdies« während der Fahrt ins Dunkel springen.


    Zu Hause schneidet er Artikel über terroristische Gewalttaten aus Zeitungen aus oder solche, die ganz allgemein über das Elend der Welt berichten.


    Auf einer der Fahrten spricht ihn plötzlich ein Wachmann an und nennt ihn »Genosse Direktor«; er leugnet die Bekanntschaft, aber die junge Frau und der junge Mann an seiner Seite haben verstanden – noch so ein alter Bonze.


    Es gelingt ihm, sie zu besänftigen, und so setzen sie die gemeinsamen Ordnungsgänge fort. Von seiner Begleiterin borgt er sich eine Tonkassette, auf der metallisch-dunkle Trommelklänge zu hören sind.


    |132|Er besucht eine Party, zu der sich ehemalige Kollegen aus dem Leitungskreis zusammengefunden haben; die meisten sind erfolgreich umgestiegen und beherrschen den neuen Jargon so fließend wie zuvor den alten; davon angewidert, ergreift er die Flucht.


    Schließlich überfällt er mit dem Jungen einen Juwelier in der Innenstadt. Er trägt die Beute nach Haus, Schmuck für seine Frau – und ein Abschiedsgeschenk.


    Dann fährt er zum Werk und schießt sich, die Drumms im Ohr, eine Kugel in den Kopf.


    Damit endet die düstere Ballade von Andreas Kleinert, sein Spielfilm »Wege in die Nacht«.


    Literatur und Dramatik haben zu allen Zeiten vom Scheitern erzählt und von Menschen, die daran zerbrachen.


    Sophokles’ »Ödipus« zeigt einen Gescheiterten so gut wie Shakespeares’ »Macbeth« und Kleists »Michael Kohlhaas«, aber damit allein ist noch nichts gesagt. Was diese Figuren zu klassischen literarischen Fällen werden ließ, war ihre genaue und einfühlsame Motivierung. Kunstgestalten scheitern, wie Menschen im wirklichen Leben auch, niemals abstrakt, sondern an Maßstäben, die sie sich zwar selbst gesetzt, aber nicht selbst geschaffen haben. Und dasselbe gilt für die Art, in der sie ihr Scheitern verarbeiten, für ihre Haltung im Untergang.


    Wenn Ödipus als König von Theben die Bühne betritt, ist sein Scheitern bereits von höherer Hand verfügt. Fluchbeladen und unwissentlich tötete er einst seinen Vater und nahm dann seine Mutter zur Frau; nun sucht er nach dem Schuldigen am Unglück seiner von Pest und Dürre heimgesuchten Vaterstadt und wickelt dadurch sein Schicksal selber ab; ein beklagenswerter Mann.


    Aber Kultur und Ethik dieser Epoche konstruieren aus dem Unterschied zwischen Wissen und Nichtwissen, schicksalhafter Verstrickung und selbstverantwortlichem Handeln keine mildernden Umstände. Die Tat bleibt an Ödipus haften und ruft nach Buße. Er blendet sich, dem |133|Geist der Zeit gemäß, aus dem heraus er handelt. Was ihn peinigt, ist nämlich nicht das Gewissen, das schlüge auch in einer blinden Seele; es ist der Blick der anderen Edlen, den er nicht erträgt, die Schande.


    Macbeth und Kohlhaas repräsentieren spätere Epochen mit den für sie charakteristischen moralischen Normen und Forderungen; Stationen auf dem Weg, der Schande in Scham verwandelt, Gewissensqualen züchtet; den scheinbar unaufhaltsamen Prozeß der Psychologisierung des sozialen Scheiterns.


    Das Leben folgt derselben Linie: Je mehr man sich von der Vergangenheit abstößt und der Gegenwart nähert, desto häufiger wird man auf Menschen treffen, die ihr soziales Scheitern als persönliches Versagen interpretieren, Schuld- und Minderwertigkeitsgefühle entwickeln.


    Wer zeitgemäß scheitert, gibt sich selbst die Schuld, so wie er sich umgekehrt Erfolg und Gelingen an die eigene Fahne heftet; das ist, allem Anschein nach, das psychologische Einmaleins der modernen Welt.


    


    Ich sage »scheinbar«, »allem Anschein nach«, um auf die retardierenden Momente in diesem Prozeß aufmerksam zu machen, auf Hemmungen und Gegenschübe, auf nationale und kulturelle Varianten.


    Vieles spricht dafür, daß die Deutung des Scheiterns als persönliches Versagen im angelsächsischen Raum, insbesondere in den Vereinigten Staaten, gegenwärtig am weitesten vorangeschritten ist, weiter jedenfalls als in den kontinentaleuropäischen Gesellschaften westlichen Typs. Um den anderen Pol dieses Spannungsfeldes gruppieren sich Menschen, die aus den arbeiterlichen Gesellschaften Ost-Mitteleuropas hervorgingen, und fassen ihr soziales Scheitern unbeirrt in soziale Begriffe.


    Der New Yorker Soziologe Richard Sennett hat den angelsächsischen Modus in einem seiner glänzenden Essays über die Kultur des neuen Kapitalismus von innen beschrieben.


    |134|Dabei schöpft er aus Gesprächen, die er mit einer Gruppe von Programmieren mittleren Alters führte, die in einem Unternehmen von IBM arbeiteten und im Zuge einer der vielen Umstrukturierungen entlassen worden waren.


    In ihrem gemeinsamen Bemühen, »dem, was ihnen zugestoßen war, einen Sinn zu geben«, durchliefen sie drei Phasen.


    Als ihr Schmerz über die Entlassung noch frisch war, klagten die Programmierer ihre ehemaligen Vorgesetzten an. Sie gaben ihnen die Schuld an ihrer Arbeitslosigkeit; sich selbst sahen sie als passive Opfer einer betrügerischen Firmenpolitik, die die Angestellten bewußt in die Irre geführt, über die wirkliche Lage getäuscht hatte.


    Dann lösten sie sich Schritt für Schritt von dieser Interpretation. Einerseits waren viele ihrer einstigen Vorgesetzten wenig später selbst entlassen worden, andererseits befand sich der Konzern schon seit längerem in Schwierigkeiten, und das war auch ihnen nicht verborgen geblieben. Die Verschwörungstheorie war nicht zu halten.


    Dementsprechend konzentrierten sie sich in der zweiten Phase auf tiefer liegende Ursachen für ihr Scheitern. Sie betrachteten sich nunmehr als Opfer der Globalisierung. Teile der Programmierarbeit waren seit Jahren ins Ausland verlagert, Programmierer von dort ins Land und auch in ihren Konzern geholt worden und verschärften die Konkurrenz um Arbeitsplätze. Ihre Entlassung erschien ihnen als logische Konsequenz dieser äußeren Einflüsse, von vagabundierendem Kapital und internationalisiertem Arbeitsmarkt.


    Aber auch davon hatten sie gewußt und dennoch nicht gehandelt; sie kamen folglich nicht umhin, über die persönlichen Gründe für ihr Scheitern nachzudenken – das war die dritte Phase.


    Jetzt sprachen sie anerkennend über Kollegen, die sich rechtzeitig selbständig gemacht hatten und in den PC-Sektor eingestiegen waren. Sie hatten die Möglichkeiten des |135|Internet vorausgesehen und waren Unternehmer geworden. Das hätten sie auch tun sollen.


    All das, was sie bisher für ihre Notlage verantwortlich gemacht hatten, das Taktieren der Fimenleitung, hektische Umstrukturierungen, Export von Sach- und Import von Humankapital, deuteten sie nun als ebenso viele Signale, die sie zum Ausstieg hätten bewegen müssen.


    Wie sie auf die Entzauberung der Internet-Ökonomie reagierten, auf den weltweiten Konkurs der vielen kleinen Firmen, die in dieser Sphäre ihr Glück versuchten, ob mit Anteilnahme oder mit heimlicher Genugtuung – wir wissen es nicht.


    Wie die Ostdeutschen ihre Vertreibung aus der »Old Economy« erlebten, wie sie ihre wiederholten, oft vergeblichen Anläufe, in der neuen Wirtschaft ihr Auskommen zu finden, ursächlich interpretierten, wissen wir dagegen recht genau.


    Jeder, der die ostdeutsche Entwicklung seit 1990 aufmerksam, oder gar mit professionellem Interesse verfolgte, hat unzählige Geschichten und Erzählungen im Kopf, die demselben Impuls entsprangen, der auch Sennetts Gewährsleute reden machte: Warum verfährt man so mit uns? Wo liegen die Ursachen für unser Scheitern? Wer trägt die Verantwortung? Was hätten wir anders machen können?


    Ich habe zahllose solcher Gespräche angehört und auch geführt, manche systematischer und über längere Zeiträume hinweg, manche episodischer und mehr aus dem Stegreif.


    Doch stets stieß ich auf ein anderes Muster.


    In der DDR entstanden, zog es aus dem Umbruch neue Überzeugungskraft.


    


    Soziales Scheitern, im strengen Sinn des Wortes, war für die Mehrheit der Ostdeutschen ein Fremdwort.


    Berufliche Laufbahn, Ansehen, Einkommen und Lebensstandard mochten den eigenen Wünschen entsprechen |136|oder hinter ihnen zurückbleiben; die Grundlagen der Existenz blieben davon unberührt – sofern man sich ruhig verhielt.


    Wer das nicht wollte oder konnte, wer mit der DDR gebrochen hatte, setzte diese Existenz aufs Spiel, wenn er floh, sogar sein Leben, scheiterte aber nicht sozial. Er hatte eine persönliche Entscheidung getroffen, die im Kern politisch war, und zog daraus Kraft und Überlebenswillen.


    Wer, ferner, durch systematische Benachteiligung oder Repressalien aus dem Land getrieben und seiner Habe beraubt wurde, ohne sich mit den Mächtigen angelegt zu haben, machte das politische System für den Verlust verantwortlich, nicht eigenes Versagen.


    Soziales Scheitern war entweder kein Thema oder bewußt einkalkuliert oder von oben erzwungen; im ersten Fall gab es keine Schuldigen, im zweiten Schuldige ohne Schuldgefühl, im dritten trug der Staat die Schuld; kein Anlaß zu Verzagtheit und Zerknirschung, zu Selbstzweifel und Gewissensnöten.


    Als das soziale Scheitern nach 1990 in den Osten Deutschlands zurückkehrte und epidemischen Charakter annahm, wurde dieses Muster umgehend reaktiviert.


    Die Jagd nach Schuldigen lief von Adresse zu Adresse, wechselte Ansatz- und Angriffspunkte, ohne den einmal eingeschlagenen Kurs zu verlassen.


    Anfänglich machte man die »Mißwirtschaft der SED« für die Misere verantwortlich, wenig später die »Seilschaften der alten Funktionäre«, dann die ihrem Namen spottende »Treuhand« sowie die Regierenden, die dem »Ausverkauf« freie Hand ließen; schließlich verständigte man sich, wie schon die von IBM entlassenen Programmierer in ihrer zweiten Phase, auf das kapitalistische Wirtschaftssystem, den globalisierten Kapital- und Arbeitsmarkt als Urheber des Unglücks.


    Das klingt nach ermäßigten Ansprüchen an die eigene Urteils- und Handlungsfähigkeit, an die je persönliche |137|Verantwortung, nach Verdrängung des individuellen Anteils am sozialen Status.


    Nicht alle Ostdeutschen verloren ihren Arbeitsplatz; die ihn verloren, teilen sich in solche, die neue Arbeit fanden, und andere, denen das nicht gelang; es gab Mobilere, die ihre Heimat verließen, und Seßhafte, die das Wagnis scheuten, erfolgreiche Existenzgründer und erfolglose.


    Ein einziger, dem auf Dauer etwas gelingt, läßt Tausende, die vergleichbare Erfolge nicht vorzeigen können, wie Versager aussehen und mit sich selber hadern – normalerweise.


    Aber die Situation in Ostdeutschland ist auch in dieser Hinsicht nicht normal.


    Jahrzehntelang aus dem sozialen Leben verbannt, trat die Arbeitslosigkeit dort nach 1990 sprunghaft in Erscheinung und hält sich seither auf hohem Niveau.


    Doch Arbeitslosigkeit ist nur eine Form sozialer Degradierung, wenngleich die schmerzlichste; das Elend hört auf viele Namen.


    Den Arbeitslosen hinzuzurechnen sind all jene, die zu Kurzarbeit verdammt sind; geringfügig Beschäftigte, die vollwertige Arbeit suchen; solche, die arbeitspolitische Maßnahmen im klaren Bewußtsein durchlaufen, danach in die verhaßte Untätigkeit zurückzufallen; Arbeitssuchende ohne Registrierung beim Arbeitsamt; Vorruheständler wider Willen; junge Menschen, die weiterstudieren, obwohl sie nicht wissen, wozu.


    Faßt man alle zusammen, die aufs Abstellgleis gerieten, in Wartesäle verschoben oder mit Arbeitstherapie abgefunden wurden, dann schwillt das Heer der Unglücklichen und Überflüssigen auf ein Mehrfaches an, auf derzeit rund 3,5 Millionen.


    Gemessen an den für den Arbeitsmarkt überhaupt in Frage kommenden Erwerbspersonen führt annähernd jeder und jede zweite Ostdeutsche eine prekäre Existenz.


    In der Abwägung sämtlicher Faktoren, die die eigene |138|Lage beeinflussen, wiegen die objektiven bei weitem am schwersten. Das, was man mit anderen teilt – die stumme und deprimierende Macht der Verhältnisse –, gibt beim Urteil den Ausschlag, drängt Selbstzweifel an den Rand.


    Die Fremdzurechnung des Scheiterns wird den Ostdeutschen durch die Umstände aufgenötigt.


    


    Erinnern wir uns nur an Jürgen Schütze aus Zschopau, der sich aller Mißerfolge und Rückschläge zum Trotz nicht von seinem Vorhaben abbringen ließ, auf eigene Rechnung zu wirtschaften und zu leben.


    Als er Ende der neunziger Jahre Bilanz macht, steht er vor den Trümmern seiner beruflichen Existenz und seines Familienlebens, und man wünscht ihm von Herzen mehr Glück auf dem weiteren Weg.


    Er ist sich seiner Mitverantwortung an diesem Ergebnis durchaus bewußt.


    Allzu vertrauensselig fiel er immer wieder auf »Geschäftspartner« herein, die nur ihren Vorteil suchten, selbst gegenüber offenkundigen Betrügern bewies er ruinösen Langmut. Auch nahm er, von den ersten Erfolgen berauscht, zuviel zur selben Zeit in Angriff; von übergroßem Ehrgeiz, vielleicht auch Geltungssucht getrieben, verschuldete er sich beinahe hoffnungslos. Andere, die behutsamer zu Werke gingen, zogen in der Zwischenzeit an ihm vorbei und bestärkten ihn in seinen Ängsten; so sehr, daß er in seinen schwächsten Stunden an Selbstmord dachte.


    Was ihn davon abhielt, war das Gefühl, nichts unversucht gelassen zu haben; er hatte Chancen vertan, aber auch Chancen ergriffen, und setzte er seine Fehler, das, was er tatsächlich hätte anders machen können, ins Verhältnis zu dem, worauf er keinen Einfluß besaß, dann hatte er sich nur noch wenig vorzuwerfen.


    Daß die Fabriken in der Gegend in den frühen neunziger Jahren reihenweise schlossen, lag nicht an ihm. Daß die Leute ihr Geld nur zögernd aus den Händen gaben, auch |139|für seine Ware, war die bedauerliche Konsequenz, aber auch durch größten persönlichen Einsatz und ein Höchstmaß an Zuvorkommenheit der Kundschaft gegenüber nicht zu ändern.


    Soziale Gefährdung und gebremster Konsum preßten das Geschäftsvolumen zusammen. Für alle reichte es nicht. Der Aufstieg der einen setzte das Scheitern der anderen voraus oder hatte es unmittelbar zur Folge. Der Lorbeer des Erfolgs gedieh auf den Gräbern zerstörter Hoffnungen, und dieser Preis war selbst der Freude über ein geglücktes Unternehmen anzusehen.


    Vielleicht versteht man jetzt noch besser, warum dieselben Ostdeutschen, die sich mit ihrer persönlichen Situation zufrieden zeigten, sozialen Groll entwickeln konnten.


    Hätte Schütze seine Vaterstadt nach dem ersten Fehlschlag besser verlassen und sein Glück in der Ferne suchen sollen, so wie Zehntausende vor ihm Jahr für Jahr?


    Vielleicht.


    Aber so häufig diese Option gewählt wurde, so wenig kann sie verallgemeinert werden. Sie allen Ostdeutschen anzutragen liefe auf die Absurdität hinaus, die Verbesserung der ostdeutschen Lebensverhältnisse an ihre schnellstmögliche Auflösung zu knüpfen.


    Schütze blieb, wo er war, versuchte sein Bestes, scheiterte trotz besten Willens und sah, nachdem er sein ganz persönliches Tal durchmessen hatte, der Welt wieder trotziger ins Auge.


    Empirische Untersuchungen bestätigen ihn in dieser Haltung.


    So fand eine langfristige Fallstudie zu Arbeitslosenschicksalen in Ostberlin und Brandenburg heraus, daß die Rückkehr ins Berufsleben keineswegs primär vom Willen, von der Motivation arbeitslos gewordener Menschen abhängt. Diejenigen, die wieder verläßliche Arbeit fanden, maßen regulärer Beschäftigung dieselbe hohe Bedeutung zu wie jene, die arbeitslos geblieben waren.


    |140|Auch führte die Teilnahme an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen weit häufiger in die Arbeitslosigkeit zurück als aus ihr heraus. Dagegen war der, individuell betrachtet, vollkommen willkürliche Zeitpunkt, zu dem jemand arbeitslos geworden war, von erheblicher Bedeutung für den Wiedereintritt ins Berufsleben bzw. für die dauerhafte Verbannung aus ihm. Wer seine Arbeit nach 1991 verlor, sah sich einem auf niedrigem Niveau bereits wieder konsolidierten Arbeitsmarkt gegenüber und hatte deutlich schlechtere Chancen als jene, die gleich nach dem Systemwechsel entlassen worden waren.


    Männer, auch das keine Leistung, sondern genetische Mitgift, konnten auf günstigere Arbeitslosenverläufe verweisen als Frauen; Hoch- und Fachschulabsolventen kamen mit der Situation besser zurecht als Inhaber minderer Bildungszertifikate; Jugend und Gesundheit, jene schlicht gegeben, diese nur in Grenzen modellierbar, wirkten sich bei der Stellensuche vorteilhaft aus; der zeitliche Aufwand, neue Arbeit zu finden, stand in keinem die Mühe rechtfertigenden Verhältnis zum gewünschten Resultat.


    Wenn überhaupt etwas Erfolg versprach, dann nicht die Suchdauer, sondern die Suchrichtung. Wer sich dazu entschloß, der Arbeit hinterherzureisen, vorzüglich in den Westen, erhöhte seine Aussichten beträchtlich.


    Von dieser einen Einschränkung abgesehen, regiert das »Schicksal« das »Geschick«.


    Persönliche Anstrengungen sind unverzichtbar, aber nicht hinreichend, um einen Umschwung des Erwerbsschicksals herbeizuführen. Je begrenzter die objektiven Spielräume sind, desto härter gestaltet sich der Wettlauf um das knappe Gut Arbeit, desto stärker fallen Einstellung und Engagement ins Gewicht, desto weniger vermögen sie für sich allein.


    »Die entscheidende Determinante für das Gelingen von Wiederbeschäftigung liegt außerhalb der Einflußmöglichkeiten Betroffener«, heißt es im Fazit der Studie.


    


    |141|»Entweder ham’ mir was verkehrt gemacht oder wir sind zu alt für diese Gesellschaft«, lautete Schützes Fazit. Das seiner Frau, ebenfalls schon einmal erwähnt, schob Fehler resolut beiseite, um einzig vom Alter zu sprechen: »Wir ham’ gedacht, wir können noch was machen, aber wir warn zu alt für den Umschwung.«


    Aus Altersgründen zu scheitern war eine neue, extrem verletzende Erfahrung, die die Ostdeutschen nach 1990 machen mußten.


    Zwar lag ihre Lebenserwartung signifikant unter der der Westdeutschen, Ende der achtziger Jahre belief sich die Differenz auf knapp drei Jahre, aber die zur Verfügung stehende Lebensspanne selbst war ausgefüllt. Die Arbeit war anstrengend, der Alltag nicht immer leicht zu bewältigen, die Familie nahm die Kräfte zusätzlich in Anspruch, und in der Freizeit tat man oft genug Dinge, die in einer Dienstleistungsgesellschaft Spezialisten gegen Bezahlung erledigen. Frauen und Männer arbeiteten bis zur beruflichen Altersgrenze und auch darüber hinaus, wenn sie sich dazu imstande oder durch ärmliche Renten genötigt sahen.


    Der biologische Alterungsprozeß verlief beschleunigt, der soziale gebremst, und so kam es, daß die Kurven des physischen und sozialen »Verschleißes« einander in etwa abbildeten.


    Die sofortige und umfassende Ersetzung der politischen Demographie des Ostens durch die ökonomische Demographie des Westens nach 1990 zwang den Ostdeutschen eine soziale Demobilisierung auf, die ihre Vorstellungen und Gewohnheiten wie kaum etwas anderes erschütterte. Die plötzliche Stigmatisierung von Alter und Erfahrung traf sie gänzlich unvorbereitet, mit der Wucht eines Naturereignisses.


    Auch in den westlich-kapitalistischen Gesellschaften blieb den Menschen nicht viel Zeit, um sich auf diesen Prozeß, der Vorzüge und Empfehlungen in Nachteile und Ausschlußgründe verwandelte, einzustellen; die inhumane |142|»Umwertung der Werte« nahm dort immerhin zwei Arbeitsgenerationen in Anspruch.


    Im Osten wütete sie ohne Vorwarnung, und welches Bild die Ostdeutschen sich auch immer vom anderen Teil der Welt gemacht hatten – die Schreckensvision, mit vierzig Jahren ausrangiert zu werden, und dies nur, weil man eben gerade so viele Jahre zählte, dürfte nur wenige umgetrieben haben.


    Der Fordismus scheiterte an seiner Unfähigkeit, Menschen, die in wachsendem Maße über eine gute schulische Ausbildung verfügten, mit anspruchsvoller Arbeit zu versorgen. Die postfordistische Ära löste diesen Widerspruch und schuf umgehend einen neuen. Sie vergötterte die Jugend, das Ungebundensein an Zeit und Raum, an Gedächtnis und Erinnerung, und machte es dadurch einer wachsenden Zahl von Menschen unendlich schwer, wenn nicht unmöglich, in Würde zu altern.


    In der Bewegung innezuhalten, zurückzuschauen, Eindrücke zu fixieren und als Erfahrung abzulagern gilt als Todsünde in einer Welt, die vom modernen Nomadentum beherrscht wird. Der Leib, dieses uralte Gefäß der Zeit, wird zum Body, der von Reifung und Vergänglichkeit nichts weiß, die Seele zum Prozessor in einem ewig jugendlichen Körper.


    Doch der Postfordismus erzeugt nicht nur neue Widersprüche, er ist ein Widerspruch in sich.


    Er verherrlicht die Flexibilität, macht sich aber eine ganz naive Vorstellung von diesem Vermögen. Er hält sie für ein Naturprodukt, für eine Beigabe der Jugend, die nichts kostet, und vergißt, daß der »Produktionsfaktor« selbst produziert werden muß.


    Flexibilität ihrem Wesen nach, das heißt anthropologisch verstanden, meint die Formbarkeit und Plastizität des menschlichen Wesens, Rezeptivität der Sinne, geistige Regsamkeit, Beweglichkeit und Biegsamkeit der Glieder; eine ganze Natur- und Bildungsgeschichte steht dafür ein.


    |143|Der Postfordismus weiß davon wenig, haust an der Oberfläche.


    Er setzt auf Menschen ohne Vergangenheit und ohne sozialen »Ballast«, schmeichelt der schnellen Auffassungsgabe und dem kombinatorischen Geschick, schleicht sich in die geheimsten Träume und Phantasien der Menschen ein, um sie sich dienstbar zu machen, verwechselt Kreativität mit Originalitätssucht; propagiert den Reichtum des »flexiblen Menschen« und huldigt zugleich einer überaus ärmlichen Vorstellung des Menschseins.


    Sein juveniles Pathos entspringt nüchternem ökonomischen Kalkül.


    Jüngere Arbeitnehmer sind seltener krank, haben meist noch nicht für eine Familie zu sorgen, das macht sie beweglicher und senkt zugleich ihre finanziellen Ansprüche; sie sind leichter zu führen und nur schwer für gewerkschaftliche Arbeit zu gewinnen, das senkt das innerbetriebliche Konfliktpotential.


    Aber langfristig gesehen, geht die Rechnung nicht auf, führt die Parteinahme für die Jugend und die gleichzeitige Diskriminierung des Alters in eine Sackgasse, auch, ja gerade rein ökonomisch gesehen.


    Als die Ostdeutschen unter dieses Regiment gerieten, führten sie den Beweis, daß lange Übung und Erfahrung, Bindung und Verläßlichkeit, Anteilnahme und echtes Zusammengehörigkeitsgefühl keine betriebswirtschaftlichen Hemmnisse, sondern unersetzbar und von überragender Bedeutung für den Erfolg eines Unternehmens sind.


    In der Sache überzeugend, lag die Beweisführung in den Händen einer Minderheit.


    Die Mehrheit wurde aus der gesellschaftlichen Aktivitätszone verbannt, und zwar um so ausschließlicher und endgültiger, je älter ihre Untergruppen waren. In Würde zu altern fiel ihnen schwer genug, es fiel ihnen noch schwerer, wenn sie sich dazu verurteilt sahen, fast ausschließlich unter Älteren zu altern. Dieser unglücklichste aller denkbaren |144|Fälle trat in weiten Teilen Ostdeutschlands nach 1990 ein und nötigte den Ostdeutschen ein weiteres Großexperiment am lebenden sozialen Körper auf.


    


    Das westliche Gesellschaftssystem hat über das östliche gesiegt, gewiß. Aber es zahlt dafür einen hohen ideellen Preis: Indem es sich über seine angestammten Grenzen hinaus ausdehnt, wird es zum Offenbarungseid gezwungen. Es muß die Grundsätze, auf denen es beruht, die Normen, die es verficht, und die Praktiken, denen es Raum gibt, umständlich erklären und ausdrücklich rechtfertigen.


    Die Macht der Gewohnheit kann es im Osten nicht für sich arbeiten lassen und die Errungenschaften, mit denen es wirbt, rufen Errungenschaften ins Gedächtnis, mit denen einmal geworben wurde und die den Vergleich aushalten können.


    Schließlich: Je überlegener, leistungsfähiger eine soziale Ordnung sich gibt, vielleicht auch ist, desto angreifbarer wird sie, wenn das Übel grassiert. Zeigt sich der Bettler nackt, geht man vorüber; erscheint der Kaiser ohne Kleider, strömt man zuhauf.


    Die Empörung über die soziale Ausmusterung von Millionen von Menschen, die sich im Vollbesitz ihrer körperlichen und geistigen Kräfte fühlen, ist dann am unversöhnlichsten, wenn sie Gesellschaften erfaßt, die über alle Ressourcen verfügen, dem Notstand abzuhelfen und es dennoch nicht tun, und wenn Personen sie vorbringen, die unter ärmlicheren Umständen empfindlichere Gerechtigkeitsvorstellungen entwickelten.


    Insofern könnten die Letzten, die der »westlichen Werteordnung« beitraten, die Ersten sein, die sie wieder ernstlich in Verlegenheit bringen; in der Manier, ein System beim Wort seiner verhimmelten Prinzipien zu nehmen und dadurch von innen zu entwaffnen, sind sie jedenfalls geübt.


    Einen Weg scheint man in den industriell fortgeschrittensten Gesellschaften des Westens dennoch gefunden zu |145|haben, um soziale Alterungsprozesse langsamer ablaufen zu lassen als die physiologischen: Der gesamte Lebensabschnitt, der die Zeit von der Geburt bis zum Eintritt ins Berufsleben und zur Gründung eines eigenen Hausstands bzw. einer eigenen Familie umspannt, dehnte sich nach dem Zweiten Weltkrieg unablässig aus.


    Die Ostdeutschen gerieten nach 1990 auch in den Sog dieses Prozesses.


    Seither gehen sie in der Regel ein Jahr später in die Schule – mit sieben Jahren statt wie zuvor mit sechs –, legen das Abitur überwiegend erst im dreizehnten Schuljahr ab, und wenn sie studieren, dann meistens länger als die früheren acht Semester. Sie binden sich später in Partnerschaft und Ehe, und die Frauen erwarten ihr erstes Kind heute nicht mehr mit fünfundzwanzig Jahren wie zum Ende der DDR, sondern mit etwa dreißig Jahren. Junge Erwachsene leben länger bei ihren Eltern und bekommen Reize und Nöte der vollen sozialen Selbständigkeit dementsprechend später zu spüren.


    Nur, was ist damit gewonnen, wenn der nächste Lebensabschnitt, der an diese zum kleinen Universum ausgebaute Jugendinsel anschließt, rüde »Abschied« statt »Willkommen« sagt?


    Je mehr Mittel und Sorgfalt in den Reifungsprozeß investiert wurden, desto größer ist der Schock, wenn sich diese Investitionen ins »wirkliche« Leben nicht auszahlen, wenn die Bildungsschecks entwertet werden, wenn biologischer Zenit und sozialer Abschwung jäh zusammenfallen.


    Die Streckung der Adoleszenz vertagt den Konflikt der beiden Rhythmen, synchronisiert sie aber nicht.


    Im ganzen gesehen entsteht eine unhaltbare Lage.


    Die Älteren geben sich als Junge aus, um in dem Wettlauf um knappe Ressourcen bestehen zu können; die Jüngeren sind gemessen an ihren Vorgängern bereits im fortgeschrittenen Alter, wenn sie die Schwelle zum Erwachsenenalter definitiv überschreiten. Die Phase der höchsten |146|sozialen und beruflichen Aktivität wird immer weiter hinausgeschoben und zugleich enorm verkürzt. Die darauf folgende Lebensspanne ist zeitlich oftmals die längste und nicht selten zugleich die am wenigsten erfüllte.


    Die Zahl derer, die unter dieser Leere und Unerfülltheit leiden, wächst beständig, in relativer wie in absoluter Hinsicht; bald werden sie die Mehrheit bilden – Aussichten auf den »demographischen Bürgerkrieg«?


    Der Postfordismus inthronisiert das Humankapital, aber er weiß sich seiner nicht wirklich zu bedienen. Das gesellschaftliche Arbeitsvermögen wird mit mehr Aufwand und während längerer Zeit geformt, in zeitlich geringerem Umfang ausgeschöpft und in höherem Grade vergeudet als in der vorhergehenden Epoche.


    Dieses Mißverhältnis kann nicht von Dauer sein.


    


    Ausgangs der Großen Depression unternahm eine Gruppe von Soziologen eine wissenschaftliche Exkursion in ein kleines Industriedorf im österreichischen Steinfeld. Das Ergebnis der Untersuchung ging als inzwischen klassisches Werk in die Annalen der soziologischen Wissenschaften ein – »Die Arbeitslosen von Marienthal«.


    Die Marienthaler blickten auf eine lange, fast immer aufsteigende wirtschaftliche Entwicklung zurück.


    Bereits 1830 entstand dort eine Flachsspinnerei, später verspann man Baumwolle; die Bevölkerung wuchs, wer im Ort wohnte, arbeitete in der Fabrik. In den Gründerjahren wurden Weberei und Bleiche angegliedert, jetzt produzierte man auch für den Export.


    Der Erste Weltkrieg erzwang die Umstellung der Fertigung auf die Bedürfnisse des Heeres, danach ging es weiter wie gewohnt: bergauf. Neue Sparten kamen hinzu, die soziale und kulturelle Infrastruktur wurde ausgebaut, das Vereinsleben blühte weiter auf, Gewerkschaften und politische Organisationen rekrutierten Mitglieder in großer Zahl.


    |147|Mitte 1929 erfaßte die Weltwirtschaftskrise auch diesen Landstrich, ein halbes Jahr später lag die Produktion in allen Werken still. Unter großer Erregung der Bevölkerung begannen die Liquidationsarbeiten. »Von ihren Fenstern sehen die Arbeiter auf ihrer früheren Arbeitsstätte Schuttfelder, verbeulte Kessel, alte Transmissionsräder und halb verfallenes Mauerwerk.« Nachdem der Abriß vollendet war, stand die gesamte Einwohnerschaft, standen 478 Familien ohne Arbeit da.


    Die Arbeitslosenunterstützung erstreckte sich damals nur auf ein paar Monate, danach sprang die Notstandshilfe ein; nach maximal einem Jahr erlosch auch sie, wurden die Arbeitslosen gänzlich »ausgesteuert«.


    Folgerichtig beansprucht die Schilderung des materiellen Elends weite Teile des Berichts.


    Der Alltag wird vom Rechnen um wenige Groschen beherrscht, das Allernotwendigste, Essen, Kleidung, Arztbesuche, wird auf ein Mindestmaß reduziert, die »aktivsten und energischsten Marienthaler«, speziell die unter Dreißigjährigen, verlassen den Ort; die Jungen gehen, die Älteren bleiben unter sich.


    Nicht weniger gravierend sind die sozialen und kulturellen Auswirkungen des wirtschaftlichen Niedergangs.


    Die Heimat wird zum Gefängnis; Reisen nach Wien, früher eine willkommene Abwechslung, unterbleiben nun so gut wie ganz. Aber auch zu Hause schläft das Leben ein. Keiner flaniert mehr aus Vergnügen durch den Ort, die Geselligkeit kommt zum Erliegen, soziale Einrichtungen werden geschlossen, und sogar die Bibliotheksleihe geht zurück.


    Jetzt, wo die Menschen Zeit zum Lesen hätten, kommt ihnen das Motiv dazu abhanden. Bildung ohne beruflichen Zweck, persönliche Unterhaltung, die vom Austausch mit anderen abgeschnitten ist, wird der Mühe nicht länger für wert erachtet.


    Auch das Vereinsleben verarmt. Zulauf finden nur noch |148|jene Zirkel, die rein praktische Bedürfnisse befriedigen; parallel dazu erlahmt das politische Engagement.


    »Die müde Gemeinschaft« – in dieser Metapher faßten die Soziologen ihre detaillierte Lagebeschreibung zusammen.


    Müdigkeit kennzeichnete die Situation im genauen wie im anspielenden Sinn des Wortes.


    Die Zeit verlor ihre den Tagesablauf strukturierende Qualität, vor allem für die Männer; sie verrann, ohne mit Tätigkeit gefüllt werden zu können bzw. zu müssen. Was heute zu tun war, konnte ebensogut morgen erledigt werden oder länger warten. Meist waren es einzig die schulpflichtigen Kinder, die die vergehenden Stunden in ein grobes Raster zwangen, das wenigstens Morgen, Mittag und Abend voneinander unterschied.


    Auch auf der Makroebene brach das Zeitregime zusammen.


    Je länger die Arbeitslosigkeit währte, desto schwerer fiel es den Menschen, sich an das zu erinnern, was sie in den zurückliegenden Wochen und Monaten getan hatten, und die Zukunft war ins Dunkel gehüllt. Niemand dachte mehr ernstlich an Pläne, die mehr umfaßten als die Vorsorge für die nächsten Tage, oder spann Projekte, die nur gemeinsam mit anderen zu verwirklichen waren. Die Zeit warf keinen Schatten mehr, weder zurück noch nach vorn; sie schrumpfte auf das Hier und Jetzt zusammen.


    Zwar traf das Unglück alle gleichermaßen hart, die Reaktionen waren dennoch recht verschieden.


    Es gab solche, die sich in das Unglück fügten, aber nicht verzweifelten, andere, die verzweifelten, ohne in völlige Apathie zu fallen, wieder andere, denen genau das widerfuhr, und eine kleine Gruppe hielt die Hoffnung aufrecht, trotz alledem.


    Das Schicksal mit Anstand zu ertragen war möglich, besonders dann, wenn man über ein entsprechendes Naturell verfügte, über gute Freunde und nicht zuletzt über materielle Vorräte, von denen man in der Krise zehren konnte. |149|Dem Schicksal eine andere Wendung zu geben vermochten auch die glücklichsten Umstände nicht; dazu bedürfte es einer anderen sozialen Welt – so schließen auch die Soziologen:


    »Wir haben als Wissenschaftler den Boden Marienthals betreten: wir haben ihn verlassen mit dem einen Wunsch, daß die tragische Chance solchen Experiments bald von unserer Zeit genommen werde.«


    


    Gesellschaften, sagte Norbert Elias, ein anderer großer Soziologe, einmal sinngemäß, entsprechen nur selten den menschlichen Wünschen. Aber es liegt im Bereich der menschlichen Kraft, sie diesen Wünschen entsprechender zu machen.


    Vergleicht man die objektive Lage und innere Verfassung heutiger Arbeitsloser mit dem Marienthaler Fall, muß man an diesem Vermögen zweifeln.


    Der Wunsch aus dem Jahr 1933 ist bisher nicht in Erfüllung gegangen, und es spricht wenig dafür, daß er sich in der absehbaren Zukunft erfüllt.


    Zwar hat die soziale Daseinsfürsorge in unseren Breiten seither beträchtliche Fortschritte vorzuweisen, werden Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe länger gewährt als seinerzeit die »Stütze«, springen, wenn sie auslaufen, zeitlich unbefristete Beihilfen ein, aber an den Produktivitäts- und Wohlstandsgewinnen von nunmehr siebzig Jahren gemessen, handelt es sich dabei eher um Marginalien.


    Ende der neunziger Jahre beobachteten und befragten zwei Dokumentaristen Langzeitarbeitslose in Berlin.


    Die ausgewählten Personen waren zum Zeitpunkt der Recherche bis zu vier Jahre ohne Arbeit. Alle hatten ursprünglich einen sogenannten »einfachen« Beruf erlernt, waren Eisenbahner, Kaufmann, Drogistin, Friseuse, Buchhalter und Steuergehilfe. Schon einmal arbeitslos geworden oder infolge von Umschulung und Weiterqualifizierung, hatten sie die Professionen gewechselt, wieder verloren, |150|und so begegneten sich nun ein ehemaliger Versicherungsvertreter, ein Kurierfahrer, eine Abteilungsleiterin, ein Kneipenbesitzer, eine Bankkassiererin und ein Geschäftsstellenleiter.


    Obwohl nicht existentiell bedroht, sprechen auch sie mit größter Ausführlichkeit über ihre materielle Lage, berichten sie, ganz wie die Marienthaler, von Einschränkungen, die unter die Haut gehen und das Leben freudlos machen: Der Speisezettel fällt mager aus, Kleidung wird abgetragen, notwendige Reparaturen werden verschoben, höherwertige technische Geräte stammen entweder aus der vorletzten Saison oder sind vom Munde abgespart.


    Der territoriale Aktionsradius hat sich bei allen spürbar verringert, der soziale nicht minder – wie bei den Marienthalern. Alte Kontakte aufrechtzuerhalten, neue zu knüpfen – jetzt wichtiger denn je –, bedeutet, die eigene Wohnung zu verlassen; das kostet Geld. Auch »soziales Kapital« ist eine Frage des Portemonnaies – eine isolierende Erkenntnis.


    Auch die Liebe leidet –, auch, ja gerade dann, wenn der Partner oder die Partnerin großzügig und bereitwillig für die gemeinsamen Unkosten aufkommt.


    Der Versicherungsvertreter bricht seine Beziehung ab, weil er es nicht erträgt, ausgehalten zu werden. »Geld ist alles letztendlich«, sagt er, »ohne Geld funktioniert nischt, keene Beziehung.« Mit Ausnahme der Kassiererin leben alle ohne festen Partner.


    Dieselben Ursachen, die den sozialen Bewegungsspielraum einengen, lähmen auch die geistige Regsamkeit – wie bei den Marienthalern. Kino, Theater, Museen, eigene Bücher oder CDs, das alles rückt in weite Ferne, wird zum Luxus.


    Die Sorge um sich wird läßlicher.


    Früher war die Zeit am Morgen knapp bemessen, aber die beiden Frauen schminkten sich. Das »fällt jetzt flach«; für den Umgang mit der eigenen Person genügen T-Shirt und Jogginghose.


    |151|Die Zeit verliert Struktur und Richtungssinn – wie bei den Marienthalern.


    Man steht auf und frühstückt. Und dann?


    »Fernsehen«, sagt der Kurierfahrer, »und Zeitunglesen.«


    Über den Tag hinaus zu planen – wozu? »Hab’ ich mir abgewöhnt, Pläne zu machen« – das äußert der Versicherungsvertreter, und die anderen denken wie er.


    Die Interviewten sind mehrheitlich in den Vierzigern, in den besten Jahren, »fit wie ein Turnschuh«, wie einer aus der Gruppe unter allgemeiner Zustimmung sagt.


    Aber sozial fühlen sie sich um viele Jahre gealtert – anders als die Marienthaler, denen diese zusätzliche Demütigung noch erspart geblieben war.


    »Da wird man mutlos«, bekennt die Abteilungsleiterin. »Das hat überhaupt nichts zu tun mit dem, wie man wirklich selbst ist, das wird einem auf dem Arbeitsmarkt förmlich eingeredet.«


    Der einstige Geschäftsstellenleiter sieht es ebenso: »Da wird man traurig. Dich braucht keiner mehr, dich will keiner mehr.« Bis zur Rente sind es für ihn noch achtzehn Jahre; daran darf er nicht denken, sonst könnte er noch »auf dumme Gedanken kommen«.


    Als die Weiterbildung zu Ende ist, hat einer die Zusicherung auf eine ABM, ein anderer sieht mit geringer Erwartung einem Vorstellungsgespräch entgegen, die anderen kehren in ihr tristes Dasein zurück.


    


    »Es läßt sich mangels exakter Paralleluntersuchungen nicht mit Bestimmtheit sagen, wie sehr sich der Arbeitslose inmitten von Arbeitenden – z. B. in der Großstadt – von dem Arbeitslosen unterscheidet, der unter lauter gleichfalls Arbeitslosen lebt.«


    Mit dieser Frage waren die Soziologen seinerzeit aus Marienthal zurückgekehrt.


    Sie läßt sich auch heute nicht abschließend beantworten.


    Lebt man, wie die Berliner Langzeitarbeitslosen, inmitten |152|von Menschen, die mehrheitlich noch Arbeit haben, dann nimmt sich die eigene Lage nur um so trostloser aus. In der zielsicheren Aktivität der anderen spiegeln sich erzwungene Ruhe und Gleichförmigkeit des eigenen Lebens; man fühlt sich an den Rand gesetzt und ausgeschlossen. Auch kann man in einer großen Stadt leichter vereinsamen als in einer kleinen oder in einem Dorf, wo jeder Namen und Adresse hat.


    Je umfassender und differenzierter die Möglichkeiten zum sozialen und kulturellen Austausch sind, die ein Ort seinen Bewohnern bietet, desto weniger kann man sie ausschöpfen, desto energischer und verzweifelter jagt man dem Erlebnis hinterher, empfindet man die Pflicht zum Glücklichsein oder wenigstens zum Glücklichscheinen. Wem selbst dieser Schein zerfließt, der wird das Gefühl entwickeln, nicht nur Gelegenheiten zu versäumen, sondern das Leben selbst.


    Aber gelegentliche Abwechslungen, kleine Genüsse, und seien sie noch so rar und bescheiden, gibt es in der Großstadt für jedes Budget. Mit den Quartieren wechseln Leute, Atmosphäre und Milieu; statt sich mit Gleichbetroffenen in der gemeinsamen Hoffnungslosigkeit einzurichten, kann man dem Reiz des Unbekannten folgen und zeitlich befristet vor der Wiederkehr des Gleichen fliehen. Man kann nicht nur vergessen werden, man kann auch selbst vergessen – für den Moment.


    Werden Kleinstädte, wird der ländliche Raum von anhaltender Massenarbeitslosigkeit erfaßt, verhält es sich gerade umgekehrt.


    Der einzelne taucht unauffällig ins allgemeine Unglück ein, vermag sich aber nur mit großer Mühe daraus wieder emporzuarbeiten. Er wird in den Augen der anderen keinen heimlichen Vorwurf lesen, aber auch nichts, was ihn auf neue Gedanken bringt. Er muß sich mit seinem Elend nicht verstecken, und kann es nicht, wenn er es möchte. Er mag, wie die drei Schwestern in Tschechows gleichnamigem |153|Stück, von diffuser Sehnsucht ergriffen werden, aber »Moskau« liegt in weiter Ferne, heute wie damals, und die Pflicht zum Glücklichsein diffus zu verspüren ist etwas anderes, als ihr anschaulich ausgeliefert zu sein.


    Zum Beispiel Teterow.


    Der in Mecklenburg gelegene Landkreis war wirtschaftlich gleich nach der Wiedervereinigung in schwere Not geraten.


    Von den vormals fünfunddreißig landwirtschaftlichen Betrieben gingen viele zugrunde, keiner konnte seine Tätigkeit auch nur in annäherndem Umfang fortsetzen. Industrie und Gewerbe waren in der Region dünn gesät; die einzigen größeren Fabriken, zwei an der Zahl, stellten die Produktion noch 1990 ein. Bald waren zwei Drittel der Bewohner ohne feste Arbeit.


    Die Frauen traf es mit besonderer Härte.


    Für längerfristige Umschulungsmaßnahmen hätten sie in den nächstgrößeren Ort fahren müssen; nur gab es keine öffentlichen Verkehrsmittel, und an ein zweites Auto war jetzt am allerwenigsten zu denken.


    Die schweren landwirtschaftlichen Maschinen, sofern noch in Betrieb, hatten bereits Männer zu Chauffeuren.


    Die Arbeit mußte zu ihnen kommen, und in den ersten Jahren kam sie auch – als Beschäftigungstherapie: Wege harken, Grünflächen betreuen, Müll auflesen.


    Noch entnervender war die Zeit nach der »Arbeit«, besonders in den Dörfern.


    Die ehrenamtliche Bürgermeisterin eines kleinen Ortes beschreibt die allgemeine Lage der Frauen auf dem Land:


    »Diese Unsicherheit, die sie haben, weil sie vorausblickend keine Arbeit kriegen werden, da versteckt sich jede Frau eben zu Hause. Die Tanzveranstaltungen, die von der Gemeinde organisiert worden sind, werden überhaupt nicht mehr besucht, es sind höchstens ein, zwei Paare da. Jeder hat seine eigenen Probleme, und jeder möchte gar nicht mehr darüber reden, weil doch keiner helfen kann.«


    |154|Dieselben Frauen, die mit einer jahrhundertealten Tradition gebrochen und das Haus verlassen hatten, kehrten verzagt ins Heim zurück.


    Dort trafen sie häufig auf Männer, die vom gemeinsamen Umtrunk in der Kneipe oder auf dem Dorfplatz ins häusliche Trinken zurückgefunden hatten, nachdem das öffentlich-gesellige Leben erloschen war.


    Einsamer war es auch um die Alten und Kranken geworden.


    Früher hatten sich die Gemeindeschwestern aufopferungsvoll und ohne auf die Uhr zu sehen um sie gekümmert. Kaum waren sie Angestellte der neuen Sozialstationen geworden, mußten sie ihre Arbeit streng nach Protokoll und Vorschrift versehen; Versachlichung der Beziehungen in genau dem Moment, in dem die mitmenschliche Zuwendung unersetzbarer denn je geworden war.


    Massenhafte und anhaltende Arbeitslosigkeit in der »Provinz«, jenseits der »Lichter der Großstadt« – das ist das schmucklose Elend der Welt, das ist Marienthal, eine Wohlstandsetage höher gefahren.


    


    Berlin oder Teterow, Stadt oder Land – das ist hier letztlich nicht die Frage.


    So sehr die Stellungnahmen und Erfahrungen auch von der konkreten Situation grundiert werden, so vertraut wirken sie im Ganzen, und gerade das erregt den Zorn.


    Seit den ersten großen Untersuchungen über die Folgen anhaltender Arbeitslosigkeit haben die kapitalistischen Gesellschaften keinerlei Handhabe gefunden, das Übel zu kurieren. Es fehlt an Vorstellungskraft und wohl auch am Willen, Menschen, die bereits genug verloren haben, ein würde- und sinnvolles Leben zu ermöglichen – auch ohne Arbeit.


    Vergleicht man die Arbeitswelt von heute mit der vom ersten Drittel des 20. Jahrhunderts, dann ist technisch, technologisch und organisatorisch beinahe nichts beim Alten geblieben.


    |155|Unterzieht man die Welt der Arbeitslosen demselben Vergleich, dann gelangt man zum gegenteiligen Schluß: fast alles blieb beim Alten.


    Intellekt und Phantasie wurden so gut wie ausschließlich in eine der beiden Welten investiert und aus der anderen, die sie am nötigsten gehabt hätte, abgezogen, als würden sie durch das Elend beschmutzt.


    Das ist eine Schande, und Ostdeutsche empfinden sie in gesteigertem Maße.


    Sie kommen aus einer Gesellschaft, in der man sein Leben legitimerweise nur durch Arbeit begründen konnte, in der die Arbeit selbst in ein ganzes Geflecht gemeinschaftlicher, geselliger und kultureller Bezüge eingebettet und daher weit mehr war als nur eine gegenständliche Verrichtung oder ein pragmatischer »Job«. Mochten die konkreten Bedingungen und Umstände, unter denen die Arbeit geleistet wurde, noch so nervtötend und kräfteraubend sein, sozial und moralisch ragte sie tief in die Persönlichkeit der einzelnen hinein, formte ihr Selbstbild und ihr Selbstbewußtsein.


    Die historische Scheidung von Selbst und Arbeit wurde in Ostdeutschland am wachen Patienten vollzogen, ohne Vorbereitung und ohne Betäubung; da kein Stilett zur Hand war, griff man zum Fleischermesser.


    Als sei das Leben unter dem Volkseigentum an sich schon ein Verbrechen gewesen, unterzog man die Ostdeutschen einer wahren Tortur.


    Je einschneidender sie persönlich erlebt wurde, desto gefährdeter war die nackte Existenz. Mancher ging daran zugrunde wie der Werkdirektor in Andreas Kleinerts Film. Was diese Menschen zum Äußersten trieb, waren nicht Schuldgefühle, sondern Leere und Verzweiflung.


    Aber auch die Robusteren gingen gezeichnet aus der Operation hervor, fühlten sich, wie die ehemalige Verkäuferin aus Neetzow, verurteilt, »ohne was verbrochen zu haben«.


    Scheitern in Ostdeutschland – das ist ein ganz eigenes Phänomen.


    |156|»Wittstock, Wittstock«.


    1974 nehmen drei Frauen die Arbeit im Obertrikotagenbetrieb in Wittstock auf, von den Einheimischen kurz »OTB« genannt.


    Zwei von ihnen, Elsbeth und Edith, hatten im selben Betrieb gerade ihre Lehrzeit abgeschlossen, Renate, die dritte und etwa zehn Jahre älter, war kurz zuvor aus dem sächsischen Zwickau in die Textilfabrik im Norden Brandenburgs abgeworben worden.


    Elsbeth, die jüngste, verschlägt es in die Endkontrolle.


    Sie ist in Wittstock geboren.


    Sie mag den kleinen Ort und seine Bewohner, aber sie leidet auch unter der Eintönigkeit des kleinstädtischen Lebens.


    Man sieht sie zu dieser Zeit oft auf dem Marktplatz: Jeans, Pullover, enge Jacke mit Tigermuster, kurze blonde Haare, hochgewachsen, schlank, burschikos im Wesen und mit Fernweh im Blick.


    Sie träumt von einem Urlaub in Bulgarien und von einer guten Ehe. Die jungen Männer aus dem Ort kommen dafür nicht in Frage; die trinken zu viel und halten Fäuste für Argumente.


    Dann erfüllt sie sich den ersten Traum und heiratet – natürlich einen aus Wittstock. Sie bekommt zwei Töchter, wird durch Arbeit und Familie gleichermaßen gebunden und verspürt keine Langeweile mehr. Auch aus der Gegend will sie nicht mehr weg. »Wittstock bleibt doch«, sagt sie Mitte der achtziger Jahre ohne Trauer.


    Sie hat sich mit ihrer Familie hier eingerichtet und arbeitet nun schon mehr als zehn Jahre in derselben Abteilung.


    Da bleibt sie auch in den nächsten Jahren.


    Die fast gleichaltrige Edith wurde im nahe gelegenen Pritzwalk geboren.


    Sie ist etwas kleiner und fülliger, hat schwarze, leicht gelockte Haare und ein offenes Gesicht. Von Natur aus impulsiver, trägt sie ihre Meinung auf der Zunge. Sie lebt |157|sich schnell im Ort und im Betrieb ein, wird Bandleiterin und nach einem Qualifizierungslehrgang Meisterin.


    Sie heiratet und wie es zu Beginn der achtziger Jahre aussieht, wird auch sie hier feste Wurzeln schlagen.


    Als Renate nach Wittstock kommt, hat sie bereits eine Ehe hinter sich.


    Für ihre dreißig Jahre wirkt die Mutter von zwei Töchtern äußerlich schon sehr gesetzt, aber dieser Eindruck verdeckt ihr reizbares Temperament und ihren Behauptungswillen. Die dunkle untersetzte Frau vermag sich durchzusetzen, und wenn es sein muß, legt sie sich auch mit der Leitung an.


    Nach einiger Zeit wird sie Obermeisterin und bald darauf Abteilungsleiterin und ist in dieser Funktion für vierhundertundfünfzig Arbeiterinnen verantwortlich.


    Sie findet einen neuen Lebenspartner, den sie auch heiratet und bekommt noch einen Sohn.


    Sie ist mit ihrem Leben zufrieden, fühlt sich gefordert und ausgefüllt und erwartet von der Zukunft keine größeren Veränderungen.


    Dann holt sie die ökonomische Logik der Wende ein wie die beiden anderen Frauen und die gesamte Belegschaft.


    Entlassungswellen erschüttern das OTB, das in »Freizeitmoden GmbH« umbenannt wird.


    Zunächst müssen eintausend Frauen gehen, dann noch einmal achthundert und dann ist für alle Schluß.


    Edith verläßt den Betrieb im Juni 1990 als eine der ersten, Elsbeth und Renate trifft es im darauffolgenden Jahr.


    Formell gesehen befinden sich die drei Frauen aus dem OTB nunmehr in derselben Lage wie die gekündigten Programmierer von IBM.


    Gleich diesen haben sie ihre Arbeit verloren; nun sitzen sie oft beisammen, erinnern sich an die gemeinsame Arbeit im Werk und denken über die Zukunft nach.


    Doch Verlauf, Richtung und Konsequenz der Gespräche sind denkbar verschieden.


    


    |158|Die Computerexperten hatten in einem stark expandierenden Sektor der Zukunftsindustrie gearbeitet; sie verfügten über gesuchte Spezialkenntnisse und wären sicher imstande gewesen, frühzeitig in eine der kleinen High-Tech-Firmen umzusteigen oder selbst eine solche zu gründen. Sie warfen sich daher mit einem gewissen Recht vor, zu lange gezögert zu haben.


    Die gelernten Textilfacharbeiterinnen waren solide ausgebildet und in der Massenproduktion eines herkömmlichen Wirtschaftszweigs beschäftigt; über exklusive Fähigkeiten, die ihnen jederzeit einen Neuanfang ermöglicht hätten, geboten sie nicht. Sie hatten ihre Arbeit so gut es ging versehen, sich eine Existenz geschaffen, die langfristig gesichert schien und sahen daher keinen Anlaß, nach beruflichen Alternativen Ausschau zu halten. Überdies gab es vergleichbare Betriebe weder am Ort noch in der weiteren Umgebung.


    Die Frage, was sie in den zurückliegenden Jahren hätten anders machen können oder müssen, beschäftigte sie daher keinen Augenblick.


    Welche Möglichkeiten ihnen jetzt verblieben, stand im Zentrum der Gespräche.


    Die Auswahl war so beschränkt und von derart vielen nicht wählbaren Umständen abhängig, daß es in die Irre führen würde, in diesem Zusammenhang von »freier Wahl« und »bewußter Entscheidung« zu sprechen.


    Allzu oft spielte das Schicksal Geschick.


    Elsbeth wurde ein Abschied auf Raten zuteil.


    Nach mehr als einem Jahr Arbeitslosigkeit fand sie als Zeitkraft Anstellung bei einem Serviceunternehmen und bestückte stundenweise Tiefkühlfächer in einem Supermarkt.


    Nach einer erneuten Zwangspause ließ sie sich zur Fachverkäuferin umschulen, fand auch eine Praktikumsstelle in einem Kosmetikgeschäft, aber keinen festen Arbeitsplatz.


    1996 frischte sie ihre neu erworbenen Kenntnisse in einer »Hundert-Mark-Schulung« auf; eine eng befristete Überbrückungsmaßnahme |159|des Arbeitsamts ohne jede Chance auf beruflichen Anschluß.


    Sie bäumte sich immer wieder gegen das Schicksal auf und mußte sich am Ende doch mit dem Gedanken vertraut machen, dauerhaft arbeitslos zu bleiben.


    »Das warn noch schöne Zeiten«, sagt sie über ihre Zeit im OTB, »jetzt is man nur noch auf der Suche, man fragt sich, was wird morgen […] Trotzdem kann’s immer noch schön sein, ick meine, wir machen das Beste draus, dann machen wir eben paar Umschulungen mit, nur damit man hier zu Hause nicht versauert.«


    Ihr früheres Fernweh hat sich ein neues Ziel gesucht – jetzt zieht es sie nach Griechenland.


    Renate erlitt alle Qualen des sozialen Abstiegs.


    Obwohl sich die ehemalige Abteilungsleiterin fest vorgenommen hatte, niemals als »Putze« zu arbeiten, heuert sie nach zweijähriger Arbeitslosigkeit 1993 als Zimmerfrau im »Hotel Stadt Hamburg« an. Der Wunsch, wieder unter Menschen zu kommen, besiegte die damit verbundene Schmach.


    »Eigentlich is’ es ne schöne Stelle«, sagt sie auf dem Hotelflur, und man spürt die ganze Bitterkeit.


    Mit Gewaltphantasien verknüpft, bricht sie später ungezügelt durch:


    »Das geht aber nicht gut, das geht nicht gut, eines Tages stehn wir wieder auf der Straße, dann gibt’s n Bürgerkrieg […]. das geht ni gut. Ich wollte schon das System verändern […] Irgendwie geht’s nur übern Bürgerkrieg, was anderes gibt’s hier nicht.«


    Edith griff am resolutesten in das Schicksal ein und entschied sich für die Abwanderung.


    Sie zog 1991 mit ihrem Mann nach Schwaben, in die Nähe von Heilbronn, wo sie in einem kleinen Betrieb Arbeit fand, der Schaltschränke produzierte.


    »Zu Hause bleibt immer Wittstock«, sagt sie noch nach Jahren und bekennt: »Heimweh ja, doch«.


    Die Wege, die die drei Frauen nach 1990 einschlugen, |160|sind prototypisch für die Lebensläufe von Hunderttausenden von Ostdeutschen in und seit dieser Zeit. Sie driften auseinander, aber sie zitieren sich auch.


    Die Stufen des sozialen Abschieds waren oftmals aus vielen kleinen Abstiegen gezimmert; Abstieg und Degradierung konnten wiederum bis an den Rand der völligen sozialen Ausmusterung führen; die Abwanderung, auch wenn sie beruflich gelang, war nicht selten mit dem Verlust an Anerkennung und immer mit dem Verlust der Heimat verbunden.


    Würde die deutsche Sprache eine solche Formulierung gestatten, dann müßte man sagen, daß die Ostdeutschen in ihrer Gesamtheit weniger gescheitert sind als vielmehr von Verhältnissen »gescheitert wurden«, die ihr eigener kollektiver Entschluß zuvor ins Leben gerufen hatte.


    Nur weil ihr Aufbegehren authentisch war und das heißt zukunftsblind, hatten sie den Mut, sich einer Welt zu überantworten, die ihre Vorstellungen überstieg und ihrem Willen überlegen war.


    Von den Früchten des eigenen Muts überwältigt zu werden gehört zu den befremdlichsten Erfahrungen, die Menschen machen können.


    


    Die Art und Weise, in der Menschen scheitern, hat nicht nur Konsequenzen für sie selbst, ihr weiteres Leben, sondern auch für die Gesellschaft, die sie miteinander bilden.


    Bei Sennetts Computerspezialisten ging der Impuls mehr und mehr nach innen. Indem er diese Richtung nahm, sprachen sie die soziale Ordnung von Schuld an ihrem Scheitern frei und klagten sich selber an, ihren Gleichmut und ihr Zögern, das Schicksal in die eigene Hand zu nehmen, solange noch Zeit dazu war.


    Schillers spätem philosophischem Grundsatz – »Auch eine Nicht-Handlung ist eine Handlung« – folgend, interpretierten sie ihr Unterlassen als Tat, gelangten dadurch über ihren Opferstatus hinaus und setzten sich aufs neue als Akteure in ihre Lebensgeschichte ein.


    |161|Das verhalf ihnen zu einer gewissen seelischen Befriedigung, hielt sie aber gleichzeitig davon ab, Lösungen auf der überindividuellen Ebene ins Auge zu fassen.


    »Am Schluß sprachen die Programmierer mehr mit einem Ausdruck der Resignation als des Zorns darüber, daß es zu spät sei, daß sie ihre Chancen vertan hätten […] In dieser dritten Version gaben sie mit einer gewissen Erleichterung den Kampfwillen auf – eine tiefsitzende Müdigkeit hatte sie ergriffen, die viele Menschen mittleren Alters erfaßt.«


    Welchen anderen Rat könnten sie jüngeren Menschen geben als den, noch die kleinsten, unscheinbarsten Veränderungen des Marktgeschehens wahrzunehmen und ständig auf der Hut zu sein, sich bietende Gelegenheiten rechtzeitig zu ergreifen?


    Renates »Aussichten auf den Bürgerkrieg« kommen aus einem ganz anderen Selbstverständnis.


    Persönlich nicht weniger enttäuscht und von Müdigkeit erfaßt als die Ingenieure, ist ihr sozialer Kampfeswillen ungebrochen.


    Sie lenkt den Impuls nach außen, auf die Gesellschaft, die sie für ihr Scheitern verantwortlich macht, rechnet mit der Ungeduld und mit dem Zorn ihrer Leidensgefährten und gibt sich selbst das Versprechen, notfalls »wieder auf der Straße zu stehen« und Veränderungen zu erzwingen.


    Sich wieder als Akteur ihres Schicksals begreifen zu können bedeutet für sie, ihre Vereinzelung zu durchbrechen und sich mit anderen zu verbünden.


    Ein Hoch auf Renate!


    


    Die Erfahrung sozialen Scheiterns gänzlich aus der Welt zu verbannen ist vielleicht nicht möglich.


    Menschen im Scheitern unnötige Schmerzen zu ersparen ist eine sinnvolle Aufgabe, deren Lösung noch vor uns liegt.


    Aus dem Scheitern vieler gesellschaftliche Konsequenzen zu ziehen statt nur individuelle unterscheidet politische Kulturen von therapeutischen.

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |163|Die kritische Masse

    


    Warum sich die Ostdeutschen


    von der Arbeitsgesellschaft befreien müssen,


    um ihr Glück zu finden,


    und wie das gelingen könnte

  


  
    
      
    


    


    |164|Wenn der Arbeitslose unglücklich ist, so liegt das nicht daran, daß er keine Arbeit hat, sondern daß er kein Geld hat. Also sollten wir nicht mehr von ›arbeitslos‹, sondern von ›geldlos‹, nicht mehr von ›Arbeitssuchenden‹, sondern von ›Geldsuchenden‹ reden, um die Dinge klarer zu stellen […]


    Man rechne einmal nach, wieviel Geld insgesamt von den Steuerzahlern und Betrieben ›für Arbeitslosigkeit‹ offiziell ausgegeben wird, und dividiere durch die Zahl der Arbeitslosen: Na, da sind eindeutig mehr Nullen dran, als wir auf unserem Konto finden, nicht wahr? Ausgegeben wird nicht hauptsächlich für den Wohlstand der Arbeitslosen, sondern für ihre schikanöse Kontrolle, durch zwecklose Termine, sogenannte ›Um-, Aus-, Fortbildungsprogramme‹, die nirgendwoher kommen und nirgendwohin führen, Scheinbeschäftigungen für einen Scheinlohn – nur um die Statistiken künstlich herunterzudrücken. Also nur, um ein wirtschaftliches Trugbild aufrechtzuerhalten […]


    Wenn der Arbeitslose unglücklich ist, dann liegt das auch daran, daß der einzige Wert, den er kennt, Arbeit ist. Er hat nichts mehr zu tun, er langweilt sich, er hat keine Kontakte mehr, da ja die Arbeit oft auch einzige Kontaktmöglichkeit ist […]


    Immerhin verfügen alle Arbeitslosen über eine preiswerte Sache: Zeit. Das könnte ein historisches Glück sein, die Möglichkeit, ein vernünftiges, sinn- und freudvolles Leben zu führen. Man kann unser Ziel als eine Zurückeroberung der Zeit kennzeichnen.


    


    Die Glücklichen Arbeitslosen


    


    


    Tatsächlich gibt es immer mehr Menschen, die bereit sind, nicht mehr arbeiten zu wollen; die per Beschwörung neu geschaffenen Arbeitsplätze lehnen sie zu den offerierten Bedingungen ab! Und darin müssen wir sie jetzt bestärken, denn sie sind die Avantgarde, die die Gesellschaft und ihre Produktionsverhältnisse in die Zukunft transformiert.


    


    René Talbot, Proklamation des Jahrhunderts der Partisanen

  


  
    
      
    


    


    |165|Betrachtet man den gesellschaftlichen Umbruch der späten achtziger, frühen neunziger Jahre aus geschichtlicher Perspektive, dann steht man vor einem Phänomen, das sich wohl erst dann aufhellen wird, wenn die gewaltigen Wehen dieses Zerstörungs- und Geburtsprozesses endgültig vorüber sind.


    Die arbeiterlichen Gesellschaften des Ostens lösten sich noch schneller und rückstandsloser auf als zuvor schon die Arbeitnehmergesellschaften des Westens. Doch als sei letztlich nichts wirklich Revolutionäres geschehen, definiert sich der triumphierende Weltzustand unbeirrt durch Arbeit, als Arbeitsgesellschaft.


    Zwar können die mit dieser Definition verbundenen Ansprüche allein in Europa für Millionen von Menschen nicht eingelöst werden; sie zugunsten einer anderen aufzugeben, die den neuen Verhältnissen besser gerecht wird, rührt ganz offenkundig an ein Tabu. Vom Mythos, der die Industriegesellschaft entband, zum Stammesfetisch geworden, der sie fesselt, beherrscht das Arbeitsparadigma nach wie vor Köpfe und Praktiken.


    Die Vorstellung eines eigenen, würdevollen Lebens ohne Arbeit ist der Mehrheit ebenso fremd wie den Regierenden Ansprüche an das Gemeinwesen verdächtig sind, die sich nicht durch vorherige Arbeitsleistung empfehlen.


    Die Rechtfertigungslücke im System wird oben und unten mit Eifer kaschiert; dort ersinnt man Betäubungsmittel, hier läßt man sich nur allzu gern betäuben; die »Rückkehr zur Vollbeschäftigung« ist unter allen zeitgenössischen Legenden die bei weitem populärste – postreligiöses Opium fürs Volk. Das Täuschungsmanöver gründet im Selbstbetrug.


    |166|Um sich dauerhaft betrügen zu können, ist jedoch mehr erforderlich als nur der Wille zur Illusion. Das Wunschbild, und sei es noch so hermetisch, benötigt die Unterstützung der Realität; wenigstens einige ihrer Tendenzen müssen ihm entgegenkommen, eine optimistische Interpretation der sozialen Welt erlauben. Ohne Stützpunkte in der Wirklichkeit verzagt die Phantasie.


    So geschah es im Osten Deutschlands nach der Wende.


    Hoch wie der Vertrauensvorschuß, den viele Ostdeutsche dem westlichen System gewährten, war ihre Bereitschaft zur zeitweisen Suspendierung der Wirklichkeit, zur willentlichen Verkennung der harten Tatsachen.


    Von der »heroischen Illusion« ergriffen, eine beispiellose historische Aufholjagd in wenigen Jahren erfolgreich abzuschließen, glaubten sie an »blühende Landschaften«, fühlten sie sich ermutigt, als die wirtschaftlichen Daten Anfang der neunziger Jahre eine Verringerung der innerdeutschen Abstände auswiesen. Sie bestätigten die Regierung in ihrem Amt, obwohl die Boten für eine Verbesserung der Lage denkbar spärlich waren und man persönlich oft genug den gegenteiligen Eindruck hatte.


    Kaum war die Entscheidung gefallen, verlor das Modell der nachholenden bzw. nachahmenden Entwicklung auch faktisch seine Überzeugungskraft.


    Die Wirtschaft wuchs langsamer, die Arbeitslosigkeit schneller als im Westen, die Abwanderungsraten zeigten erneut nach oben, und soziale wie regionale Kontraste sprangen stärker denn je ins Auge. Die Ost-West-Differenz begann sich im Osten zu reproduzieren, und zwar als schroffer, unvermittelter Gegensatz von Fortschritt und Unterentwicklung.


    Weil der Hoffnung die Arbeit fehlte, kam die Arbeit an der Hoffnung zum Erliegen. Die objektive Rechtfertigungslücke des Systems weitete sich zur Glaubwürdigkeitskrise.


    


    |167|Diese Krise kann weder dort zum Austrag kommen, wo sie in kollektive Opfergänge mündet, noch dort, wo sie nur am Rande spürbar ist.


    In den ärmsten Regionen dieser Erde verhindern massenhaftes Elend, Hunger, Krankheit, gewaltsame und verlustreiche Auseinandersetzungen um das Allernotwendigste den Diskurs. Das Aufbegehren gegen diese unerträglichen Existenzbedingungen vollzieht sich weithin spontan, eruptiv, unterhalb der politischen und intellektuellen Schwelle und richtet sich oft genug gegen Menschen und Menschengruppen, die ebenso elend oder noch elender dahinvegetieren.


    In den Metropolen des Wohlstands fehlt wiederum der massenhafte Zwang zum Nachdenken über fundamentale Alternativen zur Arbeitsgesellschaft. Das existentielle Elend ist marginal, sozial Benachteiligte und kulturell Ausgeschlossene bilden Hunderte von Miniaturgesellschaften, die eifersüchtig über ihre Interessen wachen und von möglichst schneller und vollständiger Einbeziehung in die Mehrheitsgesellschaft träumen.


    Um das Problem mit Aussicht auf Erfolg verhandeln zu können, ist zweierlei erforderlich: Eine Bevölkerung, die von der Diskrepanz zwischen dem Anspruch der Arbeitsgesellschaft und seiner Verwirklichung mehrheitlich betroffen ist, sowie Individuen, die besonnen darauf reagieren können.


    Die ostdeutsche Transfergesellschaft erfüllt beide Bedingungen, schon jetzt. Sie wird sie noch besser erfüllen, wenn den Ostdeutschen die letzte Ausflucht versperrt sein wird, durch die sie sich als einzelne vor der Misere retten können. In dem Moment, in dem die Aufnahmefähigkeit des westdeutschen Arbeitsmarktes schwindet, wird die individuelle Abstimmung mit den Füßen endgültig zur kollektiven Abstimmung der Köpfe werden.


    Nur, wann wird das sein? Muß es überhaupt so kommen? Gibt es einen zwingenden Zusammenhang zwischen |168|technischem Fortschritt, industrieller Revolution einerseits und wachsender Freisetzung von Arbeitskräften andererseits?


    So einfach liegen die Dinge nicht.


    Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, daran muß man in unseren Tagen wohl wieder erinnern, sind keine rein technisch verursachten Phänomene, sondern sozial bedingt.


    Die Arbeitslosen sind arbeitslos, weil das gesamtgesellschaftliche Arbeitsvolumen sinkt, weil dies unter kapitalistischen Verhältnissen zur Spaltung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens in Hyperaktive, Unterbeschäftigte und Entbehrliche führt, weil die Konkurrenz Arbeitsweise und Anforderungsprofile rastlos umwälzt, neue Beschäftigungsmöglichkeiten nur eröffnet, indem sie bestehende entweder ganz vernichtet oder reduziert.


    Arbeitslosigkeit gibt es, theoretisch betrachtet, auch ohne technischen Fortschritt; ein Unternehmen, das keinen oder einen zu geringen Gewinn erwirtschaftet, scheidet aus dem Konkurrenzkreis aus und muß seine Mitarbeiter entlassen.


    Stößt die Konkurrenz technische und organisatorische Neuerungen an, und das tut sie in aller Regel, löst sie gar revolutionäre Entwicklungsschübe aus, dann werden Arbeitskräfte in verstärktem Maße freigesetzt, nicht nur, weil der Gesellschaft die Arbeit ausgeht, sondern auch, weil herkömmliches Beschäftigungs- und verändertes Anforderungsprofil in Widerspruch geraten.


    Die durch innovative und revolutionäre Prozesse freigesetzten Individuen bilden, wie der französische Wirtschaftswissenschaftler Daniel Cohen nachwies, keinen repräsentativen Querschnitt der Gesamtbevölkerung, sie stehen der Vergangenheit mehrheitlich näher als Gegenwart und Zukunft und finden aufgrund dieser Phasenverschiebung nur schwer Anschluß an die neuen Gegebenheiten.


    Sie können weder mit denen konkurrieren, die den veränderten |169|Anforderungen genügen, noch von der Konkurrenz der Unternehmer um hochqualifizierte Arbeitskräfte profitieren. Eine Ausweitung der Beschäftigungsmöglichkeiten im revolutionierten Arbeitsspektrum würde gerade ihnen wenig nützen.


    


    Was aber dann?


    Höhere Bildung und Qualifikation, sollte man meinen.


    Aber diese Strategie wirkt nur einmal chancenverbessernd, dann, wenn eine Jahrgangsgemeinschaft erstmals zu ihr greift, so wie das in Westeuropa die geburtenstarken Jahrgänge in den frühen siebziger Jahren taten.


    Hat sich der neue Standard durchgesetzt, wird die Option zum Zwang. Um einen Beruf zu ergreifen, für den früher der Besuch einer Haupt- oder Realschule genügte, ist nun ein Studium erforderlich. Im selben Maße, in dem Investitionen in höhere Bildungsabschlüsse für nachwachsende Jahrgänge zur puren Notwendigkeit werden, gehorcht die individuelle Kapitalisierung der Zertifikate erneut dem Zufall. Die persönlichen Anstrengungen nehmen zu, der Standard festigt sich oder wird weiter angehoben, Vermehrung und gleichzeitige Entwertung der Abschlüsse schreiten weiter voran usf. Der stetige Ausbau der Jugendinsel in den zurückliegenden Jahrzehnten gründet nicht zuletzt in diesem Dilemma.


    Für die bereits arbeitslos Gewordenen kommt der Einstieg in diesen erbitterten Wettlauf größtenteils zu spät. Einigen von ihnen wird die Rückkehr ins Berufsleben dank staatlich finanzierter Umschulung oder betrieblicher Weiterbildung gelingen, die Tränen der meisten werden auf den Kissen des Sozialstaats trocknen.


    Für sie ist die Arbeit zu Ende.


    Makroökonomisch gilt das nicht.


    Die dritte industrielle Revolution, die zum Postfordismus überleitete, setzte in kurzer Zeit Millionen von Menschen außer Funktion, die in der spätfordistischen Ära Arbeit |170|gefunden hatten, den neuen Herausforderungen jedoch nicht mehr gewachsen waren. Sie schuf aber auch Millionen neuer Arbeitsplätze, und folgt man angesehenen Ökonomen, dann würde der Zuwachs noch weit größer sein, wenn Engpässe und Reibungsverluste die vollständige Umgestaltung der Arbeitswelt nicht unnötig aufhalten würden.


    Die Erneuerung vollzieht sich nicht in allen Sektoren gleichmäßig schnell und durchgreifend. Einige bleiben der alten Technik und dem bisherigen Qualifikationsniveau länger verhaftet und zügeln dadurch auch die Entwicklung in den führenden Sektoren. Werden diese Abstimmungsprobleme durch ein konservatives Bildungssystem verstärkt, das den Zuzug junger Menschen in die neuen Berufe erschwert, tritt ein innovativer Rückstau ein, der auch die herkömmlichen Professionen erfaßt.


    Herrscht zum Beispiel, wie derzeit in Deutschland, ein selbstverschuldeter Mangel an hochqualifizierten Technikern und Ingenieuren, dann finden umgekehrt auch jene keine Beschäftigung, die ihnen zuarbeiten könnten.


    Die Forderung, Arbeitskräfte zu importieren, wird laut, und gehorcht man ihr politisch, hat es den Anschein, als würden Auswärtige den Einheimischen die Arbeit wegnehmen. Dabei könnten diese die Nachfrage gegenwärtig nur zum geringen Teil befriedigen.


    Und in der Zukunft?


    Entschlössen sich Staat und Wirtschaft zu einer vorausschauenden Bildungsoffensive, könnte sich die neue Arbeitsweise binnen weniger Reproduktionszyklen frei, weil auf der ihr gemäßen Grundlage entwickeln; Engpaß für Engpaß würde überwunden, ein Produktivitätsschub löste den nächsten aus, und die Massenarbeitslosigkeit gehörte alsbald der Vergangenheit an. Was das »Ende der Arbeit« anzukündigen schien, erwiese sich als Übergangsphänomen, als eine bloße Staupe der Arbeitsgesellschaft.


    Für diese »Optimisten« werden die Ostdeutschen auch |171|künftig Arbeit im Westen finden und sobald diese Dynamik Ostdeutschland erfaßt, auch wieder in der Nähe.


    Die Verhandlung über die Zukunft der Arbeitsgesellschaft könnte geschlossen werden, ehe sie richtig begann.


    »Statt unserer Gesellschaft zu helfen, eine Lösung für die neuen, drängenden Probleme zu finden, verstärken diejenigen, die vom ›Ende der Arbeit‹ sprechen, ganz im Gegenteil das Unwohlsein, indem sie ein Ende ankündigen, das nicht kommen wird.«


    So sieht es Cohen, und ganz ähnlich beurteilt auch Paul Krugman, ein anderer renommierter Ökonom, die Lage.


    


    Aber es gibt auch »Pessimisten«.


    Jeremy Rifkin ist einer von ihnen.


    Er bestreitet nicht, daß die dritte industrielle Revolution, die Arbeitskräfte in großem Maßstab freisetzte, auch zahllosen Menschen neue Arbeit gab. Mit seinen Kontrahenten teilt er des weiteren die Ansicht, daß sich die Produktivitätsgewinne der postfordistischen Ära im Vergleich zur sprunghaften Entwicklung früherer Epochen eher bescheiden ausnehmen, daß Dampfmaschine und Elektromotor das Alltagsleben weitaus gravierender veränderten als der Computer das bisher vermochte.


    Das Neue des gegenwärtigen Prozesses sieht er darin, daß kein Sektor und keine Beschäftigungsgruppe von der Umgestaltung verschont blieben; sie träfe Arbeiter, aber auch Manager, das produzierende Gewerbe ebenso wie den Dienstleistungssektor. Auch sei im Unterschied zum fordistischen Zeitalter kein Bereich in Sicht, der die Freigesetzten angemessen auffangen könnte.


    Der öffentliche Dienst und die privatwirtschaftlichen Verwaltungsapparate, die diese Funktion seinerzeit erfüllten und Millionen von Menschen in Angestellte verwandelten, unterlägen der Rationalisierung derzeit sogar in überdurchschnittlichem Maße.


    Ein weitergehenderer Produktivitätsschub nach Beseitigung |172|der übergangsbedingten Engpässe, wie von den Optimisten angenommen, würde in dieser Perspektive per Saldo zu progressiven Beschäftigungsverlusten führen. Da Rifkin von einer solchen Entwicklung ausgeht, sieht er die westlichen Industriegesellschaften auf dem Weg in eine »Welt ohne Arbeit«.


    Er kritisiert, daß für diesen absehbaren Weltzustand, der einem vollständigen Paradigmenwechsel gleichkäme, keinerlei Vorkehrungen getroffen würden. Die ihn zuerst erreichen oder schon erreicht haben, die dauerhaft von Arbeit Befreiten, erlebten diese Befreiung daher überwiegend als Unglück und Bestrafung.


    »Unsere politischen Institutionen, unsere gesellschaftlichen Verpflichtungen und wirtschaftlichen Beziehungen sind alle auf Menschen ausgerichtet, die ihre Arbeitskraft auf dem Markt verkaufen.«


    Wie aber löst man sich davon, wie öffnet man die Pforten zum »postmarktwirtschaftlichen Zeitalter«?


    Durch drastische Arbeitszeitverkürzung, die Aufwertung und Entlohnung bisher nicht bezahlter Tätigkeiten und die Einführung eines Bürgergeldes, lautet die vertraute Antwort, die auch andere »Pessimisten« geben.


    So naheliegend diese Vorschläge sind, so schwierig ist ihre Realisierung.


    Das alte utopische Projekt, das »Reich der Notwendigkeit« politisch koordiniert und gemeinsam zu verlassen, durch die stufenweise Reduzierung des gesellschaftlichen Arbeitsvolumens, hat mit dem Eintritt in die postfordistische Ära erheblich an Durchsetzungskraft verloren.


    Die Arbeiterschaft wurde systematisch fragmentiert, Organisationsgrad und Verhandlungsmacht der abhängig Beschäftigten sanken unaufhaltsam, die aus der Arbeitswelt Vertriebenen haben noch immer so gut wie keine Stimme, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung der einen liegen mit immer hemmungsloserer Fremd- und Selbstausbeutung der anderen im Streit. Mit Ausnahme Frankreichs gelang es |173|in den zurückliegenden Jahren in keinem der dafür in Frage kommenden Staaten, das gesellschaftliche Arbeitsaufkommen auf gesetzlichem Wege und für alle gleichermaßen abzusenken.


    Hier und da gab und gibt es Kompromisse und kleine Durchbrüche auf betrieblicher Ebene, Vier-Tage-Arbeitswochen oder flexible Arbeitszeitkonten, wobei zumeist pragmatische Überlegungen der Unternehmen, Marktkapazitäten und Nachfrageschwankungen betreffend, den Ausschlag gaben; eine grundsätzliche Neuorientierung war damit nicht verbunden.


    Lagebestimmend sind – im Gegenteil –, Versuche öffentlicher und privater Arbeitgeber, die Grenzen hinauszuschieben, innerhalb derer das je verfügbare Arbeitskräftepotential beansprucht werden darf, tägliche, monatliche und Lebensarbeitszeiten zu verlängern, mal durch informelle Absprache, mal auf dem Verordnungsweg.


    


    Nicht günstiger steht es um die Aussichten des bürgerschaftlichen Sektors.


    Dasselbe Argument, mit dem Staat, Länder und Kommunen ihre Mitarbeiter zur Mehrarbeit bewegen – knappe Kassen –, hält sie davon ab, ehrenamtliche und gemeinnützige Tätigkeiten materiell zu entgelten.


    Von der Finanzierungslücke abgesehen, lauern in den meisten diesbezüglichen Konzepten neue bürokratische Ungetüme, die an die umständlichsten Ausmalungen des Zukunftsstaates im 19. Jahrhundert erinnern.


    Die Tätigkeiten müßten jede für sich gewogen und zueinander ins Verhältnis gesetzt werden, es gäbe Listen und Registraturen, die ihren relativen Wert verzeichneten, Scheine, die die erbrachte Leistung auswiesen, und solche, die daraus sich ergebende Ansprüche festhielten.


    Die Lösung all dieser kleinen und kleinlichen Probleme einmal vorausgesetzt, würde die soziale Praxis am Ende doch nur um eine weitere Paradoxie bereichert.


    |174|Leistungen für das Gemeinwesen, die man ohne Not und Zwang erbringt, gehören zur Welt der freien Tätigkeiten und eben nicht zur Arbeitswelt. Sie dulden und rechtfertigen symbolische Gratifikationen, Anerkennung im eigentlichen Sinne des Wortes; schnöde Entlohnung, Maß für Maß, die das Motiv diskreditiert, vertragen sie nicht.


    Tätigkeit zum allgemeinen Wohl ist ein Vorzug des Citoyen und trägt den Lohn in sich; Bürgerarbeit geschieht unter dem Gesetz des Bourgeois, für den sich alles »rechnen« muß.


    Der Bürger-Arbeiter tut das für andere Gute um des eigenen Besseren willen, und angesichts dieses doppelt erhebenden Gefühls stört es ihn wenig, wenn er gewöhnlich Beschäftigten nebenher die Arbeit aus der Hand nimmt.


    Statt eine Bresche in die Arbeitsgesellschaft zu schlagen, zementiert die Bürgerarbeit auf blinde Weise ihre Vorherrschaft.


    Da ist das Bürgergeld viel konsequenter.


    Seine Einführung würde mit einem Schlag sämtliche Probleme lösen, die die ihren eigenen Prinzipien abtrünnig gewordene Arbeitsgesellschaft seit Jahrzehnten vor sich herschiebt.


    Jede und jeder hätte ein gesichertes Auskommen, materiell und kulturell; da es sich um einen Anspruch ohne Begründung handelte, müßte niemand um die Mittel, ein eigenes Leben führen zu können, buhlen; Verteilungs- und Überwachungsinstanzen, die Bedürftigen wie Kontrolleuren das Leben vergällen, könnten aufgelöst werden, ohne die freigesetzten Mitarbeiter existentiell in Bedrängnis zu bringen.


    Einmal an die Stelle der bürokratischen Kautelen getreten, mit denen die Arbeitsgesellschaft die aus ihr Ausgestoßenen kujoniert, würde die neue soziale Weltformel auch das Verhältnis der Menschen zur Arbeit revolutionieren. Es würde sich entspannen, von Entzugs- und Abstiegsängsten entgiftet werden; die sachlich wieder interessante Arbeit ginge auch persönlich leichter von der Hand. |175|Die Arbeitsweise würde mit der Form ihrer Verausgabung versöhnt, so wie die Nichtarbeit mit der von materiellen Sorgen freien Existenz.


    Das wäre nicht das Ende der Arbeit, die wird es auch in Zukunft geben, gleichgültig in welcher techno-sozialen Gestalt; aber das »stahlharte Gehäuse« der Arbeitsgesellschaft wäre gesprengt.


    Die ganze bisherige Art, in der der gegenständliche Reichtum auf Gruppen verteilt und einzelnen zuerkannt und zugemessen wird, die gesellschaftliche Distributionsweise, hätte sich radikal verändert, der Paradigmenwechsel wäre im Prinzip vollzogen.


    


    Eine Phantasie ohne Realitätsbezug?


    Nicht unbedingt, sofern es gelingt, vier Fragen zu beantworten.


    Lohnt es sich überhaupt, über eine solche Perspektive nachzudenken, lautet die erste, wenn vielleicht doch bald wieder alle oder beinahe alle Arbeit haben?


    Sie führt zurück auf den Streit zwischen Optimisten und Pessimisten.


    Es wäre für einen Nicht-Ökonomen anmaßend, ihn zugunsten der einen oder anderen Position auflösen zu wollen.


    Sich pragmatisch für den Mittelweg zu entscheiden, ist bequem, theoretisch aber nicht seriös.


    Man verfährt am redlichsten, wenn man zunächst jene Position zur stärksten macht, deren Konsequenzen man widerlegen möchte.


    Angenommen also, der Produktivitäts- und Wachstumssprung gelingt, was hieße das für die Beschäftigungslage?


    Nach der maßgebenden volkswirtschaftlichen Lehrmeinung würde sich die Arbeitslosenquote auf etwa drei Prozent einpendeln.


    Selbst im günstigsten Fall gelangte man also zu einer Teilbevölkerung, die in Staaten wie der Bundesrepublik die |176|Millionengrenze deutlich überschritte. Der Anteil der längerfristig oder dauerhaft von Arbeitslosigkeit Betroffenen wäre vermutlich geringer als heute. Andererseits fallen Langzeitarbeitslose, die krank werden oder Fortbildungsmaßnahmen durchlaufen, aus der Statistik heraus, und daher werden es ihrer in jedem Falle genug sein, um Einbildungskraft und Intellekt herauszufordern.


    Jede geringfügige Abweichung vom Idealfall, jede noch so mähliche Annäherung an das pessimistische Modell, zwänge das Problem sogleich auf die vorderen Plätze der politischen Tagesordnung zurück.


    Da die Entscheidung letztlich überhaupt nicht von der Theorie getroffen werden kann, vom Podium aus, weil viel zu viele Unwägbarkeiten in sie hineinspielen, gebietet schon allein die intellektuelle Fairneß, auch mit dem gegenteiligen Verlauf zu rechnen.


    Was tun, wenn die hoffnungsvollen Erwartungen nicht in Erfüllung gehen, wenn die Massenarbeitslosigkeit endemisch wird und wächst statt abzunehmen, wenn der Ernstfall eintritt, der ostdeutsche, und um sich greift, so daß er selbst die Pessimisten das Fürchten lehrt?


    Kann man wirklich ausschließen,


    daß die dem Osten Deutschlands aufgezwungene Deindustrialisierung in übereilter und überzeichneter Form die Zukunft der postindustriellen Gesellschaften des Westens erhellt?


    daß die Arbeit, wenn sie dort schon nicht versiegt, dann doch zunehmend innerhalb sozial prekärer Verhältnisse geleistet werden wird?


    daß Untätigkeit, Unterbeschäftigung und Überarbeitung teils noch schroffer aufeinanderprallen, teils noch jäher miteinander wechseln werden?


    daß die Arbeitsbiographien und Lebensgeschichten weiter an innerem Zusammenhang verlieren, noch additiver und episodischer werden, als sie es zur Zeit schon sind?


    Das kann man nicht; Tendenzen, die in diese Richtung |177|weisen, sind schon jetzt in ausreichender Anzahl vorhanden, um den ostdeutschen Fall vorurteilsfrei auf seine Verallgemeinerungsfähigkeit hin zu prüfen.


    Statt die Ausnahme zu bezeichnen, könnte er die neuen Regeln formulieren, und die Ostdeutschen, die man auf ausgetretenen Pfaden wähnt, könnten neue gerade begehbar machen.


    Die Perspektive auf sie zu wechseln, sie probeweise als Avantgarde der Zukunftsgesellschaft anzusehen und nicht als Nachhut der Moderne, liegt um so näher, als sich in Ostdeutschland im Umriß auch schon die Antwort auf die zweite Frage abzeichnet:


    Wer soll, wer kann für die Existenzgarantien der Postarbeitsgesellschaft aufkommen?


    Man rekapituliere das vergangene Jahrzehnt im Schnelldurchlauf, die durchgehend hohe Arbeitslosigkeit, den noch weit höheren Grad an Unterforderung, und setze beides in Verhältnis zur Entwicklung des Lebensstandards. Dann läßt sich das wirkliche Wunder der deutschen Einheit erst ganz ermessen. Ein vergleichsweise geringes jährliches Wirtschaftswachstum von durchschnittlich zwei Prozent genügte, um fast der Hälfte der von »richtiger« Arbeit ausgeschlossenen Ostdeutschen ein äußerlich erträgliches Dasein zu ermöglichen.


    Etwa 3,5 Prozent des Sozialprodukts der heutigen Bundesrepublik oder sämtliche nominellen Zuwächse der westdeutschen Wirtschaft in den neunziger Jahren, errechnete der Ökonom Claus Noe, flossen im ersten Jahrzehnt nach der Wiedervereinigung in den Osten.


    Wenn die reichsten Gesellschaften der Erde zu solchen Leistungen bei stark gedämpfter Konjunktur imstande sind, was vermöchten sie dann erst in Phasen lang anhaltender Prosperität?


    


    Die ostdeutsche Transfergesellschaft hat viele Gesichter.


    Sie hüllt die Lebensverhältnisse der Ostdeutschen in |178|passiven Wohlstand ein und birgt die Gefahr eines Rückfalls in die »müde Gesellschaft« aus den Zeiten der Großen Depression.


    Sie birgt in sich zugleich den Kern eines neuen Gesellschaftsvertrags: Tausche Wachstumsgewinne gegen menschenwürdiges Leben mit wenig oder sogar ohne jede Arbeit.


    Sie verhindert darüber hinaus das massenhafte Abgleiten in Not und Armut und hält dadurch die Entscheidung offen. Sie nötigt zur Auseinandersetzung über existentielle Fragen des Menschseins, aber sie ermöglicht sie auch.


    Wovon die künftige Entwicklung bestimmt sein wird, ob von Ermüdung oder Pioniergeist, hängt von der Beantwortung der dritten Frage ab:


    Kann man den erzwungenen Ausstieg aus der Arbeitsgesellschaft so gestalten, daß er nicht nur lebbar ist, sondern anziehend wird, zur inneren Alternative der Arbeitsgesellschaft avanciert?


    Hat man die Antwort darauf gefunden, klärt sich die vierte Frage von selbst:


    Kann man die Mehrheiten im Westen für dieses kollektive Experiment gewinnen?


    Um beide Fragen bejahen zu können, reicht der nochmalige Verweis auf das Bürgergeld nicht aus.


    Ohne gesetzlich verbrieftes Existenzrecht, ohne Ansprüche, die keiner weiteren Begründung bedürfen, kann das Experiment nicht beginnen; ohne hinzukommende Fähigkeiten geriete es ins Stocken.


    Dem Leben auch dann Sinn und Erfüllung zu geben, wenn Arbeit fehlt oder nur tröpfchenweise flüssig wird, ist eine Forderung, die sich in Ostdeutschland Jahr für Jahr Hunderttausenden von Menschen aufdrängt. Ihr zu entsprechen, nicht durch glückliche Fügung individueller Umstände, sondern durch systematische und umfassende Vorbereitung, setzt einen tiefgreifenden Funktions- und Orientierungswandel der gesellschaftlichen Institutionen voraus – die Schaffung eines neuen kulturellen Modells.


    |179|Familien, Kindergärten, Schulen, publizistische und politische Öffentlichkeit, Künste, Philosophie und Wissenschaften müssen den Menschen Bildung, Wißbegierde und Wissenserwerb weit stärker als heute unter einem doppelten Gesichtspunkt »schmackhaft« machen; sie müssen Kultur als Technik und als Eigenwert vermitteln.


    Wofür lernen Menschen, wozu und wofür bilden sie sich weiter?


    »Für das Leben«, sagt man gewohnheitsmäßig und sieht dabei nur allzu bereitwillig von den dieses Leben formenden Kräften, von den konkreten Bedingungen ab, unter denen es sich jeweils äußert.


    Heranwachsende so auszubilden, schon erwachsen Gewordene so auf dem laufenden zu halten, daß sie einen Beruf ergreifen bzw. weiter ausüben können, der ihnen Freude macht, der ihre Interessen und Fähigkeiten weckt und beansprucht, bleibt im Osten Deutschlands eine vorrangige Aufgabe, gerade weil die Arbeitsmärkte schrumpfen.


    Für das Leben lernen bedeutet hier aber auch, rechtzeitig und umfassend Vorsorge für ein erfülltes Dasein ohne (regelmäßige) Erwerbsarbeit zu treffen.


    Und daran mangelt es zur Zeit ganz außerordentlich.


    Die sozialen und kulturellen Institutionen haben an der kollektiven Illusion teil, die eine baldige Rückkehr zur Normalität suggeriert; sie eilen der Entwicklung nicht voraus, und wenn sie mit ihr Schritt zu halten scheinen, dann fallen sie in Wahrheit hinter die gesellschaftlichen Erfordernisse zurück.


    Sie rüsten die Menschen nur für eine soziale Existenzform aus, die des Berufs, und stoßen sie unbarmherzig ins Dickicht minutiöser Vorschriften, ebenso kleinlicher wie boshafter Regularien, wenn sie beruflich scheitern.


    Die »Wege ins Paradies« scheinen unpassierbar.


    Der gemeinsame Aufbruch ins »Reich der Freiheit« scheitert an den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen und am politischen Willen, sie ausgewogener zu gestalten; »Leviathan« |180|hat sich erneut zu den wirtschaftlich Mächtigen geflüchtet. Der Aufbruch einer zahlenmäßig starken Minorität scheitert in erster Linie an der kalkuliert beförderten Entsolidarisierung der Bevölkerung.


    Um eines der aufregendsten Großexperimente der Neuzeit beginnen, um Schulen einer neuen Art zu leben gründen zu können, fehlt es derzeit am gesellschaftlichen Einvernehmen und an der kritischen Masse.


    Muß das so bleiben?


    Für die Mehrheitsoption besteht, realistisch betrachtet, auch in der näheren Zukunft keine greifbare Hoffnung; die Avantgardeoption könnte dagegen auf verschlungenen Pfaden durchaus zum Ziel gelangen.


    Der Minderheit eine »Spielwiese« zu überlassen, auf der sie sich möglichst folgenlos tummelt, dazu könnten sich die Regierenden veranlaßt sehen, vielleicht sogar veranlaßt sehen, wenn ihre verheißungsvolle Prophezeiung »Vollbeschäftigung!« auch künftig im Echo des »Für alle reicht es nicht!« verhallt.


    Zuvor erleben wir den Schlußverkauf der Arbeitsgesellschaft: »zumutbare Arbeit« für alle, Arbeit, die der Armut die Hand reicht.


    


    Mitunter ist es nützlich, die gesamtgesellschaftliche Ebene zu verlassen und sich einem Teilbereich des sozialen Lebens zuzuwenden, in dem analoge Prozesse schon weiter vorangeschritten sind, aufgrund der geringeren Größenverhältnisse aber besser beobachtet werden können. Wenn das große Ganze zu unübersichtlich und verwickelt ist, hilft ein Modell dem Gedanken oftmals auf die Sprünge.


    Ganz im Sinne einer solchen Vereinfachung soll die bundesrepublikanische »Wehrpflichtigengesellschaft« im folgenden als Vorlage dienen, um Auswege aus der Arbeitsgesellschaft geistig durchzuspielen.


    Daß die Gesamtheit der Wehrpflichtigen einen weit kleineren Ausschnitt der Gesellschaft repräsentiert als die Gesamtheit |181|der Arbeitsfähigen, liegt in der Natur der Sache, begründet die Modellwahl von der maßstäblichen Seite, garantiert aber nicht, daß das Modell die gewünschten Operationen auch ermöglicht.


    Modell und Ausgangsobjekt differieren in vieler Hinsicht.


    Der allgemeinen Wehrpflicht entspricht keine allgemeine Arbeitspflicht; der normale Wehrdienst erstreckt sich auf eine kurze Zeitspanne des Erwachsenendaseins, dagegen nimmt die Erwerbsarbeit im noch bestehenden Regelfall das halbe Leben in Anspruch; die Entlassung aus dem einfachen militärischen Dienstverhältnis ist zeitlich absehbar und wird zumeist herbeigesehnt; die Entlassung aus dem Arbeitsverhältnis kommt fast immer überraschend und höchst ungelegen; was der erzwungene militärische Abschied bezweckt, aber selten erreicht, Ehrverlust und Schamgefühle, erreicht der erzwungene ökonomische Abschied, ohne es zu bezwecken: das Ausscheiden wird als Ausstoßung erlebt.


    Der Modellfunktion der Wehrpflichtigengesellschaft tut das keinen Abbruch.


    Sie gründet in etwas ganz anderem: In der Art, wie beide »Gesellschaften« mit Abweichungen von der Norm einst verfuhren und heute verfahren.


    Potentielle Rekruten, die sich kurz nach der Gründung der Bundeswehr dazu entschlossen, den Dienst mit der Waffe zu verweigern und statt dessen einen zivilen Ersatzdienst zu leisten, wurden ungeachtet der Legalität dieser Entscheidung zu gesellschaftlichen Außenseitern. Dasselbe Schicksal widerfuhr jenen, die zur Zeit des Wirtschaftswunders ohne Arbeit waren.


    Wer heute seinen Zivildienst ableistet, ist längst kein Außenseiter mehr, hat keine weiteren Diskriminierungen zu fürchten; dagegen erleiden die heutigen Arbeitslosen unverändert Demütigung und Mißachtung und dies, obwohl das Wirtschaftswunder unterdessen zur vollendeten Vergangenheit gehört.


    |182|Warum verlor das militärische Normaldienstverhältnis seine soziale und moralische Sanktionsmacht gegenüber ursprünglich eher geduldeten Dienstverhältnissen, warum büßte es sein Einschüchterungspotential sogar mehr und mehr gegenüber der Praxis der Totalverweigerung ein, warum behauptete dagegen das ökonomische Normalarbeitsverhältnis seine uneingeschränkte Disziplinierungsmacht gegenüber allen anderen abhängigen Arten, sein Dasein zu fristen?


    Warum konnten sich die Zivildienstleistenden vom Stigma minderen Seins befreien, und warum gelang das den Arbeitslosen nicht?


    


    Hier hilft nur ein Blick in die geschichtlichen Einzelheiten weiter.


    Zwar bestimmte bereits das Grundgesetz der Bundesrepublik in Artikel 4, daß niemand »gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden darf«, zwang die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht im Jahre 1956 zu konkreten Regelungen, aber das »Gesetz über den zivilen Ersatzdienst« trat erst 1960 in Kraft und ein weiteres Jahr verging, ehe die ersten Verweigerer ihren Dienst antraten, ganze 340 Personen, eine verschwindend kleine Minderheit.


    Sie wuchs auch in der Folgezeit nur langsam an.


    1969 dehnte die sozial-liberale Reformkoalition die Verweigerung aus Gewissensgründen auch auf den Zivildienst aus. Totalverweigerern wurde die Möglichkeit eines sogenannten »freien Arbeitsverhältnisses« eingeräumt.


    Vier Jahre später kam es zu einer noch weitergehenden Reform.


    Der zivile Ersatzdienst wurde in »Zivildienst« umbenannt und verlor dadurch seinen abgeleiteten, pejorativen Charakter. Auch konnten nun schon bestehende Wehr- in Zivildienstverhältnisse umgewandelt werden, sofern die Verweigerungsgründe akzeptiert wurden.


    |183|1977 schien der Erklärungsnotstand von Verweigerern endgültig überwunden. Das »Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des Zivildienstgesetzes« verzichtete auf die bis dahin obligatorische Prüfung der Gewissensgründe durch den Staat. Das an ihre Stelle tretende »Postkartenverfahren« sah lediglich einen kurzen schriftlichen Bescheid an die zuständigen Behörden vor.


    Die Opposition appellierte an das Bundesverfassungsgericht, und dieses setzte das Gesetz noch im selben Jahr mit der Begründung außer Kraft, daß der Zivildienst keine freie Wahlmöglichkeit darstelle, die Prüfung von Gewissensgründen unverzichtbar sei.


    Die Übernahme der Regierungsverantwortung durch ein konservativ-liberales Bündnis im Jahr 1982 vollzog zur Überraschung vieler auch verteidigungspolitisch keine schroffe »geistig-moralische Wende«.


    Das ein Jahr darauf verabschiedete »Gesetz zur Neuordnung des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung und des Zivildienstes« kehrte zwar zur Gewissensprüfung zurück, verfuhr im Konkreten aber äußerst moderat.


    Die ungedienten Antragsteller mußten einen Lebenslauf, ein polizeiliches Führungszeugnis und eine Begründung ihrer Verweigerung vorlegen. Von Amts wegen überprüft wurden aber nur die Vollständigkeit der Unterlagen und die formale Schlüssigkeit des Antrags. Für die Glaubwürdigkeit der Gewissensentscheidung bürgte allein die um ein Drittel längere Dienstzeit des Zivilverhältnisses.


    Infolge dieser faktischen Ermutigung wuchs die in den siebziger Jahren bereits stark angeschwollene Minderheit kräftig weiter.


    1974, als Helmut Schmidt Bundeskanzler wurde, leisteten knapp 9000 junge Männer Zivildienst, 1982, zu Beginn der Kanzlerschaft von Helmut Kohl, waren es schon 35000. 1998, am Ende seiner Regierungszeit, gab es mehr als 150000 Zivildienstleistende.


    Aber nicht nur die Zahlen zeugen von einer stetigen und |184|unaufhaltsamen Veränderung der gesellschaftlichen Stimmungslage zugunsten der Verweigerer; auch Umstände und effektive Ausübung des Zivildienstes gestalteten sich trotz einiger Gegenschübe mit den Jahren erträglicher.


    Mitte der achtziger Jahre betrug die Dauer des Zivildienstes 20 Monate, nach der Wiedervereinigung und der dadurch essentiell veränderten Sicherheitslage wurde sie schrittweise zurückgeführt, 1990 auf 15 Monate, 1995 auf 13 und im Jahr 2000 auf nunmehr 11 Monate; das Abstandsgebot zur normalen Wehrpflicht wurde zwar gewahrt, verlor aber absolut betrachtet seine die Gewissensentscheidung verbürgende Funktion.


    Dienstpflichtige mit mindestens zwei Brüdern, die ihren vollen Wehr- bzw. Ersatzdienst bereits absolviert hatten, wurden 1994 von jeglicher Dienstpflicht entbunden.


    Seit 1995 erhalten »heimatfern« eingesetzte Zivildienstleistende einen »Mobilitätszuschlag«; seit 1999 werden sie schneller in höhere Soldgruppen eingestuft und erhalten auskömmliche Bezüge.


    Daß sie nur für jene Tätigkeiten eingesetzt werden dürfen, für die sie ausgebildet wurden, hatte der Bundesrat schon 1989 beschlossen und damit auch dieser versteckten Form der Diskriminierung ein Ende bereitet.


    


    Der ganze Prozeß zeigt eindrucksvoll und beispielhaft, was genau geschehen muß, damit aus Außenseitern eine etablierte und anerkannte gesellschaftliche Gruppe werden kann.


    Als der Zivildienst eingeführt wurde, fielen die Dienstleistenden weder quantitativ noch qualitativ ins Gewicht. Sie hatten es schwer, ihre Gründe geltend zu machen und waren sie einmal anerkannt, dann trug der Dienst selbst alle Zeichen einer gesellschaftlich unerwünschten »Ersatzhandlung«.


    Daran änderte sich lange Zeit wenig.


    Wohl wuchs die Zahl der Zivildienstleistenden von Jahr |185|zu Jahr; bis die kritische Masse erreicht und überschritten war, die allein ihre gedrückte Lage heben konnte, mußte noch mehr als ein Jahrzehnt vergehen.


    Zu Beginn der siebziger Jahre standen durchschnittlich rund 10000 Zivildienstleistende 200000 Grundwehrdienstleistenden gegenüber; etwa jeder zwanzigste Wehrfähige berief sich damals auf sein Gewissen. Ob das bereits genug war, um die zeitgleichen Gesetzesänderungen anzuregen oder ob umgekehrt erst die Reformen der Jahre 1973 bis 1977 den heimlichen Bann lösten, läßt sich rückblickend nicht entscheiden.


    Wie oft in solchen Fällen stieß wohl ein Prozeß den anderen an.


    Je weniger inquisitorisch die Gewissensprüfung vonstatten ging, je annehmbarer die Dienstausübung wurde, desto mehr junge Männer faßten Mut und verweigerten den Wehrdienst, desto leichter konnte sich die Gruppe der Zivildienstleistenden öffentlich Gehör verschaffen, weitere Verbesserungen durchsetzen, desto attraktiver wurde wiederum der Dienst.


    Anfang der achtziger Jahre hatten sich die Verhältnisse unwiderruflich gewandelt. Seinerzeit versahen 200000 junge Männer ihren Grundwehrdienst, aber bereits mehr als 30000 reihten sich in den Zivildienst ein; das war schon jeder siebente Ungediente.


    Schließlich kehrten sich die Relationen sogar um.


    Das Jahr der Wiedervereinigung verzeichnete rund 189000 Wehrpflichtige im Grundwehrdienst bei etwa 57000 Anträgen auf Verweigerung; Mitte des Jahrzehnts sank die Zahl jener auf 165000, wogegen die Antragsflut weiter anhielt und auf 136000 stieg; 1999 werden dann 152000 Grundwehrdienstleistende erstmals von 156000 Antragstellern majorisiert.


    So beeindruckend die zuletzt fast widerstandslose Normalisierung des einstigen Ersatzdienstes ist, so wenig kann sie nur aus sich selbst heraus begriffen werden.


    |186|Nur weil der Grundwehrdienst seinen normativen Charakter mehr und mehr einbüßte, konnte der Zivildienst Reputation, konnten die Zivildienstleistenden Freiheit und Einfluß gewinnen. Und die Aufweichung der Norm schreitet unaufhaltsam voran.


    Wurden die tauglich Gemusterten des Jahrgangs 1970 noch zur Hälfte zum Grundwehrdienst herangezogen, so ging dieser Anteil bei den 1975 Geborenen auf 46,8 Prozent, bei den 1980 Geborenen gar auf 33,8 Prozent zurück.


    Zwar ist die Dienstlaufbahn der jüngeren Jahrgänge noch nicht endgültig abgeschlossen, die Einberufungsraten der Älteren werden sie dennoch weiter unterbieten.


    Schon heute türmt sich vor den Kasernen symbolisch eine Einberufungsreserve zum Grundwehrdienst von mehr als 600000 jungen Männern auf, die angesichts der geringeren Einberufungsquoten der kommenden Jahre noch weiter in die Höhe ragen wird.


    Weil die Wehrgerechtigkeit derart von ihren Normen abfiel und weiter abfällt, konnten die ursprünglichen Anomalien normbildend werden. Davon profitierten die Zivildienstleistenden.


    Zu einer ganz normalen gesellschaftlichen Gruppe geworden, blicken sie nun gemeinsam mit den Wehrdienstleistenden argwöhnisch auf die gänzlich Ungedienten.


    In der Tat geriet die allgemeine Dienstgerechtigkeit noch stärker aus der Balance als die Wehrgerechtigkeit.


    Immer mehr junge Männer eines Jahrgangs leisten trotz sinkender Ausmusterungsraten in den letzten Jahren überhaupt keinen Dienst, weder bewaffnet noch im zivilen Sektor noch im Katastrophen- oder Zivilschutz. Sie werden entweder gar nicht erst gemustert oder auf ihr Gewissen geprüft, oder sie unterliegen diesen Prozeduren und bleiben aus Mangel an freien Stellen dennoch unbehelligt.


    Im Verhältnis der Ungedienten zu den Gedienten eines Jahrgangs wiederholt sich das Verhältnis der Zivildienstler zu den Militärdienst Leistenden, und man kann sicher sein, |187|daß auch jene sich in wenigen Jahren zu einem ganz normalen »Stand« entwickeln werden.


    Im Grunde ist das schon der Fall.


    Wer käme heute noch auf die Idee, Ungediente abschätzig »Zivilisten« zu nennen?


    


    Die »Wehrpflichtigengesellschaft« aus den frühen Tagen der Bundesrepublik hat sich bis zur Unkenntlichkeit verändert. Sie wurde überwunden, ohne formell aufgehoben zu werden. Obwohl die allgemeine Wehrpflicht rechtlich fortbesteht, wurde sie faktisch zur Option. Der Bürger mag Uniform tragen, aber die Uniform macht längst nicht mehr den (männlichen) Bürger. Der »Bürger in Uniform« steht heute einträchtig neben dem Bürger im zivilen Dienstverhältnis, dazwischen mischen sich Totalverweigerer und durchs Rekrutierungsnetz Geschlüpfte.


    Wehrgerechtigkeit, Wehrpflicht, Wehrhaftigkeit und militärische Abschreckung hängen nicht zusammen wie die Glieder einer logischen Beweiskette; sie verhalten sich eher wie historische Wahlverwandte, die sich mit der Zeit fremd geworden sind und ausgehöhlte Rituale pflegen.


    Gesellschaften können an der allgemeinen Wehrpflicht festhalten und die Wehrgerechtigkeit gerade dadurch verletzen; sie können die Wehrpflicht abschaffen, ohne die kollektive Verteidigungsfähigkeit dadurch zwingend zu gefährden; sie können potentielle Angreifer am wirksamsten entmutigen, wenn sie sich am Auf- und Ausbau supranationaler und globaler Militärbündnisse beteiligen.


    Der Ausstieg aus der Wehrpflichtigengesellschaft bedeutet nicht das Ende der Wehrhaftigkeit; das nationale Gut Sicherheit kann unter den veränderten weltpolitischen Gegebenheiten auch bei abnehmender Truppenstärke, mit weniger Wehrpflichtigen und sogar ganz ohne sie produziert werden.


    Ebensowenig bedeutet das Ende der Arbeitsgesellschaft automatisch das Ende der Arbeit oder gar die Verarmung |188|weiter Teile der Bevölkerung; es bedeutet lediglich, daß der Reichtum der Nationen unter den veränderten technisch-technologischen Bedingungen mit stets geringerem menschlichen Kraftaufwand produziert werden kann.


    So sehr sich diese Analogie dem Denken aufzwingt, so hartnäckig sträubt sie sich gegen ihre Verwirklichung.


    Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen: Der Paradigmenwechsel der herrschenden Heeresdoktrin steht in den meisten industriell fortgeschrittenen Gesellschaften kurz vor dem Abschluß, und es wäre nicht das erste Mal, schon gar nicht in der deutschen Geschichte, daß Neuerungen auf militärischem Gebiet dem Wandel der kulturellen Selbstverständlichkeiten vorauseilen. Dieser möglichen Perspektive ungeachtet, steckt der Paradigmenwechsel der herrschenden sozialökonomischen Doktrin noch in den allerersten Anfängen.


    Der Epocheneinschnitt von 1989, der den Umbau der Sicherheits- und Verteidigungskonzepte beschleunigte, wenn nicht ermöglichte, hat auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet Gleiches nicht vermocht. Hier wähnt man sich noch immer auf dem Weg zurück zur Vollbeschäftigung, und je weiter sich das Ziel entfernt, desto trotziger verfährt man nach dem Motto des österreichischen k.u.k. Offiziers: Sind wir auch nicht angekommen, so haben wir doch tüchtig marschiert.


    Innerlich nicht weniger ausgehöhlt als die »Wehrpflichtigengesellschaft«, behauptet sich die »Arbeitsgesellschaft« als Leitmodell für Produktion und Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums.


    Dabei sprechen Entstehung und Entwicklung der Arbeitslosigkeit eindeutig zugunsten der Analogie.


    Bereits Mitte der sechziger Jahre hatte das westdeutsche »Wirtschaftswunder« eine erste kräftige Erschütterung erfahren, die beiden Ölkrisen von 1973 und 1979 entzauberten es. Schon ein Jahr nach der ersten Ölpreisexplosion übertraf die Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt die der |189|offenen Stellen deutlich; fast 600000 Arbeitssuchende konkurrierten um gut 300000 Arbeitsangebote.


    1975 überstieg die Arbeitslosigkeit die Millionengrenze, registrierten die Arbeitsämter nur noch etwas mehr als 200000 offene Stellen. Nachdem sie zwei Jahrzehnte lang eine zu vernachlässigende Größe war, erhöhte sich die Arbeitslosenquote innerhalb von nur zwei Jahren sprunghaft von 0,7 auf 4,7 Prozent.


    Damit entsprach der Anteil der Arbeitslosen an der arbeitsfähigen Bevölkerung zu dieser Zeit ziemlich genau dem Anteil der Zivildienstleistenden an der wehrfähigen Bevölkerung.


    Gesetzgeberische und institutionelle Reformen der Arbeitsverhältnisse, die den Reformimpuls der militärischen Dienstverhältnisse aufgenommen und sachgemäß übersetzt hätten, blieben jedoch aus.


    


    Sie ließen auch zu Beginn der achtziger Jahre auf sich warten, als die Arbeitslosigkeit in einem zweiten Sprung von 3,8 Prozent im Jahr 1980 auf 9,1 Prozent im Jahr 1983 anstieg. Jetzt waren jahresdurchschnittlich bereits 2,2 Millionen Menschen arbeitslos. Und auf diesem hohen Niveau stabilisierte sich die Arbeitslosigkeit während des gesamten Jahrzehnts.


    Nun regten sich wenigstens die soziologischen Wissenschaften.


    Der 21. Deutsche Soziologentag von 1982 stellte seine Verhandlungen unter das Thema »Krise der Arbeitsgesellschaft« und nahm damit eine Debatte auf, die André Gorz mit seinem »Abschied vom Proletariat« einige Jahre zuvor eröffnet hatte. Die theoretische Tagesordnung wurde schnell erweitert, um »Thesen zum garantierten Mindesteinkommen« etwa oder um Vorschläge zur Verkürzung der Arbeitszeit und zur Ausgestaltung des bürgerschaftlichen Sektors; ein wirklicher Umschwung der öffentlichen Meinung trat auch diesmal nicht ein.


    |190|Der Kampf der Gewerkschaften um die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich kratzte zwar hörbar am schon morschen Gemäuer der Arbeitsgesellschaft, vermochte aber weder das institutionelle Gefüge zu erschüttern, in dem sie sich verschanzte, noch die politische Deckung aufzubrechen, die ihr ideologischen Geleitschutz gab.


    Der dritte Schub der Massenarbeitslosigkeit in den neunziger Jahren durchbrach im Eiltempo erst die Drei- und dann die Viermillionengrenze, ließ die Arbeitslosenquote gesamtdeutsch auf über zehn Prozent, in Ostdeutschland bis in die Nähe der doppelten Prozentzahl steigen.


    Damit war die kritische Masse für einen Paradigmenwechsel auch auf diesem Gebiet im Westen Deutschlands definitiv erreicht, im Osten des Landes eindeutig überschritten, und wäre Politik ihrem Wesen nach Übersetzung rationaler Einsicht in bindende Entscheidungen, hätte die Bastion Arbeitsgesellschaft jetzt fallen müssen.


    Sie fiel nicht.


    Die zivile Logik der Regierenden schlug den umgekehrten Weg ein, den die militärische Logik ihnen gewiesen hatte. Hatten sie sich dort, über Partei- und Koalitionsgrenzen hinweg, auf eine Reformstrategie verständigt, so entschieden sie sich hier mit derselben Eintracht für eine Politik der Gegenreform.


    Parallel zur Konsolidierung der Massenarbeitslosigkeit weit jenseits der Millionengrenze erhöhte die neu gewählte Koalition aus Christdemokraten und Liberalen 1982 die Arbeitslosenbeiträge, verkürzte sie den Anspruch auf Arbeitslosengeld, verdoppelte die Sperrzeit, verschärfte die Zumutbarkeitsklauseln für die Arbeitsaufnahme, beschnitt das Unterhaltsgeld, schränkte den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe ein, erhöhte die Rezeptgebühren und verteuerte die Heilmittel.


    In den folgenden Jahren, die Arbeitslosigkeit lag nun bei |191|über zwei Millionen, hob sie die Arbeitslosenbeiträge nochmals an, kürzte die Dauer für den Arbeitslosengeldbezug und das Übergangsgeld, reduzierte Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe für Kinderlose, verringerte das Übergangsgeld ein weiteres Mal und maß arbeitslosen Jugendlichen weniger Unterstützung zu.


    Zwar werden einige dieser Maßnahmen in den Folgejahren teilweise revidiert, teils von derselben Regierung, teils nach dem Regierungswechsel von 1998 – zu einer prinzipiellen Umkehr führte das jedoch nicht.


    Die rot-grüne »Reformkoalition« verabschiedet sich aus der gegenwärtigen Legislaturperiode mit dem Projekt, das Arbeitslosengeld zeitlich enger zu bemessen, die Arbeitslosenhilfe der Sozialhilfe anzugleichen, und nimmt damit nicht nur eine Schmälerung der Bezüge in Kauf, sondern, weit gefährlicher, die Rückverwandlung von gesetzlichen Ansprüchen in amtliche Ermessensentscheidungen.


    Das ist schon unter westdeutschen Verhältnissen wirklichkeitsfremd; in Ostdeutschland, wo der Zusammenschluß von Mensch und Arbeit der Willkür eines Naturereignisses gleichkommt, tritt der Anachronismus nackt zutage, zynisch und niederträchtig.


    


    Alles geschieht, um das Leben ohne Arbeit so abstoßend wie nur irgend erdenklich zu gestalten; um jene, die aus der legitimen Ordnung der Dinge vertrieben wurden, mit Minderwertigkeitsgefühlen zu infizieren; um den Arbeitsbesitzern einen regelrechten Horror vor dieser geächteten Daseinsweise einzuflößen.


    Gemeinheit und Raffinesse, mit der die Arbeitsgesellschaft ihre Sorgenkinder behandelt, sind ein genauer Gradmesser der Angst, daß das ganze Gebäude unversehens in sich zusammenstürzen könnte, wenn der inneren Alternative Raum zur Entfaltung gegeben würde.


    Dieselbe »freiheitliche Grundordnung«, die den ungehemmten Wettbewerb zum Menschenrecht verklärt, erstickt |192|ihn, wenn er mit Freiheiten schwanger geht, die sich nicht ins Grundbuch eintragen lassen.


    Angst macht erfinderisch, wie Not.


    Die Alternative moralisch in Mißkredit zu bringen, die Mehrheit gegen Minderheiten aufzuwiegeln, die »leben, ohne zu geben«, ist ihr tägliches Geschäft.


    Man muß sich schon eine reichlich verdrehte und ärmliche Vorstellung vom Menschen und seinen Möglichkeiten machen, um glauben zu können, daß jenseits der Arbeitsgesellschaft nur Leere herrscht, daß die einzigen Gegenspieler der (post)industriellen Geschäftigkeit Schmarotzertum und Faulheit sind.


    »Was ist denn das für eine Philosophie, die zu Behauptungen führt, welche der gesunde Verstand vom entlegensten Teil Chinas bis nach Kanada ablehnt?«, erregte sich Voltaire über Rousseau, der das Eigentum abschaffen wollte, und fuhr fort: »Es ist die Philosophie eines armseligen Lumpen, dessen Wunsch es ist, daß alle Reichen von den Armen ausgeraubt werden, damit die brüderliche Vereinigung der Menschen leichter zustande kommen kann.«


    Ist das nicht eine vorzügliche Beschreibung der praktischen Philosophie der heute Regierenden? Verstoßen sie etwa weniger gegen den »gesunden Verstand«, wenn sie den umgekehrten Plan verfolgen, die Verbrüderung der Menschheit durch die Schröpfung der Arbeitenden und die Drangsalierung der ökonomisch Überflüssigen zu bewerkstelligen?


    Kann ihnen wirklich entgehen, daß die Ausgestoßenen und gänzlich Ungedienten der Arbeitswelt längst einen eigenen sozialen Stand bilden, dem der einzelne nur um den Preis entrinnt, daß andere in ihn eintreten? Und wenn sie es bemerken, wozu dann die Einschüchterung und Beschwernis?


    Bei der Beantwortung dieser Fragen kommt zunächst ein wesentlicher Unterschied zwischen der Wehrpflichtigen- und der Arbeitsgesellschaft zum Tragen: die Wehrpflichtigen sind Teil eines Kontingents, dessen Stärke innerhalb |193|längerer Zeiträume feststeht und nur langfristigen Schwankungen unterliegt, der Umfang der Arbeitnehmerschaft schwankt dagegen in jedem Augenblick und ist prinzipiell unbestimmbar.


    Das wirkt sich auf den Status der Arbeitslosen aus; anders als die Zivildienstleistenden sind sie nicht nur, was sie sind, nämlich arbeitslos, sondern zugleich Teil einer Reserve, Arbeitsfähige, und in dieser Eigenschaft potentielle Arbeitskräfte, die jederzeit »einberufen« werden können. Je beschwerlicher ihr Reservistendasein ist, desto bereitwilliger werden sie dem Ruf folgen.


    Dessen ungeachtet ist der rein ökonomische Nutzen der heutigen Arbeitslosen äußerst gering, liegt er weit unter dem der »industriellen Reservearmee« aus den Jugendzeiten des modernen Kapitalismus.


    Minder qualifiziert oder dem Arbeitsleben zu lange entzogen, um auf der Höhe der aktuellen Anforderungen zu sein, konkurrieren sie vielfach weit stärker untereinander und mit den Inhabern schlecht bezahlter Positionen als mit den gut ausgebildeten Kernbelegschaften der Unternehmen. Der Druck des unbeschäftigten Teils der arbeitsfähigen Bevölkerung auf den beschäftigten wächst daher auch keineswegs proportional zum Umfang der Arbeitslosigkeit; er ist vorhanden, aber nicht stark genug, um die Willfährigkeit der Arbeitenden sicherzustellen.


    Wo das ökonomische Argument versagt, springt das moralische ein.


    Was die Arbeitsbesitzer innerlich entwaffnet und sozial gefügig macht, sind weder Zahl noch Macht der Arbeitslosen, sondern deren bloße Existenz zu Bedingungen, mit denen niemand tauschen möchte.


    Der arbeitsethische Gebrauchswert der Arbeitslosen besteht darin, daß es sie gibt, daß sie gar nicht umhinkönnen, zu Mitwirkenden einer großen gesellschaftlichen Inszenierung zu werden, deren kathartischer Effekt in der sozialen Abschreckung besteht.


    |194|Sie müssen, und das ist das Ärgste, das ihnen geschieht, zu der Musik, die sie genüßlich vorführt, auch noch tanzen.


    


    Am langfristigen Erfolg dieser politischen Dramaturgie bestehen begründbare Zweifel.


    Die Verletzung der elementaren Gebote der »Arbeitsgerechtigkeit« trifft die Menschen viel härter und dauerhafter als der Verstoß gegen die Normen der Wehrgerechtigkeit.


    Dieser Umstand allein wird Folgen haben; dem Gemeinwesen schädliche, wenn sich die Eliten dazu entschließen sollten, den Loyalitätsverlust mit harter Hand zu überspielen, ihm förderliche, wenn sie sich wie im Fall der Wehrgerechtigkeit spät, aber nicht zu spät auf Veränderungen einlassen.


    Etwas Weiteres spricht gegen das krud Gegebene und für den Wandel.


    In den zurückliegenden drei, vier Jahrzehnten mußten die Regierten in den entwickelten kapitalistischen Industrienationen lernen, daß unabhängig von der jeweiligen Zusammensetzung der Regierung eine stets größer werdende Zahl von Menschen die Kontrolle über ihr Leben einbüßte.


    Der Verlust an Kontrolle ist sozial farbenblind; er ereilt jene, die im Licht und jene, die im Schatten stehen, den »flexiblen Menschen« nicht weniger als den Ruhiggestellten, die Überspannten wie die sozial Betäubten. Die einen leiden unter der Rast- und Ortlosigkeit ihres Lebens und können nichts festhalten, weder Eindrücke noch Beziehungen. Die anderen leiden unter dem Mangel an Austausch und Bewegung, können nicht loslassen und fühlen sich wie festgenagelt. Jenen vergeht vor lauter Reizen das Sehen, diesen erstirbt der Blick im Immergleichen.


    Die Blinden wieder sehend zu machen, die Überhitzten und Erstarrten aus der gemeinsamen Umklammerung zu lösen und wirklich miteinander zu verbünden ist der erste |195|Grundsatz einer Soziologie, die sich als soziale Medizin versteht.


    Sie muß Schwächen und Stärken ihrer Patienten kennen, wissen, wo sie zunächst ergriffen werden müssen.


    Würde man versuchen, die Krankheit vom privilegierten Pol her zu kurieren, dadurch, daß man die Gehetzten und jederzeit Verfügbaren beruhigte, ihr erhitztes Temperament auf eine mittlere soziale Temperatur abkühlte, träfe man mit hoher Sicherheit auf Widerstand. Das Gefühl, etwas zu verlieren oder gar beraubt zu werden, stemmte sich gegen die Heilung.


    Um allein oder auch nur zuerst aus der Verirrung herauszufinden, fehlt es der emsigen Geschäftigkeit und dem Getriebensein der Erfolgreichen an Zeit, Besinnung und Gelassenheit; sie müssen mit der Möglichkeit einer zugleich entspannten und erfüllten Art zu sein erst wieder konfrontiert werden.


    Entzug ist keine gute Therapie, wenn es auch anders geht.


    Die Heilung muß am anderen Pol beginnen.


    Die Erstarrten behutsam zu erwärmen, wieder Leben ins Leben der sozial Abgeschiedenen zu bringen, sie in den Stand zu setzen, angstfrei mit der ungewollten Freiheit zu experimentieren, bedeutet dem Bestehenden etwas hinzuzufügen, zu geben statt zu nehmen.


    In Ostdeutschland, wo der Stand der Arbeitslosen nur ein Stand unter vielen ähnlich herabgedrückten ist, wo das Leiden am Zustand der Gesellschaft in Kolonnen geht, wo weiterer Entzug sozialen Tod bedeuten würde, wo Trost nichts mehr bewirkt, hilft nur noch die Erweckung.


    Hier hat die Zukunft keine Zeit, hier müssen die neuen ständischen Freiheiten zuerst dekretiert werden, will man nicht Millionen von Menschen ins Unglück stürzen.


    Vorschriften über den Gebrauch der Freiheit sind nicht vonnöten, Einübung dagegen wohl.


    Denn als würde sich die Geschichte einen Witz erlauben, |196|bürdet sie den Auszug aus der Arbeitsgesellschaft ausgerechnet jenen auf, die am intensivsten in sie verwoben waren.


    Aber wer weiß, vielleicht steht am Ende dieses Experiments die auch andere befreiende Erkenntnis, daß man sich die Arbeitsgesellschaft leichter ab- als angewöhnt, daß der Prozeß der Entgiftung schmerzloser und verlustärmer verläuft als gedacht.


    Avantgarde ist keine Garantie für Ankunft, nur für Aufbruch. Respekt vor dem Unbekannten ist ihr eigen, gewaltsame Abstoßung von der Vergangenheit, zeitweiser Verlust von Ort und Halt, Schmerz und Herbheit.


    


    Was Thomas S. Kuhn für wissenschaftliche Paradigmenwechsel nachwies, gilt auch für soziale: Sie sind ihrem Wesen nach kulturelle Revolutionen.


    Das Neue setzt sich, eben weil es neu ist, ungewohnt, nie sanft und allmählich durch. Es widerspricht der herrschenden Denkweise und wird von dieser als Anomalie abgetan; es fügt sich nicht in die gängigen Klassifikationen, und so stempelt man es zum Nicht-Klassifizierbaren, zum Monströsen ab. Je zahlreicher und unübersehbarer die Phänomene werden, die nicht ins dominierende Schema passen, desto verzweifelter und aggressiver schlägt die Ordnung auf das vermeintliche Chaos ein.


    In diesem Kampf gibt es keinen vorherbestimmten Sieger.


    Er kann die Durchsetzung des Neuen für Generationen aufhalten und erscheint dann im Rückblick als eine Zeit der Stagnation. Er kann mit der Unterdrückung des Neuen enden, das dann als unerfüllter Vorschein anderer Möglichkeiten die Phantasie der Späteren anregt. Er kann in eine Phase der »Doppelherrschaft« münden, in der zwei Paradigmen miteinander um die geistige Vorherrschaft ringen, dann spricht man von einer Ära der Desorientierung und der Suche nach Gewißheit. Er kann schließlich zur Entbindung |197|und Freisetzung neuer Arten des Denkens und Handelns führen, und ist dieser Prozeß abgeschlossen, glaubt alle Welt, daß es so kommen mußte.


    Macht man sich diese Verläufe bewußt, dann wäre mit einer neuen Doppelherrschaft, mit der Desorientierung der falschen Gewißheiten, schon viel erreicht.

  


  
    
      
    


    
      [Menü]

    


    
      |199|Nachbemerkung

    


    Zwei Nachrichten, eine regionale und eine auswärtige, beleuchteten kürzlich die allgemeine Lage im gegenwärtigen Kapitalismus.


    Aus Berlin war zu erfahren, daß der Betrieb einiger Springbrunnen im Zentrum der Stadt durch die Gewinnung von Sponsoren aus der Wirtschaft für die Sommermonate gesichert sei.


    Aus den Niederlanden kam die Kunde, daß das Wahlvolk, mit den öffentlichen Leistungen des Gemeinwesens unzufrieden, die regierende Mitte-Links-Koalition mitten im wirtschaftlichen Aufschwung abgewählt hatte.


    Dazu ein historischer Kommentar von Thomas Nipperdey über den »Municipal-Sozialismus« der deutschen Städte im ausgehenden Kaiserreich:


    »Die Tätigkeit der Städte nun dehnt sich gewaltig aus, entsprechend wachsen ihre Aufgaben. Zuerst übernahmen auch die mittleren Städte das, was die größeren für ihre stetig wachsende Bevölkerung schon seit der Mitte des Jahrhunderts machten: Straßenpflasterung, -reinigung und -beleuchtung; Bereitstellung ausreichender Krankenhäuser –


    die Städte werden jetzt Hauptträger des gewaltig expandierenden Krankenhauswesens –, Armenhäuser, Schulen. Dann wird die Verbesserung der hygienischen Verhältnisse, die ›Stadtsanierung‹ eine Hauptaufgabe: die Wasserversorgung, die Kanalisation, die Müllabfuhr und -beseitigung, die Einrichtung kommunaler Schlachthöfe, die Lebensmittelkontrolle; die Großstädte fangen auch damit – in der Reichsgründungszeit – an, bis zur Jahrhundertwende nehmen das die Mittelstädte auf. Dann kommen Wirtschaftsunternehmen dazu: Häfen und Lagerhäuser vor allem; Sparkassen und Markthallen, später Messen und Ausstellungen, |200|die Friedhöfe, die Parks, ja gelegentlich schon Spielplätze und die weit überproportionale Zunahme kommunaler Bautätigkeit. Schließlich die großen Versorgungsbetriebe der neuzeitlichen Technologien: Gas- und Elektrizitätswerke und -versorgung und die Nahverkehrsunternehmen […]


    Schließlich sind noch die Institutionen der städtischen Gesundheits- und Sozialpolitik zu erwähnen – von Krankenhäusern und Armenunterstützung über Gesundheitsämter, Fürsorge und Beratung bis zur Wohnungsinspektion, zum Wohnungsbau für die kommunalen Arbeiter und den Arbeitsnachweisen und Arbeitslosenversicherungen und Notstandsarbeiten, dann die städtische Kulturpolitik – Theaterbetrieb und Museumsgründungen und Büchereien z. B.; das breitet sich gerade im Vorweltkriegsjahrzehnt aus […]


    Das Ergebnis ist erstaunlich. Die Städte werden Hauptträger der modernen Daseinsvorsorge, der Leistungsverwaltung. Die deutschen Städte und ihre Entwicklung, das gehört in die Erfolgsbilanz Deutschlands und des deutschen Bürgertums vor 1914.«


    Seither hat die Produktivität grandiose Fortschritte gemacht, stiegen Managergehälter sowie die Einkommen aus Kapitalbesitz geradezu exponentiell, die Einkommen der privaten Haushalte des beschäftigten Teils der Bevölkerung um ein Mehrfaches; nur die öffentlichen Haushalte wurden von dieser Entwicklung abgekoppelt, und zwar um so rücksichtsloser, je schneller sich der Übergang zum globalen Kapitalismus vollzog.


    Hatten dessen unerbittliche Flexibilisierungszwänge zunächst vor allem die Arbeitsverhältnisse erfaßt und umgewälzt, so schlugen sie nun direkt auf die alltäglichen Lebensverhältnisse der Menschen durch, was jene mit besonderer Härte traf, die aufgrund ihrer materiell bescheidenen Umstände auf die Inanspruchnahme öffentlicher Güter existentiell angewiesen sind.


    |201|Aber auch das Leben der besser Gestellten erleidet merkliche Einbußen, wenn Schwimmbäder und Bibliotheken schließen, Parkanlagen nicht mehr wie früher gepflegt werden, Theatern und Hochschulen der Haushalt gekürzt wird.


    Die Geduld der Regierten mit Regierenden, die dem Versiegen der für die Allgemeinheit bestimmten Ressourcen tatenlos zusehen oder ihm sogar noch Vorschub leisten, scheint erschöpft, auch hierzulande.


    Wenn dieses Buch erscheint, wird der Wahlkampf in Deutschland in seine letzte Phase eingetreten sein, und sollte er dem christdemokratisch-liberalen Lager zur Regierungsmacht verhelfen, dann dürfte der spontane »Municipal-Sozialismus« der Mehrheit von mitentscheidender, wenn nicht sogar von ausschlaggebender Bedeutung für die erneute konservative Wende sein.
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      [Menü]

    


    Informationen zum Buch


    "Keine Experimente!" stand Ende 1989 auf vielen Transparenten, als die Wende von der demokratischen in die nationale Phase übergegangen war. Unterdessen ist der Osten Deutschlands zu einem der größten Experimentierfelder der jüngeren Geschichte geworden.


    Engler schildert die Auswirkungen des Umbruchs auf die Arbeits- und Privatverhältnisse, auf die Beziehungen der Menschen zueinander und zu sich selbst. Er stützt sich dabei auf Zeugnisse aus Architektur und Literatur, Dokumentar- und Spielfilm, Reportage und Statistik.


    Das Fazit der brillant geschriebenen Studie: Lernprozesse, die zwischen Ostsee und Thüringer Wald gegenwärtig millionenfach gemacht werden, sind von größter Bedeutung für die künftige Entwicklung in ganz Deutschland.
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    WOLFGANG ENGLER, geboren 1952 in Dresden, Soziologe, lehrt an der Schauspielschule »Ernst Busch« in Berlin. Er publizierte zahlreiche Studien über Lebensformen in Ost und West, kritische Analysen über die Moderne, Demokratie sowie den Wandel des Politischen und der Öffentlichkeit in den industriellen Massengesellschaften.


    Jüngste Buchveröffentlichungen: Die Ostdeutschen (AtV 8053-0, 2000); Die zivilisatorische Lücke, Versuche über den Staatssozialismus; Die ungewollte Moderne. Ost-West-Passagen
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